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Editorial: Familie und Staat 


„Wer sich in Familie begibt, kommt darin 
um“ - diese bittere Diagnose des Wiener 
Schriftstellers Heimito von Doderer, der 
seit den 1950er Jahren mit Romanen wie 
Die Strudlhofstiege oder Die Dämonen 
bekannt wurde, hätte die Mehrzahl sei- 
ner bürgerlichen Leser/innen wohl kaum 
geteilt, galt doch nicht nur ihnen, sondern 
sämtlichen gesellschaftlichen Schichten 
die Familie als einzig erstrebenswerte 
Lebensform. Zwar warfen auch andere 
Schriftsteller wie Arthur Schnitzler oder 
Thomas Mann einen Blick in die seelischen 
Abgründe, die sich in Familien auftun 
konnten, und schilderten beredt die mögli- 
chen psychischen Beschädigungen, die vor 
allem Frauen und Kinder, aber keineswegs 
nur sie, trafen. Auch Sozialwissenschaftler 
wie Max Horkheimer oder Erich Fromm 
stellten bereits 1936 in den Studien über 
Autorität und Familie kritische Überle- 
gungen zur Entstehung autoritärer Per- 
sönlichkeiten an. Die patriarchale Klein- 
familie, in der sämtliche Mitglieder in 
ihrer Abhängigkeit von dem männlichen 
Ernährer standen, wurde als eine der tiefe- 
ren Ursachen dafür gesehen, dass Kinder 
heranwuchsen, die unselbständig blieben, 
von Minderwertigkeitsgefühlen geplagt 
waren und sich bereitwilligunterordneten. 

Jahrzehnte später wurden diese Er- 
kenntnisse in der Studentenbewegung 
wieder aufgenommen und ausgiebig in 
Hochschul-Seminaren diskutiert. Eine 
beherzte Minderheit versuchte auch 


umgehend, sie in die Tat umzusetzen. 
Indem Kommunen und Kinderläden 
gegründet wurden, sollten die bisherigen 
unterdrückenden Strukturen aufgehoben 
werden. In Kommunen wurden tendenziell 
alle Prinzipien der bürgerlichen Familie - 
privates Eigentum, sexuelle Monogamie, 
interne Hierarchie - aufden Kopf gestellt, 
was viele der damals Beteiligten im Rück- 
blick inzwischen als recht zwiespältige, 
gelegentlich sogar traumatische Erfahrung 
erinnern. Dagegen haben die Experimente 
mit neuen Erziehungsvorstellungen in den 
Kinderläden, anfangs in der Öffentlichkeit 
ängstlich beäugt und unter den Verdacht 
des Zusammenbruchsaller Werte gestellt, 
längerfristig positive Auswirkungen auf 
die gängigen Konzepte von Kindergärten 
gehabt. Kinder sollten nun nicht mehr 
in erster Linie diszipliniert werden, zu 
festgesetzten Zeiten schlafen und alle die 
gleichen possierlichen Wichtelmännchen 
zusammen bauen, sondern ihre Kreativität 
entfalten, sich selbst und andere als selb- 
ständig erfahren und frei spielen, wobei 
traditionelle Reformkonzepte wie solche 
der Montessori-Kindergärten wieder zu 
neuem Ansehen kamen. 

Die Familie als auf Dauer angelegte Le- 
bensgemeinschaft von Eltern und Kindern 
hat in den letzten Jahrzehnten als gesell- 
schaftlicher Leitstern kaum an Strahl- 
kraft eingebüßt. Trotzdem die Zahl der 
Eheschließungen seit Jahren tendenziell 
zurückgegangen ist und die Scheidungen 
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zugenommen haben, leben heutzutage 
rund drei Viertel aller minderjährigen 
Kinder in Familien mit ihren verheirateten 
Eltern. Auch in der literarischen Öffent- 
lichkeit ist das Thema Familie — besonders 
gern als Betrachtung mehrerer Generatio- 
nen - in den letzten Jahren unübersehbar 
dominant geworden. So gingder Deutsche 
Buchpreis seit 2005 fast in jedem Jahr an 
einen Familienroman, 2005 an Arno Gei- 
ger für Uns geht esgut, 2006 an Katharina 
Hacker für Die Habenichtse, 2007 an Julia 
Franck für Die Mittagsfrau, 2008 an Uwe 
Tellkamp für Der Turm, 2010 an Melinda 
Nadj Abouji für Tauben fliegen auf, 2011 
an Eugen Ruge für /r Zeiten abnehmenden 
Lichts. 

Dies alles sagt jedoch wenig über die 
heutige gesellschaftliche Praxis und die 
Alltagsrealität von Familien aus, vor allem 
nichts darüber, in welchem politischen 
Rahmen sich diese entfalten. Vor diesem 
Hintergrund interessiertsich die PROKLA 
173 vor allem für den Zusammenhang zwi- 
schen Familie und Staat: Inwiefern ist die 
Familie eine ‘Staatsangelegenheit’? Wie 
sind die familienpolitischen Diskussionen 
und Reformen der vergangenen Jahre ein- 
zuschätzen? Inwiefern schreiben sich dabei 
Klasseninteressen und Umverteilungspoli- 
tiken in die Familienpolitik ein? Und: Wie 
und wo nehmen staatliche Politiken auch 
außerhalb der ‘klassischen Familienpolitik’ 
Einfluss auf die Rolle und die Formierung 
von Lebensgemeinschaften? 

In einem einführenden Artikel setzt 
sich Katharina Hajek mit unterschiedli- 
chen Debatten auseinander, die ‘Familie’ 
im Kontext moderner Staatlichkeit dis- 
kutieren. Dabei wird vor allem die soziale 
Konstruktion von Familie deutlich und 
die damit verbundene Trennung zwischen 
Öffentlich und Privat bzw. zwischen Po- 
litisch und Unpolitisch. Familie wird als 
ein Konzept und ein Gegenstand sichtbar, 
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der sich überhaupt erst im Spannungsfeld 
verschiedenster Macht- und Herrschafts- 
verhältnisse konstituiert. 

Deutlich wird allerdings auch, dass die 
(bürgerliche Klein-) Familie zwar enorm 
beständig, aber gerade auf Grund ihrer 
Verwobenheit mit dem modernen Staat 
durchaus wandelbar und anpassungsfähig 
ist. So legte der letzte Familienreport des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ) ausführlich 
dar, dass in der bundesrepublikanischen 
Gesellschaft neben der traditionell-he- 
terosexuellen Form von Familie (Mann, 
Frau, Kind/-er) inzwischen mannigfaltige 
Formen des Zusammenlebens entstan- 
den sind. Und die Familienministerin 
der schwarz-gelben Koalition, Christina 
Schröder, ließ im Sommer 2013 verlauten: 
„Eine nachhaltige Familienpolitik respek- 
tiert die Vielfalt der Lebensentwürfe und 
unterstützt Menschen dabei, sich frei zu 
entscheiden, in welcher Weise sie fürein- 
ander Verantwortung übernehmen wol- 
len.“ (www.bmfsfj.de/BMSFSFJ/familie. 
did=20172.htm|) 

Im historischen Rückblick macht 
Christina Schröders Aufruf zu einer Art 
familienpolitischen Diversity-Politik aber 
auch klar, wie schr sich der Diskurs in den 
vergangenen drei Generationen gewan- 
delt hat. 1933 etwa verkündete Joseph 
Goebbels die politischen Ansprüche der 
Nationalsozialisten an die Familie mit 
den Worten: „Den ersten, besten und ihr 
gemäßesten Platz hat die Frau in der Fami- 
lie und die wunderbarste Aufgabe, die sie 
erfüllen kann, ist die, ihrem Volk Kinder 
zu schenken“ (zit. in Annette Kuhn (Hg): 
Die Chronik der Frauen, Dortmund 1992, 
S. 477). An eigene Lebensentwürfe war 
hier nicht zu denken: Während die rasse- 
politisch erwünschten („arischen“) Frauen 
möglichst viele Kinder bekommen sollten, 
so die unerwünschten (nicht-„arischen“ 
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oder nicht „erbgesunden“) gar keine, was 
unter anderem mit Zwangssterilisierungen 
durchgesetzt wurde. Zwanzig Jahre später 
und sechzig Jahre vor Ministerin Schröder 
vertrat ihr Amtsvorgänger Franz-Joseph 
Wuermelingandere, doch ebenso politisch 
von oben aufgestülpte Ansprüche, wenn er 
1953 in einer katholischen Kirchenzeitung 
schrieb: „Millionen innerlich gesunder 
Familien mit rechtschaffen erzogenen 
Kindern sind als Sicherung gegen die 
drohende Gefahr der Völker des Ostens 
mindestens ebenso wichtig wie alle mili- 
tärischen Sicherungen.“ (Kirchenzeitung 
des Erzbistums Köln, 6.12.1953, S. 780) 
Der westdeutschen Kleinfamilie war also 
die Aufgabe eines „Bollwerks gegen den 
Kommunismus“ aufgetragen. 

Der Vergleich dieser Zitate legt ein 
fundamentales Umdenken nahe. Nichts 
desto trotz gilt es zu fragen, inwieweit 
sich staatliche Setzungen, rechtliche Re- 
gelungen und die Transferleistungen für 
Familien heute tatsächlich am Leitbild der 
Selbstbestimmung und der freien Wahl 
von Formen des Zusammenlebens orien- 
tieren. Susanne Schultz setzt sich in ihrem 
Artikel mit der Rolle der Demographie in 
der Familienpolitik auseinander und stellt 
dabei fest: „Nachdem jahrzehntelang zu- 
mindest in der alten Bundesrepublik vor 
dem Hintergrund nationalsozialistischer 
Bevölkerungspolitik galt, den Umfangund 
die Zusammensetzungbzw. „Qualität“ der 
nationalen Bevölkerungnicht explizit zum 
Objekt familienpolitischer Bemühungen 
zu erklären, gerieten (in den 2000er Jah- 
ren) katastrophistisch aufgeladene Szena- 
rien und Prognosen aus den aufblühenden 
Laboren der Demografie und Bevölke- 
rungsstatistik ins strategische Zentrum 
der Debatte.“ Zwar lässt sich allein daraus 
sicher noch kein familienpolitischer back- 
lash bzw. historische Kontinuität ableiten; 
deutlich wird jedoch, dass es gerade auch 
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nach den Widersprüchen und Ungleich- 
zeitigkeiten zwischen kulturellem und 
sozioökonomischem Wandel einerseits, 
zwischen Familienmodellen und Famili- 
enideologien andererseits zu fragen gilt, 
wenn das Verhältnis von Familie und Staat 
genauer bestimmt werden soll. 

So steht beispielsweise das Ziel einer 
umfassenden Nutzung auch des Arbeits- 
kräftepotentials von Frauen nicht selten 
im Konflikt mit dem staatlich geförderten 
und im Bewusstsein vieler Menschen fest 
verankerten Harmonieversprechen der 
bürgerlichen Kleinfamilie. Auch die deut- 
sche Gleichstellungspolitik, die sich um die 
Vereinbarkeit von Berufund Familie sorgt, 
verweist die Frauen mit dem Versprechen 
der Gleichberechtigung auf den kapitalis- 
tischen (Arbeits-)Markt. Audrey Podann 
hinterfragt in ihrem Beitrag diese einseitig 
arbeitsmarktorientierte Agenda heutiger 
Frauenpolitik und fordert eine Erneuerung 
feministischer Kritik an der Lohnarbeit. 

Tomke König behandelt die „symbo- 
lische Geschlechterordnung“ in ihren 
Veränderungen wie Beharrlichkeiten. Im 
Mittelpunkt ihrer Überlegungen stehen 
die Hausarbeit und jene Arrangements, in 
welchen Paare diese im Alltag verrichten. 
Dabei entwickelt sie die These einer „para- 
doxalen Gleichzeitigkeit unterschiedlicher 
Ideale“. König stellt am Ende ihres Bei- 
trags die Frage, wer sich eigentlich unter 
den vorherrschenden Bedingungen von 
Flexibilisierung und einer zunehmenden 
Prekarisierung wann und wie erholt. Für 
die weitere Diskussion schlägt sie schließ- 
lich vor, die Trennung von Beruflichem 
und Privatem im Kontext von Sozialpo- 
litik als „sozialer Infrastruktur“ neu zu 
überdenken. 

Nicht zu übersehen sind die unter- 
schiedlichen Standards der bundesdeut- 
schen Familienpolitik, je nachdem, um 
welche Familien es sich jeweils handelt: 
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Für Familien, die ALG II beziehen, wird 
das Zielder Familienförderung suspendiert 
und der „stumme Zwangder Verhältnisse“ 
über den Ausschluss vom Eltern- und Be- 
treuungsgeld verschärft. Familienpolitik 
wird damit zum Medium der Exklusion 
bzw. zum funktionalen Korrelat einer 
Niedriglohnpolitik. Auch für Flüchtlinge 
gilt der hehre Anspruch, familiärer Zu- 
sammenhalt solle gefördert werden, häu- 
fig nicht, so wenn Eltern oder Kindern das 
Bleiberecht verweigert wird. Gerade an der 
Schnittstelle zwischen Migrations- und 
Familienpolitik werden, wie Anna Jüschke 
und Katharina Schoenes in ihrem Artikel 
zeigen, oft hetero-normative und tradito- 
nalistische Erwartungen an (transnatio- 
nale) Partnerschaften herangetragen, die 
für biodeutsche Paare kaum mehr gelten. 
Deutlich wird daran auch noch einmal, 
dass ‘die Familie’ schlussendlich nicht nur 
im Kontext kapitalistischer Staatlichkeit 
untersucht und verstanden werden muss, 
sondern zudem auch unentwirrbar mit 
der Konstruktion von Rasse und Nation 
verwoben ist. 

Volker Woltersdorff diskutiert die para- 
doxe Gleichzeitigkeit von Flexibilisierung 
und Persistenz der traditionellen Formen 
von Sexualität und Familie im Neolibe- 
ralismus. Obwohl die heteronormativen 
Formen von Geschlecht, Verwandtschaft 
und Familie zunehmend prekär werden, 
Diversität etwain der Form der eingetrage- 
nen Partnerschaft für gleichgeschlechtliche 
Paare anerkannt wird, haben diese traditi- 
onellen Formen ihre normative Kraft noch 
längst nicht verloren und dienen weiterhin 
als „regulatorisches Ideal“ (Judith Butler). 
Heinz-Jürgen Voß wirft einen kritischen 
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Blick auf die bundesdeutsche Debatte um 
die Homo-Ehe’ und setzt sich mit dem 
Wahlfamilien-Modell und dem französi- 
schen Pacte Civil de Solidarite (PACS) als 
Alternativen zur gleichgeschlechtlichen 
Ehe auseinander. Dass sich die Homo-Ehe’ 
durchgesetzt hat, lag wohl nicht zuletzt 
daran, „weil sie am besten zur wichtigsten 
Institution passt, auf der normative Hete- 
rosexualität und moralischer Staat basie- 
ren: zur Ehe.“ (Nancy Peter Wagenknecht: 
Nur für gute Mädchen. Jungle world, Nr. 
47, 15.11.2000). 

Außerhalb des Schwerpunkts beschäf- 
tigt sich Errol Babacan mit den Gezi- 
Park Protesten in der Türkei, die sich 
im Juni 2012 zu einem Aufstand gegen 
die Zumutungen eines beschleunigten 
kapitalistischen Wachstums und ihres 
islamisch-konservativen Reproduktions- 
modus entwickelten. Sowohl die unter- 
schiedlichen Enteignungsprozesse, die dem 
neoliberalen Wachstumsmodell zugrunde 
liegen, als auch der islamistisch-konserva- 
tive Kulturkampf erfuhren nun breiten 
Widerstand. Zwar könne in der Türkei 
noch nicht von einer Krise der neolibera- 
len Hegemonie gesprochen werden, doch 
werde eine Selbstermächtigung subalterner 
Klassen deutlich, die gemeinsames Lernen 
und oppositionelles Handeln ermögliche. 

Es bleibt noch eine traurige Nachricht 
mitzuteilen. Am 17. August ist Thomas 
Haurtienne verstorben. Er war Autor und 
bis 1986 Redaktionsmitglied der PRO- 
KLA. Auch danach blieb er der PROKLA 
als Mitglied in der „Vereinigungzur Kritik 
der politischen Ökonomie“ verbunden. 
Urs Müller-Plantenberg erinnert in einem 
Nachrufan unseren Freund und Kollegen. 
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Nachruf für Thomas Hurtienne 


Am 17. August ist Thomas Hurtienne in Bel&m im brasilianischen Bundesstaat 
Parä nach einem Eingriff, der eine langwierige Krankheit seiner Speiseröhre 
heilen sollte, relativ plötzlich an einem aggressiven Lungenkrebs gestorben. Ihm 
fehlten nur noch wenige Monate bis zur Vollendung seines 70. Lebensjahres. 

Thomas Hurtiennes Familie war stolz aufihre hugenottischen Wurzeln. Seine 
in Berlin lebenden Eltern bekannten sich aber auch zu den Traditionen der deut- 
schen Jugendbewegung. In ihren Augen war es nur folgerichtig, dass ihr einziger 
Sohn sich in den sechziger Jahren der Studentenbewegung anschloss und gegen 
die autoritären Strukturen der Berliner Freien Universität kämpfte, und zwar so 
heftig, dass im Institut für Soziologie, an dem er studierte, sogar erwogen wurde, 
ihn relegieren zu lassen. 

Es war deshalb für ihn klar, dass er die Berliner Universitätsreform des Senators 
Werner Stein 1970 mit großem Interesse und Engagement verfolgte, zumal diese 
Reform unter anderem auch die Gründung eines Zentralinstituts für Forschung 
und Lehre über Lateinamerika einschloss. Das Interesse an Lateinamerika war 
bei ihm durch die Teilnahme an einer dreimonatigen Exkursion des Instituts für 
Soziologie nach Ecuador geweckt worden und ist nie wieder verloschen. 

Seit seiner Teilnahme als Student an der Gründung des Lateinamerika- 
Instituts ist er ihm für fast 25 Jahre eng verbunden geblieben, bald nach seiner 
Diplomprüfung in Soziologie als Wissenschaftlicher Assistent, später als Hoch- 
schulassistent und Oberassistent. 

Seine Diplomarbeit trug den Titel „Zur Ideologiekritik der lateinamerika- 
nischen Theorien der Unterentwicklung und Abhängigkeit“, und unter dem 
gleichen Titel erschien noch im selben Jahr ein Aufsatz von ihm in der PROKLA 
(Heft 14/15, 1974), an deren offenen Redaktionskonferenzen er seit der Grün- 
dunghäufig teilgenommen hatte. In diesem Aufsatz, der bis heute nichtsan Ak- 
tualität verloren hat, zeigte Thomas Hurtienne, wie fruchtbar der von Fernando 
Henrique Cardoso, Enzo Faletto und anderen entwickelte Abhängigkeitsansatz 
für die Erfassung der jeweils aktuellen Tendenzen des Akkumulationsprozesses 
in den abhängigen Ländern sein kann, wenn man ihn als historisch-strukturellen 
Ansatz verwendet und die Abhängigkeit nicht zur Kategorie eines totalisierenden 


Konzepts erhebt, wie der von ihm später - auch in der PROKLA (Heft 44, 1981) 
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- kritisierte Dieter Senghaas und andere das mit der von ihnen propagierten 
„Dependenztheorie“ getan haben. 

Ohne seine soziologischen und insbesondere entwicklungssoziologischen 
Interessen zu vernachlässigen, orientierte er sich in den folgenden Jahren um 
und wurde im Austausch u.a. mit Elmar Altvater, Manfred Nitsch, Hajo Riese, 
Paul Singer, Franz Josef Hinkelammert und Andre Gunder Frank zu einem 
hochgeachteten Ökonomen. Vor allem interessierte ihn zunächst, wie das so- 
zioökonomische Entwicklungsdenken von der Geschichte der ökonomischen 
Theorie geprägt worden war. Als antidogmatischer Feind ewiger Wahrheiten 
pflegte er, die Theorien gegen den Strich zu bürsten und so neue Erkenntnisse 
möglich zu machen. Seine von Hajo Riese betreute ökonomische Dissertation 
von 1983 gibt Zeugnis ab von diesem selbstbewussten Denken. 

Daneben wurde Thomas Hurtienne seit Mitte der siebziger Jahre einer der bes- 
ten Kenner der wirtschaftlichen, sozialen und politischen Entwicklung Brasiliens. 
Dazu trug bei, dass er an einer ganzen Reihe von Forschungsprojekten beteiligt 
war, die sich mit diesem größten Land Lateinamerikas beschäftigten. Das reichte 
von einer Studie des Lateinamerika-Instituts über die Entwicklung der brasili- 
anischen Militärdiktatur über eine Kosten-Nutzen-Analyse des brasilianischen 
Pro-Alkohol-Programms bis zu einer umfassenden Analyse der ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Probleme, die sich in den achtziger Jahren aus der so 
genannten „Inwertsetzung“ Amazoniens ergaben. 

Bei allen diesen Analysen war es ihm von Nutzen, dass er sich in der Soziologie 
ebenso auskannte wie in der Ökonomie und bald auch in der Ökologie. Und seine 
Forschungsarbeiten beschränkten sich nicht nur auf Brasilien. So leitete er Ende 
der achtziger Jahre ein Forschungsprojekt über die agroindustrielle Entwicklung 
Costa Ricas und nahm in den frühen neunziger Jahren an einem internationa- 
len Projekt über die Eingliederung Argentiniens, Chiles und Uruguays in den 
Weltmarkt teil. Aber er war auch von einem Lateinamerika-Fachidiotentum weit 
entfernt: Wer etwa über Deutschlands, Europas oder Nordamerikas wirtschaft- 
liche, gesellschaftliche und politische Verhältnisse reden wollte, fand in Thomas 
Hurtienne immer einen schr gut unterrichteten, belesenen und vor Ideen sprühen- 
den Gesprächspartner, der schnell vergessen ließ, dass er, der sich in fünfSprachen 
sehr gut auskannte, seine Probleme beim Sprechen hatte, er stotterte ein wenig. 

Für jemand, der soviel kannte und wusste, der alsakademischer Lehrer so be- 
liebt war wie Thomas Hurtienne und der mit den Großen seiner Zunft - nicht nur 
wegen seiner stattlichen Gestalt - auf Augenhöhe zu verhandeln wusste, hätte sich 
eigentlich eine Professur in Deutschland finden lassen müssen. Allein sie fand sich 
nicht. Insofern war es gut für ihn, dass ihm im Jahr 1989 angeboten wurde, für 
zwei Semester eine Gastprofessur in Soziologie an der Universität Brasilia wahr- 
zunehmen. Er kehrte noch einmal für vier Jahre an das Lateinamerika-Institut 
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der Freien Universität zurück, um dann von 1994 an endgültig sein Berufsleben 
als assoziierter Professor am Institut für höhere Amazonasstudien (NAEA) an 
der Bundesuniversität von Parä (UFPA) in Belem (Brasilien) fortzuführen. 

Das oflizielle Thema seiner Arbeit in Forschung und Lehre am NAEA war 
die nachhaltige Entwicklung der feuchten Tropen. Dieses Thema umkreisten 
auch die Forschungsprojekte, an denen er in Parä beteiligt war. Da ging es zum 
Beispiel um die agrarischen Kleinproduzenten in Amazonien, die nachhaltige 
Produktion in Familienbetrieben, die Rolle der Gemeindeverwaltungen oder 
zuletzt um kommunitäre Radios als System öffentlicher Kommunikation für 
die nachhaltige Entwicklung des Bundesstaates Parä. 

Die Nachrichten aus Belem besagen, dass sich Thomas Hurtienne bei seinen 
Kollegen und bei Studenten und Doktoranden eines hohen Anschens als Forscher 
und akademischer Lehrer erfreute. Davon zeugt auch die große Zahl von Mas- 
terstudenten und Doktoranden, die er in Belem zum Examen geführt hat. Auch 
er selbst ließ bei seinen gelegentlichen Besuchen in Berlin durchaus erkennen, 
dass er die Anerkennung seiner Leistungen und seiner Person in Belem als schr 
wohltuend empfunden hat.! 

Das Bild wäre nicht vollständig, wenn nicht auch auf ein paar sympathische 
persönliche Eigenheiten des Kollegen und Freundes hingewiesen würde. 

Da wäre zunächst einmal: Er war in jeder Hinsicht das Gegenteil eines Plagi- 
ators, aber er war ein schr großer Kopierer. Wenn man ihn suchte, war man gut 
beraten, am Kopiergerät vorbeizuschauen. Dementsprechend verfügte er auch 
über Unmassen an kopierten Manuskripten und Aufsätzen. Und das Erstaunliche 
ist, dass er sie auch immer alle gelesen hat, was leicht daraus zu erschen war, dass 
stets alle Seiten mit farbigen Filzstiften intensiv bearbeitet worden waren. 

Vielleicht hinges mit dem vielen Lesen zusammen, dass er zu Sitzungen und 
Verabredungen schr oft zu spät kam, und dann fast immer genau 43 Minuten. 
Und hier war erstaunlich, dass ihm das nach einer Gewöhnungsphase niemand 
mehr übel nahm. Man konnte sich ja danach richten. 

Und Thomas war trotz allem Schweren, das ihm im Leben widerfahren ist, 
ein Genießer. Er war gern fröhlich und hatte ein ansteckendes Lachen. Er liebte 
gutes Essen und einen guten Tropfen, und unter den Frauen war er bekannt und 
berühmt als ein begnadeter Tänzer. Unter Kollegen und Freunden genoss er eine 
gute Unterhaltung, ein ernsthaftes Gespräch, und erwies sich dabei als ein fairer 
Kollege und ein treuer Freund. Dafür sei ihm Dank. 


1 Vgl. dazu die Beiträge in dem von Maria Backhouse, Olaf Gerlach, Stephan Kalmring 
und Andreas Nowak herausgegebenen Sammelband Die globale Einhegung - Krise, ur- 
sprüngliche Akkumulation und Landnahmen im Kapitalismus, Münster 2013, der’Ihomas 
Hurtienne gewidmet ist. 
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Familienduell 
Von der politischen Regulierung und 
den Kämpfen um Familie 


1. Familie als analytisches Konzept - auf der Suche nach dem ‘Da, 
wo Menschen Verantwortung füreinander übernehmen sollen’ 


In den letzten Jahren und Jahrzehnten konnte nicht nur eine Vervielfältigung 
gelebter Formen ‘familiären’ Zusammenlebens abseits der heterosexuellen Klein- 
familie beobachtet werden (Stichwort Patchwork-Familien, Alleinerziehende, 
gleichgeschlechtliche Partner_innenschaften etc.). Auch in der politischen Re- 
gulierung von Familie in Deutschland fanden und finden tiefgreifende Verän- 
derungen statt. Damit ist auf unterschiedlichste Reformen und Maßnahmen 
verwiesen. Das 2001 eingeführte Lebenspartnerschaftsgesetz etwa stellt eine 
massive Ausweitung von Rechten, zu denen vormals ausschließlich Ehepaare 
Zugang hatten, auf gleichgeschlechtliche Partnerschaften dar. Diese mate- 
rielle und symbolische Anerkennung geht dann jedoch wieder doch nicht so 
weit, Verpartnerten auch das Recht auf Familie zuzuerkennen: der Zugang zu 
(Fremdkind-)Adoption und reproduktiven Technologien bleibt heterosexuel- 
len Partner_innenschaften und Ehen vorbehalten. Einen weiteren Punkt stellt 
der Ausbau öffentlicher Kinderbetreuungsplätze dar. Entgegen der vielzitierten 
Rede vom Abbau des Sozialstaates wurden hierfür 2005 nicht zuletzt mehrere 
Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. Dieselbe Stoßrichtung verfolgt die heiß 
diskutierte Einführungdes Elterngeldes 2007, die vor allem mit dem Namen von 
der Leyen verbunden ist. Kürzere Bezugsdauer und höhere Beträge sollen insbe- 
sondere gut verdienenden Frauen die Entscheidungzum Kind erleichtern - diese 
jedoch auch wieder früher ins Erwerbsleben zurückbringen. Der traditionellen 
Hausfrauenehe wurde seitens der großen Koalition auch mit den sogenannten 
„Vätermonaten“ der Kampf angesagt, bei denen sich die Bezugsdauer des Eltern- 
geldes bei Inanspruchnahme der Karenz des zweiten Elternteils - zumeist der 
Vater - verlängert. Enthalten diese Maßnahmen auf den ersten Blick durchaus 
auch progressive Forderungen, so wurde demgegenüber bei der deutschen Krisen- 
und Konjunkturpolitik ein „geschlechterpolitischer Konservativismus“ (Scheele 
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2011) diagnostiziert und darauf verwiesen, dass mit der konjunkturpolitischen 
Stützung vor allem von ‘Männerarbeitsplätzen’ in der Exportbranche auf dem 
längst überwunden geglaubten Modell des „männlichen Familienernährers“ 
aufgesetzt wird. Einmalzahlungen an Eltern und höhere Steuerfreibeträge pro 
Kind sollten zudem den ‘Konjunkturmotor Familie’ anwerfen. Die Sparpakete 
brachten jedoch weitere Einbußen insbesondere für Eltern, die ALG II bezie- 
hen. Jüngst löste schließlich die auch innerhalb der CDU/CSU umstrittene 
Verabschiedung des Betreuungsgeldes für Erziehungsberechtigte, die ihr Kind 
in den ersten drei Jahren nicht in einer öffentlichen Einrichtung betreuen lassen, 
erneut eine heftige Debatte über Kindeswohl, Wahlfreiheit und Rollenbilder 
aus und stellte sich als Blaupause für die oben angedeutete familienpolitische 
Neuausrichtung heraus. 

Die politische Regulierung von Familie ist somit nicht auf das Feld der Fa- 
milienpolitik im engeren Sinne beschränkt, sondern umfasst ein breites Feldan 
Regelungen vom Eherecht über steuer- bis hin zu fiskal- und budgetpolitischen 
Bereichen. Auch die Mittel und Instrumente sind vielfältig und reichen von 
gesetzlichen Regelungen über Transfer- und Sachleistungen bis hin zu Formen 
symbolischer Anerkennung. Zudem dürfen und können diese Entwicklungen 
nicht einfach als Ausdruck einer ‘längst überfälligen Modernisierung’ aufgefasst 
werden, sondern als umkämpft und Ausdruck unterschiedlichster gesellschaft- 
licher Interessen und Interessenskonstellationen. Begriffe wie Herdprämie, Ge- 
bärmaschinen, staatliche Bevormundung und Wickelvolontariat zeugen dabei 
vom kontroversen Charakter und der Emotionalität der Diskussionen, die diese 
Neuregelungen begleiteten. Dies weist darauf hin, dass es hierbei immer auch 
um die grundlegende Organisation gesellschaftlichen Gemeinwesens geht - 
um Formen der Arbeitsteilung, geschlechtliche Rollenbilder, gesellschaftliche 
Reproduktion, alltägliche Formen des Zusammenlebens und nicht zuletzt um 
die Frage, wie und in welchen Bereichen ‘der Staat’ hier intervenieren soll. 

Die oben aufgezählten Entwicklungen können also als umkämpfte Neure- 
gulierung zwischen verschiedenen sozialen Kräften und Interessen entlang der 
folgenden Fragen begriffen werden: Welche Form soll eine Familie haben? Wer, 
bzw. welche vergeschlechtlichten Subjektivitäten sind Teil einer Familie - und 
welche nicht? Welche gesellschaftlichen Aufgaben und Verantwortungsbereiche 
soll Familie übernehmen? ‘Familie’ ist damit nicht als vor-sozial’ und natürlicher 
‘Ort’ des Privaten zu fassen, sondern politisch hergestellt und reguliert und als 
Instanz staatlicher Regulierung, welche eine zentrale Rolle im Regieren gesell- 
schaftlicher Reproduktion und privatisierter Reproduktionsarbeit einnimmt. 

Hier geht es mir explizit nicht darum, ‘Familien’ als real gelebte Formen des 
Zusammenlebens in ihrer Vielfalt und Dynamik zu fassen. Dieser Artikel möchte 
vielmehr ‘Familie’ als Konzept diskutieren, das es erlaubt, die oben genannten 
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familienpolitischen Entwicklungen in diesem Sinne analytisch zu fassen. Hierbei 
wird aufvier Debatten Bezuggenommen, denen in kritischer Tradition gemeinsam 
ist, den Konstruktionscharakter von Familie hervorzuheben, die damit inhärent 
verbundene Trennung zwischen öffentlich und privat (und damit zwischen politisch 
und unpolitisch) in Frage zu stellen und schließlich Familie als Gegenstand und 
Ausdruck verschiedenster Macht- und Herrschaftsverhältnisse zu analysieren. 
Damit setzen sich diese Ansätze sowohl vom konservativ-bürgerlichem Diktum 
von der Familie als „Keimzelle des Staates“ wie auch von dessen neoliberaler Ak- 
tualisierung von der Familie als „der grundlegenden Einheit der Zivilgesellschaft“ 
(Giddens 1999) ab, die Familie als ahistorische Konstante voraussetzen und die 
damit verbundenen Interessen und Exklusionen unbenannt lassen. 

Zunächst (Abschnitt 2) wird hierzu auf feministische Ansätze eingegangen, 
die Familie vor dem Hintergrund der Entstehung moderner Staatlichkeit wie 
auch der Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise analysieren und 
dabei vor allem auf geschlechtsspezifische Arbeitsteilungen und der „Entpoli- 
tisierung“ des Privaten fokussieren. Danach (Abschnitt 3) werden queer-femi- 
nistische Analysen vorgestellt, die demgegenüber Familie als heteronormative 
Institution hervorstreichen, welche trotz aller Veränderungen noch immer auf 
Zweigeschlechtlichkeit und biologistischen Verwandtschaftsprinzipien aufbaut. 
Mit Foucault kann Familie als biopolitisches Konstrukt gefasst werden, dass 
seit dem Aufkommen moderner Staaten eine zentrale Rolle in der Regulierung 
der Bevölkerung eingenommen hat (Abschnitt 4). Schließlich kann Familie 
mit Rekurs auf Hegemonietheorien als Terrain und Effekt unterschiedlicher 
gesellschaftlicher Interessen gefasst werden (Abschnitt 5). In Abschnitt 6 sollen 
dann kurz die Implikationen der vorgestellten Debatten für die Analyse skizziert, 
aber auch progressive Einsatzpunkte aufgezeigt werden. 


2. ‘Das bisschen Haushalt’: Familie in der feministischen Kritik 


Familie ist im Anschluss an die feministische Reflexion nichts Natürliches oder 
Ahistorisches, sondern in ihrer heute geläufigen Form als privatisierte und intimi- 
sierte Kleinfamilie erstim 18. Jahrhundert entstanden. Damit sind zwei Aspekte 
angesprochen: Familie ist als Effekt des „liberalen Trennungsdispositives“ (Sauer 
2001: 184) einerseits, sowie der Trennung von Produktion und Reproduktion 
im Zuge der Durchsetzungkapitalistischer Produktionsverhältnisse andererseits 
zu fassen. 

Der Begriff des liberalen Trennungsdispositives verweist auf die konstitutive 
und folgenreiche Neuordnung und Entgegensetzung von ‘Öffentlichkeit’ und 
‘Privatheit” mit der Entstehung der bürgerlichen Gesellschaft (ebd.: 187f). Ob- 
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wohl historisch variabel und niemals umfassend (Hausen 1992: 282) waren diese 
Sphären von Beginn an vergeschlechtlicht und in ein geschlechterhierarchisches 
Verhältnis zueinander gesetzt. Als Sphäre der Vernunft und Rationalität war es 
exklusiv Männern vorbehalten, sich in den „immer weiter ausdifferenzierten Ver- 
einen, Verbänden und Parteien als den Agenturen der bürgerlichen Gesellschaft“ 
(Hausen 1990: 270f) politisch zu engagieren. Damit korrespondierte die Heraus- 
bildungder bürgerlichen Kleinfamilie als der» zentralen Ort bürgerlicher Privatheit 
wie auch Voraussetzung für die männlich kodierte Öffentlichkeit: Denn es waren 
ausschließlich Privatmänner die die nötigen Voraussetzungen für die Teilnahme 
an der bürgerlichen Öffentlichkeit aufbrachten. „Da es Privatleute sind, die in der 
bürgerlichen Öffentlichkeit miteinander verkehren, ist es unerlässlich, auch einen 
Blick auf die Privatsphäre zu werfen. [...] Die Männer des bürgerlichen Publikums 
[...] hatten ihre nun öffentlich zur Geltung gebrachte Privatautonomie in beiden 
Bereichen der Privatsphäre gewonnen: als selbstständige Warenbesitzer waren sie 
Eigentümer von Gütern, als selbstständige Hausväter waren sie Eigentümer von 
Frau und Kindern“ (ebd.: 274f, vgl. auch Lang 2004). Erst die Freiheit von den 
Erfordernissen der Reproduktion ermöglichte es, am öffentlichen Meinungsaus- 
tausch und der Formulierung von Interessen unter Freien und Gleichen teilzunch- 
men. Nicht zufällig sicherte das zeitgleich in den europäischen Nationalstaaten 
eingeführte Privatrecht! nicht nur bürgerliche Eigentumsverhältnisse, sondern 
hob auch die bürgerliche Ehe in einen rechtlichen Status und institutionalisierte 
so die rechtliche Schlechterstellung von Frauen (vgl. Appelt 1997: 123). 

Die bürgerliche Familie als Ort von Intimität, Zuneigung und Liebe wurde so 
zum zentralen Leitbild bürgerlichen Selbstverständnisses und hatte zunächst auch 
die Funktion, sich gegenüber dem Familienleben am fürstlichen Hof abzugren- 
zen, welchem gerade ein Mangel an Intimität zwischen Kindern und Eltern bzw. 
zwischen den Eheleuten vorgeworfen wurde (vgl. Hausen 1990: 176f). Durch 
diese Neuformierung setzte ein paradoxer Prozess der gleichzeitigen moralischen 
Aufwertung wie politischen Abwertung von Familie ein. Als Gegenentwurf zum 
politischen Geschehen wurde Familie zum ‘Ort’ all dessen, was in der bürgerlichen 
Öffentlichkeit von Markt und Politik (vermeintlich) keinen Platz hatte: Intimität, 
Emotionalität und gegenseitige Zuneigung im Häuslichen sollten der Erholung 
des Mannes und der Erziehung des Nachwuchses dienen. Der damit verbunde- 
ne Entwurf von Familie als Schutzraum gegenüber staatlichen Eingriffen und 
als natürlicher Ausdruck der Geschlechterverhältnisse hatte jedoch auch deren 
Entpolitisierung zur Folge. In diesem Kontext spricht Mechthild Rumpf auch 
vom „Mythos des staatlichen Gewaltmonopols“ (Rumpf 1995: 235). Da Familie 


1 Vgl. die Einführung des Allgemeinen Preußischen Landrechts 1794, des Code Civil in 
Frankreich 1804 und des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches 1810 in Österreich; 
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als private, 'staatsfreie’ Zone gilt, wurde familiäre Gewalt, Vergewaltigung in der 
Ehe etc. lange Zeit staatlich toleriert und nicht als Gewalt sanktioniert. Feminis- 
tische Gewaltdefinitionen bezichen sich daher aufeinen „weiten Gewaltbegriff“ 
(Dackweiler/Schäfer 2002), der nicht nur direkte physische oder psychische Ge- 
walt, sondern auch die strukturelle Gewalt fasst, der diese „Verletzungsoffenheit“ 
von Frauen erst produziert. Hierzu gehören auch cherechtliche Bestimmungen 
oder familiäre Abhängigkeitsverhältnisse, die es Frauen erschweren, gewalttätige 
familiäre Beziehungen zu verlassen (vgl. Sauer 2003). 

Dieser Prozess der ‘Privatisierung von Familie’ war eng verbunden mit einer 
bürgerlichen Neudefinition von Weiblichkeit. Familie wurde geradezu zur „Seins- 
weise von Frauen“ (Hausen 1990) wobei auf die neuen ‘weiblichen Kardinaltu- 
genden’ von Ordnung, Sauberkeit, Sparsamkeit und Geduld abgestellt wurde, die 
diese für die umsichtige Erziehungder Kinder wie für das Führen des Haushaltes 
prädestinierten. Mit dieser moralischen Stilisierungkorrespondierte jedoch auch 
hier eine Entpolitisierung weiblicher Identitäten, Lebensrealitäten und damit 
verbundenen Interessen. Obwohl eine der wichtigsten Voraussetzungen bürger- 
licher Öffentlichkeit und Staatlichkeit, wurde Familie damit naturalisiert und 
die politische Relevanz entzogen. 

Ihre zeitgenössische Legitimation fanden diese neuen geschlechterhierar- 
chischen Familienmodelle nicht zuletzt in den Vertragstheorien (vgl. Pateman 
1989). So argumentiert Carole Pateman, dass dem Gesellschaftsvertrag - als 
der wichtigsten Legitimationsfigur moderner Staatlichkeit - ein impliziter 
Geschlechtervertrag als Unterwerfungsvertrag zugrunde liegt. Alle Vertrags- 
theoretiker (bis auf Hobbes) sprachen Frauen aufgrund ihrer geschlechtlichen 
Differenz jene Fähigkeiten und Eigenschaften ab, die notwendig waren, um den 
Gesellschaftsvertrageingehen zu können (wie z.B. Besitz an der eigenen Person). 
Der Gesellschaftsvertrag- als unter Männern geschlossener - konstituiert neben 
der Sphäre der bürgerlichen Gesellschaft, in der sich Männer als freie und gleiche 
begegnen, auch den davon abgegrenzten Bereich des Privaten und der Familie, in 
den Frauen über den geschlechtlichen Unterwerfungsvertragverwiesen werden. 
Waren Frauen somit zwar nicht Partei des Vertrags, so wurden sie auch nicht im 
Naturzustand zurückgelassen, sondern in der ‘natürlichen’ Sphäre des Privaten 
‘unter Quarantäne’ gestellt. Über eben dieses Manöver (wie auch über dessen 
Aktualisierung im Ehevertrag) wurde demnach auch das moderne Patriarchat 
legitimiert, das die natürliche Herrschaft von Männern über Frauen in politi- 
sche Herrschaft gerinnen lässt und somit auch den männlichen Zugriff auf das 
weibliche Arbeitsvermögen und Körper im Rahmen der Familie sicherstellt. 

Auch Rousseau bezicht sich explizit aufdie Geschlechterdifferenz - und damit 
im Kontext der aufkommenden Humanwissenschaften aufein explizit modernes 
Geschlechterwissen -, um im Kontext prinzipiell universalistischer bürgerlicher 
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Gleichheit die vergeschlechtlicht-hierarchische Segregation zwischen Familie/ 
Privatheit und Staat/Öffentlichkeit zu legitimieren. Über das Konzept der „re- 
publikanischen Mutterschaft“ und der Vorstellung, „dass öffentliche männliche 
Tugenden nur aufdem Hintergrund privater weiblicher Tugenden entstehen und 
aufrechterhalten werden könnten“ (Appelt 1997: 123) begründete er die Unter- 
ordnung und Entrechtung von Frauen in der Familie mit deren ‘natürlicher’ Be- 
gabungfür die Erziehung von Kindern zu Staatsbürgern. Erna Appelt bezeichnet 
moderne Vertragstheorien daran anknüpfend als ‘familialistisch’ (ebd.), dadiese 
zum Teil bis heute als Grundlagen moderner Verfassungen Frauen viele staatsbür- 
gerliche Rechte nur vermittelt über ihre Rolle als Ehefrau oder Mutter zukommen 
lassen. Die ideologische Charakterisierung von Familie als ‘natürlicher’ Ort von 
Fürsorge und Pflege schlägt sich auch in vielen wohlfahrtsstaatlichen Regimen 
nieder, in denen die Familie gegenüber dem Staat oder dem Markt noch immer 
als größte Erbringerin von reproduktionsbezogenen Dienstleistungen auftritt 
(vgl. etwa Ostner 1995, Lewis 1992). 

Ein zweiter großer Strang feministischer Reflexion beleuchtet die Herausbil- 
dung der modernen Kleinfamilie im Kontext der Durchsetzung kapitalistischer 
Produktionsverhältnisse und der - räumlichen wie technischen - Trennung von 
Produktion und Reproduktion. Die Produktionsweise feudaler Gesellschaften 
beruhte dabei noch primär aufder „Familienwirtschaft“, d.h. „aufder Gesamtarbeit 
von Mann, Frau und Kindern, von Alten und Jungen, von Blutsverwandten und 
Nicht-Blutsverwandten im gemeinsamen Haushalt“ (Bock/Duden 1977: 125). 
Der Kreis der ‘Familienmitglieder’ ging über die unmittelbar Verwandten weit 
hinaus und umfasste somit auch Knechte und Mägde, Dienstboten, Lehrlinge u.s.w. 
Familie war damit im weit größeren Ausmaß als heute eine wirtschaftliche Einheit, 
die primär der Gebrauchswertproduktion diente - ob für den eigenen Konsum, 
den Grundherren oder den Markt. Die Nicht-Trennung von Erwerbsarbeit und 
Hausarbeit verhinderte geschlechtsspezifische Arbeitsteilungen im heutigen Sinne, 
wie auch reproduktive Tätigkeiten keine ‘privaten, intimen Dienste waren, sondern 
etwa im Fall des Kochens die durchaus sichtbare Verpflegung von Arbeitskräften 
darstellte. Jedoch auch im technischen Sinne war Hausarbeit weit weniger zeit- und 
energieintensiv: Das Kochen beschränkte sich oftmals auf das Anrühren kalter 
Breie, und laxere Reinlichkeitsvorstellungen wie auch das Zusammenfallen der 
beengten Wohn- und Arbeitsräume machten ‘Saubermachen’ im heutigen Sinne 
undenkbar. „Was sie [die Frauen, K.H.] zu tun hatten, war allenfalls das Vieh aus 
den bewohnten Räumen zu halten, die Hunde und Katzen von den Töpfen zu 
scheuchen, den Boden von ärgstem Schmutz frei zu halten“ (ebd.: 132). 

Dies änderte sich im 18. Jahrhundert mit der sich allmählich durchsetzenden 
Industrialisierung, der Entstehung von Erwerbsarbeit außerhalb des Hauses 
und schließlich mit der Trennung von Arbeitsplatz und Wohnbereich (vgl. Beer 
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1990: 149fF). Begleitet war dieser Prozess - wie bereits oben beschrieben - von 
der Propagierung neuer Familien- und Frauenbilder. Übernahmen Frauen in 
feudalen Gesellschaften noch eine Vielzahl an Tätigkeiten, sollte ihr Wirken 
nun auf Fürsorge, Umsicht und Tugendhaftigkeit, auf Heim und Herd reduziert 
werden. In den gleichen Zeitraum fällt auch die Entdeckung’ von Kindheit und 
Mutterrolle (vgl. Kreisky/Löffler 2003: 379f). Wurden bis in das 19. Jahrhun- 
dert Säuglinge „gewickelt“ (verschnürt) zur Arbeit mitgenommen und Kinder 
früh in den Produktions- und Erwerbsprozess integriert, so entwickelte sich 
die Kindheit als Produkt bürgerlicher Aufklärung zur eigenen Lebensphase, 
wobei der Mutter die affektiven und pädagogischen Fähigkeiten zur Erziehung 
zugesprochen wurde und die Kleinfamilie als bevorzugter ‘Ort’ dieser neuen 
Zuständigkeit auserkoren wurde. Von der zentralen Form des Wirtschaftens 
erlebte Familie mit der Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise 
somit eine „Emotionalisierungund Intimisierung“ (Kreisky/Löfller 2003: 380). 
Die Umdeutung zur Sphäre, die vordringlich der psychischen und physischen 
Reproduktion bzw. der Konsumption dient, hatte auch eine Schrumpfung auf 
die ‘Kernfamilie“ der Eheleute und ihrer leiblichen Kinder zur Folge. 

Dabei ist zu betonen, dass es sich bei diesem neuen Familienmodell zunächst 
um ein bürgerliches Ideal handelte. Zum einen war das Eingehen einer Ehe als 
Voraussetzung für eine Familiengründung lange Zeit an materielle Vorausset- 
zungen geknüpft - für den sogenannten Vierten Stand bestand überhaupt ein 
Eheverbot (vgl. Raab 2011: 191ff). Zum anderen war und ist es für die Mehrheit 
der Arbeiterfamilien materiell nicht möglich, das bürgerliche Familienideal der 
Hausfrauenehe zu leben, da Frauen immer auch erwerbstätig sein mussten und 
Nachbarschaftsnetzwerke eine viel größere Rolle spielten. Erst mit dem 20. Jahr- 
hundert setzte hier eine Privatisierungund relative Homogenisierung der gelebten 
Familienformen entlang bürgerlicher Ideale ein (Bock/Duden 1977: 160f). 

Genau diese Ausweitung bürgerlicher Familienmodelle über breitere Gesell- 
schaftsschichten stellt auch den Zeitpunkt dar, an dem Hausarbeit zum funk- 
tionalen Element kapitalistischer Produktionsweise wird: Die Tatsache, dass 
Hausarbeit vorwiegend im Rahmen der Kleinfamilie und damit privatisiertvon 
Frauen ausgeübt wird, ermöglicht es, diese unbezahlt verrichten zu lassen. „War 
sie technisch und organisatorisch zwar wenigeflizient, so war sie doch wertmäßig 
effizienter, d.h. billiger und damit rentabler als ihre industrialisierte Form, für die 
man hätte Löhne zahlen müssen - und seien es auch nur diejenigen von Putzfrau- 
en gewesen“ (ebd.: 181).” Die moderne Familie wurde zu der Organisationsform 
der unbezahlten weiblichen Hausarbeit. 


2 Damit intervenierten Bock und Duden auch in die sog. Hausarbeitsdebatte der 1970er, 
welche nach dem Verhältnis zwischen Kapitalismus und Frauenunterdrückung fragte 
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Feministische Positionen fokussieren daher auf die diskursive und soziale 
Konstruktion und Regulation von Familie in der bürgerlichen Gesellschaft und 
im Kontext kapitalistischer Produktionsweisen. Familie ist somit inhärent ver- 
bunden mit der gesellschaftlichen Organisation von Reproduktionsarbeit und 
mit der Regulation hierarchischer Geschlechterverhältnisse, da darüber stets 
auch eine Zuteilung von Identitäten, Verantwortlichkeiten, Bedürfnissen und 
Rechten von statten geht. 


3. ‘Kinder von schlechten Eltern?’ - Queer-feministische Kritik 
der Familie 


Unter Rückgriff auf queer-feministische Diskussionen ist Familie als heteronor- 
mative Institution zu fassen. Der Begriff Heteronormativität (vgl. Warner 1991) 
fasst Heterosexualität nicht als eine individuelle Praxis, sondern als sexuelle 
Norm und Logik, die tief in sozialen Institutionen wie dem Staat, Wirtschaft, 
Konsum, Nationalität, Gewalt, Intimität, Öffentlichkeit u.s.w. eingelassen und 
institutionalisiert ist (vgl. auch Berlant/ Warner 2005: 87). Heteronormati- 
vität stellt damit ein „zentrales Machtverhältnis [dar], das alle wesentlichen 
gesellschaftlichen und kulturellen Bereiche, ja die Subjekte selbst durchzieht“ 
(Hartmann/Klesse 2007: 9). Die Annahme der Natürlichkeit von Zweige- 
schlechtlichkeit und Heterosexualität ermöglicht dabei erst die Vorstellung 
eindeutiger Geschlechtsidentitäten wie auch die vergeschlechtlichte Trennung 
von Öffentlichkeit und Privatheit. 

Familie scheint dabei als die heteronormative Institution. Insbesondere die 
enge Verknüpfung mit der Ehe als legaler Absicherung definierte Familie als 
heterosexuelle Zweierbeziehung zwischen Mann und Frau mit dem primären 
Zweck, Nachwuchs zu zeugen. Damit wurde diese auf biologistische Verwandt- 
schaftskonzepte reduziert und zu einer „Sache des Blutes“ (Phelan 2001). Seinen 
deutlichsten Ausdruck findet dies in Gesetzen, die das volle Recht, Kinder zu 


(für einen guten Überblick siehe Asenbaum/Kinzel 2010). Die Positionen bewegten sich 
einerseits zwischen Ansätzen, die Hausarbeit über ihrer Funktion der Produktion der 
Ware Arbeitskraft in der kapitalistischen Produktionsweise verorteten (vgl. Dalla Costa/ 
James 1978). Andere Ansätze betonten wiederum, dass es sich bei der Hausarbeit um 
eine eigene, nicht-kapitalistische Produktionsweisc handelte, und somit der patriarchale 
Charakter hervorzuheben sei (vgl. etwa Delphy/Leonard 1984). Beide Ansätze gingen 
jedoch weitestgehend vom Kleinfamilienmodell aus und machten dieses nicht weiter 
zum Gegenstand der Analyse - was nicht zuletzt auch auf die ideologische und politi- 
sche Hochkonjunktur des heterosexuellen Kleinfamilienmodells in den 1970er Jahren 
zurückzuführen ist. 
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bekommen und groß zu ziehen, ausschließlich Ehepaaren zukommen lassen.’ 
Jedoch auch im hegemonialen Sprechen wird Familie stets in Relation zu Pri- 
vatheit, Natürlichkeit und Nachwuchs - und damit in einem heteronormativen 
Rahmen - verhandelt, wie etwa Nico Beger (2009) mit Bezug auf Debatten 
im Europäischen Parlament um die Einführung der Verpartnerung aufgezeigt 
hat. Die notwendige’ Monopolisierung von Elternschaft bei den ‘leiblichen, 
heterosexuellen Eltern wird dabei aufdie Rolle der Familie in der Erziehung von 
Kindern zu zukünftigen Staatsbürgern zurückgeführt, welche in der bürgerlichen 
Gesellschaft grundsätzlich als zweigeschlechtlich und heterosexuell gedacht sind. 
Bei homosexuellen Eltern wäre ebendies nicht garantiert. Heteronormative Fa- 
milienformen werden somit zu vor-politischen Voraussetzung für das Politische 
(vgl. Beger 2009: 196, ähnlich Butler 2009). 

In der Analyse darf Heteronormativität dabei jedoch nicht einfach als trans- 
historisch und universell vorausgesetzt werden, sondern ist stets in ihrer Arti- 
kulation mit anderen Herrschaftsverhältnissen zu fassen. (vgl. Mesquita 2011: 
36ff). Es ist somit immer eine spezifische, weiße, bürgerliche Heteronormativität, 
die gesellschaftlich wirksam ist. So plädiert Cathy Cohen dafür, dass die queer 
theory auch „Heterosexuals outside of Heteronormativity“ (Cohen 2001: 214) 
in den Blick nehme, denn nicht alle heterosexuell Lebenden profitieren auch 
wirklich von heteronormativen Normen und Herrschaftsverhältnissen, wie sie am 
Beispiel von alleinerziehenden Sozialhilfeempfängerinnen in den USA aufzeigt. 
Darüber hinaus stellt Heteronormativität ein dynamisches Machtverhältnis dar 
und ist nicht auf Mechanismen der In- und Exklusion entlangder Achse homo-/ 
heterosexuell zu reduzieren. Mit Blick aufdie Dynamiken und Veränderungen der 
letzten Jahre zeigen sich demgegenüber auch Prozesse der selektiven Integration 
und Anerkennung nicht-heterosexueller Lebensweisen. 

Eine der in diesem Zusammenhang meist diskutierten Veränderungen stellt 
die Einführung der Verpartnerung für gleichgeschlechtliche Paare dar. Obwohl 
diese nicht nur aufsymbolischer Ebene eine Anerkennung nicht-heterosexueller 
Lebensweisen darstellt, sondern auch eine Ausweitung vieler Rechte auf homo- 
sexuelle Partner_innenschaften und eine Inklusion in staatsbürgerliche Rechte 
bedeutet, war und ist die Lebenspartnerschaft nicht unumstritten. Neben dem 
Vorwurf einer „Sondergesetzgebung“ und der Kritik an der weiterhin beste- 
henden Hierarchisierung zwischen Ehe und Lebenspartnerschaft (Ohms 2000, 
29), fokussieren einige Analysen insbesondere darauf, wie sich heteronormative 
Machtverhältnisse dadurch nicht auflösen, sondern sich vielmehr reartikulieren 
und neue Exklusionen bewirken. Sushila Mesquita arbeitet solche Dynamiken 


3 So ist die Stiefkindadoption und der volle Zugang zu reproduktiven Technologien (wie 
der In-Vitro-Fertilisation) in Deutschland bis heute nur verheirateten Paaren gewährt. 
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am Beispiel des Schweizer Partnerschaftsgesetzes heraus. Verpartnerten kommen 
nun Rechte zu, die bisher nur Ehepartnern zustanden, der Status als Familie bleibt 
lesbischen und Schwulen Partnerschaften jedoch verwehrt, da diese vom Recht 
auf Adoption und dem Zugang zu assistierter Fortpflanzung ausgeschlossen 
bleiben. Interessant ist hierbei die Verschiebung im heteronormativen Normen- 
gefüge: Die Begründung der Gesetzgeberin für diesen Ausschluss bezicht sich 
nicht mehr auf die sexuelle Orientierung. Sondern die Anwesenheit - nicht 
unbedingt der leiblichen, wohl aber - notwendig verschiedengeschlechtlicher 
Elternteile wird als neue Voraussetzung für Elternschaft‘ und Familie benannt. 
Das Partnerschaftsgesetz wirkt zudem normierend, indem wiederum nur spe- 
zifische Bezichungsformen abgesichert werden: kinderlose Zweierbeziehungen 
aufenthaltsberechtigter Partner_innen, die im Idealfall beide voll erwerbstätig 
sein können und es auch sind (vgl. Mesquita 2011: 76ff). 

Dabei kann die Verpartnerung - und damit die Frage, ob gesellschaftliche 
Reproduktion in der Kleinfamilie oder darüber hinaus organisiert sein soll- nicht 
abseits sozialer und ökonomischer Entwicklungen analysiert werden. 

Unter Rekurs auf Nikolas Rose weist Kathrin Ganz (2007) auf einen Funk- 
tionswandel von Familie hin. Neoliberale Politiken stellen nicht nur auf selbst- 
verantwortliche und autonome Individuen ab, sondern fassen diese zugleich 
immer auch als aktiv in communities, sozialen, Nachbarschafts- oder Verwandt- 
schaftsnetzwerke eingebunden. Diese „Instrumentalisierung persönlicher Lo- 
yalitätsbeziehungen“ (Rose 2000: 81) dient dazu, den Abbau sozialstaatlicher 
Institutionen und Transferleistungen abzufangen: Die Absicherunggegen Alter, 
Krankheit und sonstigen Risiken wird nicht mehr über wohlfahrtsstaatliche 
Institutionen zumindest teilweise vergesellschaftet, sondern an die individuelle 
Fähigkeit geknüpft, sich diese reproduktiven und pflegenden Dienste und Tätig- 
keiten in ihren communities selbst zu organisieren. Familie - als eine Form von 
community — wird hier wieder vermehrt als ‘Ort’ angerufen, an dem diese Ver- 
sorgungsaufgaben übernommen werden sollen. Dabei scheint die heterosexuelle 
Kleinfamilie insofern an Bedeutung zu verlieren, als dies prinzipiellauch andere 
Formen des Zusammenlebens leisten können: „Im Zuge des neoliberalen Umbaus 
der Familie zu einer Absicherungsgemeinschaft, an die sich vormals sozialstaat- 
liche Funktionen delegieren lassen, geraten auch homosexuelle Partnerschaften 
und alternative Lebensgemeinschaften in die Aufmerksamkeit staatlicher Politik. 
Die gesellschaftliche Entsolidarisierung ist damit die historische Bedingung 
für die staatliche Anerkennung einzelner nicht-heterosexueller Lebensweisen“ 


(Woltersdorff 2004: 146). 


4 Dies ist umso widersprüchlicher, als es Einzelpersonen in der Schweiz schr wohl erlaubt 
ist, Kinder zu adoptieren. 
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Auch die vielfältigen medialen Repräsentationen von Regenbogenfamilien in 
Serien, Filmen und Werbunglassen darauf schließen, dass nicht-heteronormative 
Subjektivitäten nicht mehr ausschließlich das ‘gesellschaftliche Außen’ darstel- 
len, sondern im Gegenteil eine Aufwertung erfahren. Antke Engel fasst dies als 
„projektive Integration“ (Engel 2009), da insbesondere schwule Lebensweisen 
medial als flexibel, konsumorientiert und kreativ, dabei jedoch stets als Teil 
fürsorglicher Freundeskreise und Familien dargestellt werden, „die einander 
umsorgen und nähren, in denen Unterstützung geleistet wird oder Kompetenzen 
vermittelt werden“ (Engel 2008: 49, vgl. auch 2009: 52). Diese programmatische 
Verbindung von Unabhängigkeit und Verantwortlichkeit macht schwule und 
lesbische Lebensweisen und Familien zu „Musterschüler|n] des Neoliberalismus“ 
(Woltersdorff 2004: 146). Wie bei Ganz haben diese Integrationsprozesse jedoch 
auch Kehrseiten. Einerseits spielen solche Formen der Anerkennung neoliberalen 
Privatisierungslogiken in die Hände, andererseits bleiben all jene marginalisiert 
und exkludiert, die diesen Anforderungen nicht entsprechen (können). Neben der 
Einführungder gleichgeschlechtlichen Partnerschaft stellen die bereits erwähnten 
neuen technischen Möglichkeiten, Kinder zu bekommen, tradierte Vorstellungen 
von Familie und Verwandtschaft unter Legitimationsdruck. Auch hier ist eine 
Verschiebung heteronormativer Setzungen zu beobachten, wenn der Zugang zu 
diesen Technologien etwa mit rassistischen und biologistischen Argumenten 
beschränkt bleibt (vgl. Böcker 2011). 

All diese neuen Sichtbarkeiten und Pluralisierungstendenzen dürfen jedoch 
nicht dazu führen, gegenläufige Entwicklungen aus dem Blick zu verlieren: Pro- 
zesse der Retraditionalisierung entlang klassischer heteronormativer Lebens- 
entwürfe. Insbesondere seit dem Ausbruch der Finanzkrise und der erneuten 
Entsicherung und Prekarisierung sozialer Reproduktion wird auf das verstärkte 
Bedürfnis nach Sicherheit und Geborgenheit auch mit einer kulturellen und 
medialen Reaktivierung traditioneller Kleinfamilienbilder geantwortet. Dies 
zeigt sich etwa in der Popularität von Eva Herman wie in der Konjunktur von 
Doku-Soaps, die sich vor allem um das Hausbauen und häusliche Einrichten, 
das Kochen, Kinderkriegen und -großziehen drehen und damit auf scheinbar 
überkommene Geschlechterleitbilder, Lebensentwürfe und Arbeitsteilungen 
setzen (vgl. Hajek/Opratko 2009). 

In dieser medialen Stimmungslage kann auch die Einführung des Betreuungs- 
geldes kontextualisiert werden. Obwohl selbst innerhalb der CDU/CSU nicht 
unumstritten, beförderte diese kulturelle Retraditionalisierung ein Klima, in 
dem sich inden Medien über Monate hinweg Positionen halten konnten, die das 
Kindeswohl aufdie physische Anwesenheit der Mutter in den ersten Lebensjahren 
reduzieren und mit dem Slogan der „Wahlfreiheit“ gerade das ‘Recht von Frauen’ 
gefordert wurde, ‘zu Hause zu bleiben zu dürfen”. 
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Queer-feministische Diskussionen fassen Familie (insbesondere mit Kindern) 
somit insofern als heteronormative Institution, als diese bis heute wesentlich 
auf der Vorstellung gegengeschlechtlicher Zweierbeziehungen und biologischer 
Verwandtschaftskonzepte beruht. Gerade die teilweise staatliche Anerkennung 
durch die Einführung der Verpartnerung und die Diskussion um reproduktive 
Technologien - so wird betont - bedeutet jedoch nicht den Abbau von Hete- 
ronormativität, sondern eher deren Neuartikulation entlang von rassistischen, 
vergeschlechtlichten und ökonomischen Herrschaftsverhältnissen. 


4. ‘Seid fruchtbar und mehret euch’ - Familie als Aspekt 
und Instrument von Biopolitik 


Mit Foucault ist Familie als Aspekt und „Instrument“ (Foucault 2004a: 158) 
von Biopolitik zu fassen. Foucault charakterisiert Biopolitik als moderne Form 
der Macht, die erst mit dem 18. Jahrhundert aufkommt und eng mit der Ent- 
stehung moderner Verwaltungsstaaten verknüpft ist. Im Gegensatz zur älteren 
„Souveränitätsmacht“ oder juridischen Macht richtet sich diese nicht nur an 
‘einfache’ Rechtssubjekte als Untertanen, sondern entdeckt lebende Menschen 
und die Bevölkerung, mit ihren „spezifischen Problemen [...] wie Geburtenrate, 
Sterblichkeit, Lebensdauer, Fruchtbarkeit, Gesundheitszustand, Krankheits- 
häufigkeit, Ernährungsweise und Wohnverhältnissen“ (Foucault 1983: 31) als 
Objektihrer Politik. Das neue Ziel, das Leben zu verwalten und zu bewirtschaften 
(vgl. ebd., 132) hängt dabei auch eng an der Entstehung neuer Wissensformen, 
wie der Statistik und der politischen Ökonomie. Foucault unterscheidet dabei 
zwei Pole der Biopolitik: die Disziplinen des (individuellen) Körpers, welche eng 
mit den Institutionen verbunden sind, die deren Optimierung dienen, wie etwa 
dem Spital oder dem Gefängnis, sowie die Regulierung der Bevölkerung über 
Kontextsteuerung und (staatliche) Eingriffe in die damit verbundenen und als 
‘natürlich’ aufgefassten Phänomene und Prozesse (vgl. 1983: 134f). 

Besonders letztere wurde von Foucault im Rahmen seiner Vorlesungen zur 
Geschichte der Gouvernementalität (2004a, 2004b) aufgegriffen und weiter ent- 
wickelt. Foucault nennt die Familie dabei als zentrales Instrument von Biopolitik, 
sie ist ein „privilegiertes Segment, weil man, sobald man bei der Bevölkerung 
hinsichtlich des Sexualverhaltens, hinsichtlich der Demographie, der Kinderzahl, 
hinsichtlich der Konsumption etwas erreichen will, sich an die Familie wenden 
muss.“ (2004a: 157). Die Regulation von Familie im Rahmen von Biopolitik zu 
erfassen, öffnet mehrere analytische Dimensionen (vgl. Rose/Rabinow 2006: 
197£, Lemke 2007: 147F). Erstens setzt die politische Regulation von Familie stets 
auf einem spezifischen - wissenschaftlichen, ökonomischen, demographischen, 
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emotionalen und vergeschlechtlichten - Wissen auf. Damit verbunden ist auch 
die Frage danach, welche Problemfelder und welche Lösungen und Ziele mit 
diesem Wissen identifiziert werden? Wer sind die Subjekte und wer die Objekte 
dieses Wissens? Welches Wissen wird als relevant angesehen, welche Deutungen 
können sich durchsetzen, und welches Wissen wird demgegenüber marginalisiert? 
Daran anknüpfend kann in den Blick genommen werden, dass familienpolitische 
Maßnahmen in den letzten Jahren einerseits verstärkt mit demographiepoliti- 
schen Zielen begründet wurden; andererseits spielt insbesondere im Kontext des 
Ausbaus der öffentlichen Kinderbetreuung ein - neues - Wissen um frühkind- 
liche Förderung sowie die Entwicklung von Humankapital eine Rolle, mit dem 
sich Deutschland im internationalen Standortwettbewerb profilieren müsse. Die 
Dimension des Wissens hängt zweitens mit der Frage nach Machtverhältnissen 
zusammen, ‚wie also „Machtstrategien das Wissen vom Leben mobilisieren (und 
Machtprozesse Wissensformen hervorbringen und verbreiten)“ (Lemke 2007: 
150). Welche Lebensrealitäten sind Gegenstand der öffentlichen Debatte, welche 
nicht? Aber auch: Wer profitiert von gewissen Regulationsweisen und wer trägt 
die Kosten dafür? Eine Benennung der Akteur_innen und eine Einbettung in 
hegemoniale Projekte ist damit nicht zuletzt an hegemonietheoretische Ansätze 
anschlussfähig (siche Punkt vier). Drittens können schließlich Subjektivierungs- 
prozesse in den Blick genommen werden und damit die spezifischen Formen, in 
denen Subjekte angerufen werden, sich gemäß bestimmter Ziele zu verhalten. 
Zudem kann so aufgezeigt werden, dass es stets bestimmte Subjektivitäten sind, 
auf die im Rahmen spezifischer Regulationen abgezielt wird. Susanne Schultz 
(2012) hat etwa darauf hingewiesen, dass es trotz der propagierten Vielfalt und 
Wahlfreiheit ganz spezifische Subjektivitäten waren, die im Rahmen der famili- 
enpolitischen Reformen fokussiert wurden: die ‘kinderlose Akademikerin’ sowie 
die verwahrlosende Hartz-IV-Mutter”. Insbesondere der “Vereinbarkeitsdiskurs’, 
der an der ersten Figur ansetzt, ermöglicht es so, demographiepolitische Ziele 
über individuelle Biographien zu artikulieren. 

Zusammenfassend zielt eine biopolitische Analyse hier also darauf ab, die 
Regulation von Familie nicht auf deren funktionales Element zu reduzieren, 
sondern nach der Rationalität dieser Form zu fragen: nach dem angewandten 
Wissen, den Interventionsmöglichkeiten, -techniken und -orten sowie den pro- 
klamierten Zielen. 
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5. Familie als Hegemonieapparat - 
Hegemonietheoretische Zugänge 


Staats- und hegemonietheoretische Ansätze ermöglichen eine gesellschaftstheore- 
tische Fundierung, da sie die politische Regulierung von Familie an das Handeln 
und die Interessen gesellschaftlicher Akteure rückbinden und somit auch eine 
Kontextualisierungvon Familienpolitik in umfassenderen politischen Projekten 
und Akkumulationsstrategien ermöglichen. Familie erscheint damit zugleich als 
umkämpftes Terrain und Einsatzpunkt unterschiedlichster Akteure darum, was 
Familie sein solle, wie auch als Effekt und Ergebnis eben dieser Aushandlungen. 

Gramscis Begriff der Hegemonie bezeichnet einen Modus von Macht, der 
nicht auf Herrschaft, Gewalt und Zwang aufsetzt, sondern „durch Konsens und 
Zustimmung und auf der Ebene von Moral, Kultur und Ethik funktioniert“ 
(Opratko 2012: 37). Diese Ebene der „intellektuelle[n] und moralische[n] Füh- 
rung“ (Gramsci 1991: 1947) ist bei Gramsci zentrales Moment der Aushandlung 
und Absicherung von Herrschaft auf politischer, kultureller und ideologischer 
Ebene. Das primäre Terrain, in dem diese Aushandlungen stattfinden, ist die 
Zivilgesellschaft, womit die „gemeinhin ‘privat’ genannten Organismen“ (ebd., 
1502), wie Schulen, Medien, Vereine etc. gemeint sind. Diese Sphären sowie das 
Momentkultureller Führungzählt Gramsci ebenfalls zum Bereich des Staatlichen 
und bringt dies mit der vielzitierten Formel auf den Punkt: „Staat = politische 
Gesellschaft + Zivilgesellschaft, das heißt Hegemonie, gepanzert mit Zwang“ 
(ebd.: 783). Wichtig hierbei ist, dass diese Unterscheidung zwischen Zivilgesell- 
schaft und politischer Gesellschaft nicht als topologische missverstanden wird, 
sondern analytischer Natur ist (vgl. Opratko 2012: 41): politische Gesellschaft/ 
Zwang wie auch Zivilgesellschaft/Hegemonie stellen zwei verschiedene Ebenen 
und Formen der Machtausübung dar, sind realiter jedoch stets miteinander ver- 
woben. So ist Hegemonie - kulturelle Führung - als wichtiger Aspekt auch in 
formell staatlichen Bereichen und Prozessen wirksam. 

Mit dem Begriff von Hegemonie sind zwei Aspekte hervorzuheben. Erstens 
muss Hegemonie als umkämpft begriffen werden, womit auch gesellschaftliche 
Akteure in den Blick kommen. Hegemonie stellt keine abstrakte Norm dar, 
sondern ein Terrain, in dem eine Vielzahl an Akteur_innen über hegemoniale 
Bedeutungen, Normen und Weltanschauungen verhandeln. Zweitens stellt He- 
gemonie stets einen Kompromiss dar. Da Hegemonie auf den Konsens und die 
Zustimmungder Behertschten abzielt, hat dies immer auch eine selektive Einbin- 
dung anderer, oppositioneller Interessen und Forderungen zur Folge. Hegemonie 
ist damit nicht die bloße Durchsetzung eines bestimmten Programms, sondern 
der umkämpfte Kompromiss unterschiedlichster Strategien. Familie kann dabei 
als zentraler Aspekt von Hegemonie gefasst werden, da darüber immer auch die 
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Organisation des täglichen Lebens, reproduktive Tätigkeiten, Arbeitsteilungen, 
Geschlechterrollen oder die Verteilung von Ressourcen und Anerkennung - und 
somit über weite Teile die grundlegende Organisation gesellschaftlichen Gemein- 
wesens — mitverhandelt wird. Gramsci selbst hat im Rahmen seiner Fordismu- 
sanalysen (Gramsci 1991: 2082ff) darauf hingewiesen, dass die Hausfrauenehe 
ein wichtiges Moment in der Absicherung des tayloristischen Fließbandmodells 
war, denn erst die Stetigkeit und Monogamie sowie die Hausfrau selbst, die ih- 
rem Mannalle reproduktiven Erfordernisse abnahm, ermöglichte es diesem, die 
Monotonie am Fließband ein Arbeitsleben lang durchzustehen. 

Aus einer hegemonietheoretischen Sichtweise, jedoch mit Blick auf soziale 
Kräfte, analysiert Jörg Nowak die programmatischen Veränderungen sowie die 
generelle Aufwertungvon Familienpolitik in Deutschland und benennt diese als 
zentralen Aspekt von Arbeitsmarktpolitiken. Mit dem Elterngeld und dem Aus- 
bau öffentlicher Kinderbetreuungsplätze wurden durchaus liberal-feministische 
Forderungen übernommen und die Reform patriarchaler Familienmodelle, die 
Erhöhungder Erwerbstätigkeit von Müttern sowie der Karenzmonate von Vätern 
als explizite Ziele genannt (vgl. Nowak 2009: 221). Die soziale Selektivität - 
vor allem gut verdienende Mütter profitieren von den neuen Regelungen - wie 
auch die geschlechtsspezifische Arbeitsmarktsegregation, sowie die zunehmende 
Doppelbelastung von Frauen werden jedoch nicht thematisiert. Nichtsdestotrotz 
attestiert Nowak dieser Position hegemoniale Qualitäten, da darüber ideologische 
Angebote auch an Frauen aus anderen Schichten formuliert werden. „Die neue 
Familienpolitik wird wegen ihrer antipatriarchalen Errungenschaften als erster 
Schritt begrüßt [und] verbindet neoliberale Elitenförderung mit einer - freilich 
begrenzten - Aufweichungund Flexibilisierung der Geschlechterhierarchien. Da 
die rückwärtsgewandte Position der konservativen RomantikerInnen für viele 
Frauen kein akzeptables Angebot darstellt, erhält der liberale Feminismus auch 
starke Unterstützung von Frauen aus den unteren Klassen und von politisch 
progressiv eingestellten Teilen der Bevölkerung, Er ist aufdem ‘linken’ Spektrum 
der Familienpolitik (also links von der rechten Fraktion der CDU/CSU) quasi 
alternativlos und begründet darin seine Hegemonie.“ (Nowak 2010: 141f). Dabei 
gliedert sich die neue Familienpolitik über die Förderung der Frauenerwerbstä- 
tigkeit nicht nur funktional in workfare-Politiken sowie der Etablierung eines 
Niedriglohnarbeitsmarktes ein (vgl. Nowak: 194ff). Durch eben die integrativ- 
hegemoniale Funktion der progressiven’ Leitbilder dieser Familienpolitik stellte 
diese nicht zuletzt auch ein Vehikel dar, um möglichst breite gesellschaftliche 
Zustimmung für das neue Akkumulationsregime zu schaffen. Heike Raab 
schreibt diese hegemoniale Funktion auch der Einführung des Lebenspartner- 
schaftsgesetzes zu (vgl. 2005 und 2011). So scheinen neoliberale Politiken für 
spezifische Identitätspolitiken (wie der Forderung nach gleichgeschlechtlicher 
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Ehe durch Teile der Lesben- und Schwulenorganisationen) insofern durchlässiger, 
als diese auch die Akzeptanz für Privatisierungspolitiken und Kürzungen im 
Sozialbereich erhöhen. „Demnach wäre der gegenwärtige Erfolg sexualpolitischer 
Gleichstellungs- Antidiskriminierungs- und Minderheitenpolitiken nicht allein 
der Durchschlagkraft sexueller Identitätsbewegungen zu verdanken, sondern 
auch im Kontext neuer staatlich-ökonomischer Normalisierungs- und Regu- 
lierungsstrategien von Heteronormativität zu diskutieren.“ (Raab 2005: 63). 

Eine hegemonietheoretische Herangehensweise an den Komplex der Regu- 
lation von Familie ermöglicht somit eine gesellschaftstheoretische Fundierung 
über die Rückbindung spezifischer Politiken an unterschiedliche gesellschaftli- 
che Akteure und Interessen sowie deren breitere Kontextualisierung. ‘Familie’ 
bzw. die Regulation von Familie erscheint damit als umkämpftes Einsatzfeld 
unterschiedlichster Kräfte um Fragen der grundsätzlichen Organisation von 
gesellschaftlicher Reproduktion und Produktion. 


6. Wie leben? Was tun? 


Die unterschiedlichen Debatten und Theorietraditionen, deren Gegenstand 
Familie, bzw. herrschende Konzeptionen von Familie ist, zeigen sowohl die 
Komplexität wie auch die Reichweite des Themas auf. Ich schlage daher eine ana- 
lytische Konzeptualisierung von Familie vor, welche die aufgeworfenen Dimen- 
sionen aufnimmt, ohne dabei überkomplex zu werden. Familie kann in diesem 
Sinne als biopolitisches Konstrukt - und damit als Instanz in der Regulierung 
der Bevölkerung - gefasst werden, das wesentlich über Wissenspraktiken und 
Subjektivierungsweisen arbeitet. Die Trennung von öffentlich und privat sowie 
heteronormative und biologistische Verwandtschaftskonzeptionen müssen dabei 
als zentrale Modi von Herrschaft benannt und kritisiert werden, entlang derer 
nicht zuletzt auch vergeschlechtlichte Identitäten und Zuständigkeiten verteilt 
werden. Familie ist zudem als inhärent verbunden mit anderen Politiken sowie 
als umkämpft zu analysieren. 

Die letzte Dimension zeigt, dass Familie damit nicht nur etwas ist, was 'von 
oben’ diktiert wird, sondern prinzipiell offen für alternative Modelle istund damit 
für Lebensformen, die weniger patriarchal und normativ sind bzw. sich nicht 
derart für ökonomische, demographische etc. Ziele instrumentalisieren lassen. 
Ein wichtiger wie banaler Punkt ist - wie eingangs auch schon angedeutet - dass 
Familie (als real gelebte Form intimens und solidarischen Zusammenlebens) 
immer auch schon anders und vielfältiger gelebt wurde und sich somit stets bis 
zu einem gewissen Grad der politisch-herrschaftlichen Regulierung entzicht. 
Darüber hinaus stellt sich die Frage, wie eine genuin progressive Familienpolitik 
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ausschen könnte. Hier tun sich mehrere Spannungsfelder auf, die kurz angerissen 
werden sollen: Linke Politiken stehen vor dem strategischen ‘Problem’, gerade 
kein Leitbild forcieren zu wollen - im Gegensatz etwa zur konservativen Pro- 
pagierung der heterosexuellen Kernfamilie (vgl. Nowak 2010: 146). Vielmehr 
muss es einer progressiven Politik um Familie darum gehen, möglichst selbstbe- 
stimmte und vielfältige Formen des intimen Zusammenlebens zu ermöglichen. 
Dies kann jedoch - insbesondere aus einer feministischen Perspektive - auch 
nicht bedeuten, dass Familie vollends zur ‘Privatangelegenheit’ wird - die große 
bürgerlich-patriarchale Erzählung somit quasi auch de facto Realität wird. Dies 
würde wiederum nur jenen Interessen in die Hände spielen, die reproduktive 
Arbeiten unbezahlt und gesellschaftlich negiert als weibliche (und in Deutschland 
auch zunehmend migrantische) Zuständigkeit benannt und entpolitisiert wissen 
wollen. Ein neues mögliches Projekt der Vergesellschaftungvon Reproduktionsar- 
beiten wird demgegenüber gegenwärtig unter dem Zabel der Commons diskutiert. 
Ein weiteres Spannungsfeld ist mit der Frage angedeutet, welches Verhältnis zu 
familienpolitischen Rechten eingenommen werden soll (vgl. Mesquita 2011: 
237fF). Die Abschaffungder rechtlichen Bevorzugung spezifischer Lebensformen 
vor anderen wie auch die Notwendigkeit der Entfamiliarisierung’ spezifischer 
Rechte, d.h. der Entkoppelung spezifischer Rechte von der Ehe, wie etwa Adopti- 
on, erscheint dabei unter progressiven Positionen unumstritten. Dennoch bleibt 
die Frage, ob spezifischen ‘familiären’ Beziehungen, wie etwa Pflegeverhältnissen, 
nicht doch ein besonderer Schutz und eine besondere Anerkennung - auch ma- 
terieller Natur —- zukommen sollte. Schließlich ist zu diskutieren, ob ‘Familie’ 
als Begriff aufgrund seiner patriarchalen und herrschaftsförmigen Geschichte 
überhaupt für progressive Politiken zu gebrauchen ist und es nicht vielmehr 
auch um die ‘Bezeichnung’ neuer Lebensformen geht. Oder ob ‘Familie’ gerade 
wegen seiner Zentralität und Alltäglichkeit von progressiven Politiken neu besetzt 
werden sollte. 

Dies wären ein paar wichtige Eckpunkte, der Rest muss Gegenstand der kol- 
lektiven und demokratischen Aushandlung sein. 
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Susanne Schultz 


Familienpolitik und die „demografische Chance” 
Zur postkatastrophistischen Phase einer neuen 
deutschen Bevölkerungspolitik 


„Deutschlands Bevölkerungaltert und schrumpft. Seit etwa drei Jahrzehnten sind 
die deutschen Geburtenraten so niedrig, dass eine Elterngeneration nur noch zu 
zwei Dritteln durch die eigenen Kinder ersetzt wird“, so die ersten dramatischen 
Sätze eines Strategiepapiers des deutschen Familienministeriums in Koopera- 
tion mit dem Bundesverband der Deutschen Industrie und dem Institut der 
Deutschen Wirtschaft von 2004. Unter der Familienministerin Renate Schmidt 
proklamierte damals die rot-grüne Bundesregierung in ihrer zweiten Legisla- 
turperiode eine „bevölkerungsorientierte Familienpolitik“ (BMFSFJ u.a.2004: 
3) - anderswo auch als „nachhaltige Familienpolitik“ bezeichnet. Familienpo- 
litik müsse „dringend neu ausgerichtet und stärker an bevölkerungspolitischen 
Erfordernissen orientiert werden“ (ebd.: 21). 

Nachdem jahrzehntelang zumindest in der alten Bundesrepublik vor dem 
Hintergrund nationalsozialistischer Bevölkerungspolitik galt, den Umfang 
und die Zusammensetzung bzw. „Qualität“ der nationalen Bevölkerung nicht 
explizit zum Objekt familienpolitischer Bemühungen zu erklären, gerieten nun 
katastrophistisch aufgeladene Szenarien und Prognosen aus den aufblühenden 
Laboren der Demografie und Bevölkerungsstatistik ins strategische Zentrum 
der Debatte. Und sie wurden eine wichtige Folie, auf deren Grundlage nachfol- 
gende Regierungen egal welcher parteipolitischer Zusammensetzung konkrete 
Reformen und Maßnahmen in der Familienpolitik umsetzten. Es entstand eine 
stark klassenselektiv angeordnete pronatalistische Familienpolitik, in deren Zuge 
Familienpolitik vom „Gedöns“ äla Gerhard Schröder zur zentralen Staatsfrage 
aufgewertet und demografische Expertise als polikberatende Leitwissenschaft 
etabliert wurde. 

Seit 2009 hat die Bundesregierung diese familienpolitische Ausrichtung nun 
in eine praktisch alle staatlichen Politikbereiche betreffende „Demografiestra- 
tegie“ eingebettet, die als kohärentes Projekt sowohl einer „Anpassung“ an den 
so genannten demografischen Wandel als auch dessen „Gestaltung“ promotet 
wird. Gleichzeitig wurde die katastrophistische Rhetorik abgemildert. Mit dem 
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Motto einer „demografischen Chance“ (so Titel des Wissenschaftsjahrs 2013) 
steht die Mobilmachung zum Gebären als nationale Rettungsaktion nicht mehr 
so stark im Fokus. Vermittelt wird cher ein Konglomerat aus Maßnahmen, Ab- 
sichtserklärungen und Anrufungen an verschiedene gesellschaftliche Akteure, auf 
deren Grundlage „wir“ zuversichtlich in die nationale Zukunft schauen können. 

Was hat es mit dieser Entwicklung zu einer gleichzeitig postkatastrophistisch 
gewendeten wie allumfassenden Präsenz des Demografischen in der staatlichen 
Politik auf sich? Und wie ist Familienpolitik hier eingebunden? Diesen Fragen 
gehe ich aus einer intersektionalen Perspektive auf biopolitische Nationalstaat- 
lichkeit nach. 

Den Begriff des Postkatastrophismus übernehme ich von Jahn/ Wehling (1998: 
81). Sie bezeichnen damit die umweltpolitische Stimmung der 1990er Jahre, 
in der nicht mehr wie vorher in den 1970er und 1980er Jahren eine drohende 
Apokalypse Bezugspunkt war, sondern cher Möglichkeiten der Regulation von 
Umweltproblemen. Im Folgenden führe ich zunächst kursorisch einige Koordi- 
naten meines theoretischen Zugangs ein (ausführlich Schultz 2006). Einführend 
rekapituliere ich wesentliche Grundzüge der seit 2002 etablierten „nachhaltigen“ 
oder „bevölkerungsorientierten“ Familienpolitik. Anschließend untersuche ich 
dann, wie sich die regierungspolitischen Positionen zu Familien- als Geburten- 
politik in den letzten Jahren entwickelten und in eine umfangreiche Demogra- 
fiestrategie eingebettet wurden. Welche inhärenten Widersprüche werden im 
Rahmen des postkatastrophistischen Diskurses bearbeitet - und welche Kohärenz 
hergestellt? Es folgt resümierend der Aufrufzu einer demografiekritischen linken, 
feministischen und antirassistischen Offensive. 


Intersektionalität und Demografisierung: Anmerkungen zu 
Asymmetrien biopolitischer Staatlichkeit 


Um aktuelle Familienpolitik als Geburtenpolitik im Rahmen biopolitischer 
(National)staatlichkeit analysieren zu können, beziehe ich mich auf das Koordi- 
natensystem der Biopolitik bei Michel Foucault - und betrachte das Verhältnis 
zwischen den beiden biopolitischen „Polen“ aus einer intersektionalen Perspek- 
tive. Außerdem führe ich das Konzept der „Demografisierung“ als spezifisches 
Verhältnis zwischen beiden Polen ein und verankere es damit staatstheoretisch: 

Foucaults Analyse von Biopolitik als zentrales Moment der Herausbildung 
moderner Staatlichkeit und als zwei Pole umfassend, nämlich den einer diszip- 
linierenden Körperpolitik einerseits und den einer Verwaltung von Bevölkerung 
andererseits, ist inzwischen ein allseits bekanntes, vielfach wiederholtes Koordina- 


tensystem (vgl. 1983: 166, 2001, 2003). Allerdings gerät der letztere, totalisierende 
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und spezifizierende Pol der Bevölkerungsverwaltung - und damit auch die an 
Prozesse der Verstaatlichung gebundenen Dimensionen von Biopolitik - gegen- 
über dem zweiten Pol einer individualisierenden Körper- bzw. Verhaltenspolitik 
heute im sozialwissenschaftlichen Mainstream cher in den Hintergrund. Es 
dominieren Perspektiven, die Tendenzen einer abstrakten Individualisierung 
neoliberaler Selbstverantwortungim Rahmen biotechnologischer oder biomedi- 
zinischer Entwicklungen in den Vordergrund stellen (vgl. Rabinow/Rose 2003). 

Für die Frage einer Demografisierung von Familienpolitik ist aber gerade das 
Verhältnis zwischen beiden Polen der Biopolitik, nämlich zwischen demogra- 
fischen Zielen einerseits und der Regierung des individuellen „reproduktiven 
Verhaltens“ andererseits analytisch zentral; und genauso wichtig ist es, das abs- 
trakte Individuum, zu dessen Affırmation ex negativum manche der aktuellen 
Forschungen tendieren, zu überwinden und die Intersektionalität der biopoliti- 
schen Anordnung in den Blick zu nehmen. ' 

Für eine intersektionale Perspektive auf Familien- als Geburtenpolitik ist das 
Konzept einer stratified reproduction, wie esim Kontext antirassistisch-feminis- 
tischen Bewegungen und Debatten entstand, ein wichtiger Ausgangspunkt. Mit 
diesem Konzept kann deutlich werden, dass gesellschaftliche Machtverhältnisse 
entlangder Linien Rassismus, Konstruktion nationaler Zugehörigkeit, Eugenik 
oder sozialer Klassifizierung beeinflussen, wer dazu angeregt werden soll, Kinder 
zu bekommen oder nicht, aber auch wer cher dafür vorgeschen ist, „to bea parent, 
to bea caretaker, to have other caretakers for their children, to give nurture or to 
give culture (or both)“ (Ginsburg/Rapp 1995:3). 

Eine demografie- und staatskritische Perspektive ermöglicht es, szratified repro- 
duction über das Konstatieren einer multiplen sozialen Platzanweisunghinaus als 
Frage einer biopolitischen Anordnungdes modernen Nationalstaates zu analysie- 
ren. Zentral hierfür ist, dass gesellschaftliche Hierarchisierungsmuster in Bezug 
auf die beiden biopolitischen Pole asymmetrisch angeordnet sind: Denn während 
die Nützlichkeit, „Qualität“ oder auch politische „Integrierbarkeit“ von Bevölke- 
rung oder Bevölkerungsgruppen auf der Ebene von Klassenzuschreibungen und 
Rassismus verhandelt wird, geraten Geschlechterverhältnisse in den Blick, wenn 
auf einer individualisierenden Ebene reproduktive Körper und reproduktives 
Verhalten verhandelt werden. Hier spielt die Paradoxie des modernen Staates eine 
zentrale Rolle, Gebären zwar im Kontext von Familie und Privatheit außerhalb 
des Politischen zu verorten, dabei aber gleichzeitig für staatliche Regulierungzu 
öffnen (vgl. Kontos 1998). 


l Hier sei Interscktionalität als historische Ko-Konstitution und spezifische Verschrän- 
kungvon Rassismus, kapitalistischen Klassenverhältnissen und Geschlechterhierarchien 
verstanden, die in moderner Staatlichkeit verankert ist (vgl. Sauer 2012). 
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Das Verhältnis zwischen den beiden Polen ist aber auch zweitens insofern als 
asymmetrisches zu verstehen, als Foucault mit Biopolitik eine Überlagerung einer 
älteren Politik der Disziplinierung von Körpern durch eine neuere Politik der 
Bevölkerungsverwaltung beschreibt. Dies kann so verstanden werden, dass die 
Verwaltung durchschnittlicher Bevölkerungsphänomene durch den Staat zwar 
nicht einfach dominant gegenüber einer Politik des Privaten und Individuellen 
zu verstehen ist, sondern sich beides unter Umständen auch als „relativ autonom“ 
zueinander entwickelt, dass aber eine Politik der Verwaltung von Bevölkerungen 
schr wohl dazu tendieren kann, die Machtlogiken der Disziplinierung individu- 
ellen Verhaltens und individueller Körper zu überformen, unterzuordnen und 
zu funktionalisieren. 

Für Zeiten, in denen Familienpolitik explizit demografisch begründet wird, 
das heißt ‚in denen staatliche Strategien der nationalen Humankapitalverwaltung 
Fragen geschlechter- und familienpolitischer Arrangements des Kinderbekom- 
mens direkt einbezichen, scheint genau dies zu gelten: Die Unterordnung des 
biopolitischen Pols des reproduktiven Verhaltens und der reproduktiven Körper 
unter den Pol der Bevölkerungsverwaltung wird explizit gemacht und als strate- 
gische Frage staatlicher Politik diskursiv bearbeitet. 

Meines Erachtens ist es hilfreich, das Konzept der „Demografisierung“ genau 
an dieser Stelle in die Analyse biopolitischer Staatlichkeit einzubinden. Der 
Begriff der Demografisierung wurde von Diana Hummel, Eva Barlösius und 
anderen eingeführt, um die diskursiven Effekte kritisch bearbeiten zu können, die 
sich entwickeln, wenn Zahl, Verteilungund Zusammensetzungder (nationalen) 
Bevölkerung explizit als Grundlage staatlicher Politik verhandelt werden und 
gesellschaftliche Krisenphänomene und Konflikte auf der Grundlage demogra- 
fischer, mathematisch-statistischer Daten und Prognosen auf spezifische Weise 
(re)formuliert werden (vgl. Hummel 2013; Barlösius 2007). 

Demografisierung ermöglicht es etwa, Programme des Sozialabbaus als not- 
wendige Konsequenzen eines objektiven demografischen Sachzwangs darzustel- 
len und der politischen Verhandlung zu entziehen (vgl. PROKLA 146; Kistler/ 
Trischler 2012; Bosbach/Korff 2012; ver.di 2003). Ein wichtiger Effekt von 
Demografisierungist zudem, dass via Bevölkerungsstatistiken soziale Verhältnisse 
bestimmten, statistisch erfassten Gruppen zugeschrieben (ihnen sozusagen auf 
den Leib geschrieben) und an deren Vermehrung oder Verminderunggekoppelt 
werden, sei es die Zahl der „Ausländer“ als Ursache für Prozesse der Exklusion 
oder die Zahl der „Alten“ als Ursache für Krisen der sozialen Reproduktion 
und Sorgearbeit. Demografisierung kann insofern auch den Effekt haben, neue 
Konflikte zwischen so gefassten gesellschaftlichen Gruppen zu schüren, wie 
etwa die zwischen den Generationen oder zwischen Eltern und Kinderlosen 


(vgl. Baureithel 2007). 
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Demografisierung sollte jedoch meines Erachtens nicht im Sinne von Dem- 
agogie verstanden werden. Vielmehr gehe ich davon aus, dass Strategien einer 
demografischen Reformulierung sozialer Konflikte auf den Kern biopolitischer 
Staatlichkeit verweisen - nämlich genau auf die Problematik des Verhältnisses 
zwischen Bevölkerungsverwaltungund Körper/Verhaltenspolitik, wie es im mo- 
dernen Nationalstaat angelegt ist und durch Prozesse der Demografisierung nur 
explizit im Sinne einer klaren Unterordnung von Körper- und Verhaltenspolitik 
unter die Maxime einer menschenökonomisch? begründeten Bevölkerungsver- 
waltung vereindeutigt wird. 


Eine rehabilitierte Demografie und die „bevölkerungsorientierte” 
Familienpolitik seit 2002 


Die Rehabilitierung demografischen Wissens und die Formulierung explizit 
bevölkerungspolitischer Regierungsziele lassen sich seit der Wiedervereinigung 
Deutschlands und verstärkt seit der Jahrtausendwende beobachten. Explizit 
bevölkerungspolitische Ziele in Bezug auf Geburtenpolitik waren nach dem 
Nationalsozialismus zumindest in der Bundesrepublik Deutschland lange diskre- 
ditiert, und wurden staatlicherseits eher indirekt oder vereinzelt auffamilien- und 
sozialpolitischer Ebene formuliert und verfolgt. Zwar betrieben bestimmte Kreise 
deutscher BevölkerungswissenschaftlerInnen - in einer großen personellen und 
inhaltlichen Kontinuität zur nationalsozialistischen Rassenhygiene, Statistik und 
Bevölkerungsökonomie - ihre Disziplin weiter. Sie erreichten mit der Gründung 
des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung 1973 auch den Aufbau einer 
staatlichen Behörde - übrigens mit einem ersten Direktor, Hans Wilhelm Jürgens, 
der 1961 noch seine Habilitation über „Asozialität als biologisches und soziobio- 
logisches Problem“ verfasst hatte (vgl. Heim/Schaz 1996: 111f).? Insgesamt fühlte 
sich die bundesdeutsche Bevölkerungswissenschaft aber als akademische ebenso 
wie als politikberatende Disziplin eher marginalisiert (vgl. ZEW u.a. 2013:9). 


2 Mit „Menschenökonomie“ beziche ich mich auf den von Rudolf Goldscheid geprägten 
Begriff und auf damit operierende Debatten Anfang des 20sten Jahrhunderts, die aus 
Berechnungen über den Wert des Lebens volkswirtschaftliche Strategien einer selektiven 
Fortpflanzungspolitik ableiteten (vgl. Heim/Schaz 199624f). 

3 Diese Tradition schien auch in einem Interview mit Charlotte Höhn, Direktorin des 
Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung und Delegationsmitglied auf der Weltbe- 
völkerungskonferenz von Kairo 1994 auf, in dem sie erklärte, es sei ein „Denkverbot“, 
„wenn manesfürunzulässigerklärt, daß man sagt, daß die durchschnittliche Intelligenz 


der Afrikaner niedriger ist als die anderer“ (taz, 3.9.1994). 
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Seit Mitte der 1990er Jahre vervielfältigte sich in Deutschland dann aber die 
Anzahl von Forschungsinstituten und -programmen sowie privater Stiftungen 
oder Stiftungsschwerpunkte zu Demografie: 1996 wurde das „Max-Planck- 
Institut für demografische Forschung“ in Rostock gegründet, 2000 das private, 
medial einflussreiche „Berlin Institut für Bevölkerung und Entwicklung“ ins 
Leben gerufen oder 2003 das Leitprojekt „Aktion Demographischer Wandel“ 
der Bertelsmann-Stiftung initiiert. Neben den alten konservativen Haudegen wie 
den Bevölkerungsforschern Herwig Birg oder Josef Schmid formierte sich eine 
neue, selbstbewusste Generation jüngerer DemografInnen. Auch medial nahm 
das Interesse am „demografischen Wandel“ extrem zu.* 

Wichtiger Kontext dieses Aufwinds der Disziplin war sicherlich der allgemeine 
Schub einer „Normalisierung“ deutscher Politik nach der Wiedervereinigung; 
zweitens lieferte demografisches Wissen bereits für die erste „Rentendebatte“ 
und die Offensive des Sozialabbaus unter Rot-Grün Schützenhilfe. Und auch im 
Rahmen der Debatte um das Zuwanderungsgesetz wurde - etwain der Süßmuth- 
Kommission - Migration als demografisch relevant verhandelt, allerdings vor 
allem mit dem Ergebnis, für das sich besonders konservative Bevölkerungswis- 
senschaftler wie HerwigBirgstarkmachten, Migration als „integrationspolitisch“ 
nicht machbare Lösung für das „demografische Problem“ zurückzuweisen (vgl. 
Oberndörfer 2005). 

Die Rehabilitierung des Demografischen war die Grundlage, auf der die rot- 
grüne Bundesregierung dann ab 2002 ihre „nachhaltige“ Familienpolitik entwarf 
- und mit einer Reihe von Gutachten und Expertisen für das Ministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) unter Renate Schmidt un- 
terfütterte (vgl. Rürup/Gruescu 2003; Bertram u.a. 2005; BMFSF]J u.a. 2004; 
BMFSFJ 2006). Unter den nachfolgenden Regierungen wurde diese Politik in 
ihren Grundzügen beibehalten und - insbesondere unter Ministerin Ursula von 
der Leyen - umgesetzt. 

Grundannahme war, dass demografische, arbeitsmarktorientierte und ge- 
schlechter- bzw. familienpolitische Zielen im Rahmen einer Politik der „Ver- 
einbarkeit von Beruf und Familie“ kohärent verfolgt werden können. Das 
skandalisierte Problem der „Überalterung“ und „Schrumpfung“ der Deutschen 
sollte angegangen werden, indem die Geburtenraten der deutschen Bevölkerung 
erhöht würden; gleichzeitig sollte aber die Frauenerwerbsquote beibehalten bzw. 
ausgeweitet werden. 


4 Eva Barlösius verzeichnete einen Anstieg der Artikel in Tages- und Wochenzeitungen 
mit dem Schlagwort „demografischer Wandel“ von 36 Beiträgen im Jahre 1999 auf 866 
im Jahre 2003 (2007: 15). 
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Höhere Geburtenraten und eine höhere Erwerbstätigkeit von Frauen gelten 
seitdem als gut miteinander vereinbare Zielvorgaben. Diese Zielkohärenz wurde 
in den frühen Dokumenten zum einen mit einer schematischen Übertragung 
demografischer und familienpolitischer Koordinaten aus anderen europäischen 
Vorbild-Ländern mit höheren Geburtenraten und Erwerbsquoten - wie ins- 
besondere Frankreich und Schweden - untermauert (vgl. BMFSFJ u.a.2004). 
Zum anderen spielten ökonomistische Ansätze eine zentrale Rolle: Je nach dem 
Verhältnis von Kosten und Nutzen würden Familien das Kinderbekommen nach 
den Opportunitätskosten abwägen und Erziehungszeiten cher in Kaufnehmen, 
wenn staatliche Transferleistungen den Verdienstausfall möglichst weitgehend 
kompensierten (vgl. Rürup/Gruescu 2003: 24). Dass Mehrverdienende mehr 
Anreize zum Kinderkriegen bräuchten, wurde zu einer der legitimatorischen 
Grundlagen dafür, dass sich die neue Familienpolitik nicht einfach als pronata- 
listisches, sondern als selektiv pronatalistisches Projekt entwickelte (vgl. Nowak 
2013). 

Die bevölkerungsorientierte Familienpolitik erhielt jedoch nicht nur aufgrund 
solcher Anreizsysteme eine qualitative Ausrichtung auf das Ziel einer Vermeh- 
rung ganz spezifischer Bevölkerungsgruppen. Im Zentrum der ökonomischen 
Begründungen stand von Beginn an die Verbesserung des sogenannten „Human- 
vermögens“. Hierunter fielen, so das BMFSFJ, nichtallein die Bevölkerungszahl, 
sondern auch qualitative Faktoren wie arbeitsmarktrelevante Qualifikationen, 
Bildung und Gesundheit sowie „soziale Daseinskompetenz “ und „Werthaltun- 
gen“ (2006: 5). Es sind diese bevölkerungspolitischen Qualitätsansprüche, die 
die klassenselektiven Einschnitte einer „nachhaltigen Familienpolitik“ prägten. 
Schließlich ging es nicht darum, diese qualitativen „Vermögen“ für die Bevölke- 
rung insgesamt zu steigern, sondern bestimmte Bevölkerungsgruppen cher zu 
fördern, mehr Kinder zu bekommen, weil bei ihnen diese Kriterien oder Indi- 
katoren bereits als gegeben gelten. So formulierte das BMFSFJ 2004 gemeinsam 
mit den Industrieverbänden: „Eine anhaltend hohe Kinderlosigkeit unter Aka- 
demikerinnen kann die bildungspolitischen Probleme weiter verschärfen und zu 
Engpässen beim Fach- und Führungskräfte-Nachwuchs führen“ (BMFSFJ 2004 
u.a.: 18). Die genannten Indikatoren des Humanvermögens sollen also nicht 
durch den Abbau sozialer Ungleichheit und ein egalitäreres Bildungssystem ver- 
bessert werden, sondern dadurch, dass die Geburtenrate vor allem bei denjenigen 
erhöht wird, beidenen bzw. bei deren Nachwuchs diese Eigenschaften bereits als 
quasi naturgegeben vorausgesetzt werden (vgl. Kahlert 2007: 70). 

Dieser klassenselektive Zuschnitt spiegelt sich seitdem in allen wesentlichen 
familienpolitischen Maßnahmen wider (vgl. Nowak 2009). Auch die wohl pro- 
gressivste Reform, das seit 2005 in Kraft getretene Tagesbetreuungsausbaugesetz, 
ist davon insofern geprägt, als es alleinerziehenden oder doppelverdienenden 
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Erwerbstätigen Vorrang bei der Vergabe der Plätze gibt und damit, so eine Studie 
des Deutschen Jugendinstitutes, den schlechteren Zugang von Kindern prekär 
beschäftigter und erwerbsloser Müttern aus sozial benachteiligten Bevölke- 
rungsgruppen zur Kinderbetreuung verstärkt (Bien 2007: 18). Von den Anfang 
2006 eingeführten Steuerfreibeträgen für die Kinderbetreuung profitieren gut 
verdienende DoppelverdienerInnen eindeutig am meisten. Der markanteste klas- 
senpolitische Einschnitt der Geburtenförderpolitik ist aber sicherlich das 2007 
eingeführte Elterngeld. Es begünstigt gerade die Eltern, deren Einkommen vor 
der Geburt hoch war, indem 65 Prozent des vorherigen Nettoeinkommens (und 
höchstens 1.800 Euro) ausgezahlt werden. Gleichzeitig verkürzte sich der Zeit- 
raum der Förderung mit der gleichzeitigen Abschaffung des Erziehungsgeldes von 
zwei aufein Jahr (bzw. mit „Vätermonaten“ auf 14 Monate) und verringerte somit 
die Förderung für gering Verdienende oder Erwerbslose von 300 Euro pro Monat 
um fast die Hälfte. Eine weitere drastische Verschärfung dieses klassenpolitischen 
Bias trat dann Anfang 2011 in Kraft. Seitdem wird das Elterngeld auf Hartz 
IV, also Arbeitslosengeld II, angerechnet und damit faktisch für die ärmeren 
Bevölkerungsschichten abgeschafft. Dies gilt ebenso für das Betreuungsgeld, das 
nun seit dem 1. August 2013 ausgezahlt wird. 

Während aber weder diese klassenselektiven Einschnitte und Umverteilungen 
von unten nach oben, noch die Frage, ob Familienpolitik überhaupt bevölkerungs- 
politisch funktionalisiert werden dürfe, eine breitere gesellschaftliche Debatte 
provozierte, war es der Abschied von einem konservativen Familienleitbild, der 
die neue Politik öffentlich vor allem als frauenfreundlichen „Befreiungsschlag“ 
erscheinen ließ (Nowak 2009: 239): — mit von der Leyen als Frontfrau, den 
„Vätermonaten“ im Elterngeld als Leitsymbol sowie dem Ausbau der Ganztags- 
kinderbetreuung als tatsächlicher Reform. 

Eine geschlechterpolitisch gerahmte Kritik hat allerdings inzwischen aufviele 
konservative Kontinuitäten dieser neuen Familienpolitik hingewiesen: Zentrale 
Institutionen des konservativen Wohlfahrtstaatsmodells wie das Ehegatten- 
splitting und die Familienmitversicherung in der gesetzlichen Krankenkasse 
als wesentliche Säulen familiärer Abhängigkeit von Frauen blieben erhalten. 
Der Fokus auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie - gemeint letztendlich 
für Frauen - marginalisierte weitergehende Forderungen nach Gleichstellung 
wie eine Politik gleicher Bezahlung von Männern und Frauen oder nach einer 
Umverteilung von Haus- und Sorgearbeit. Indem die neue Familienpolitik ent- 
weder als Politik für Frauen oder gleich ganz geschlechtsneutral für Eltern oder 
Familien daherkam, stand wieder einmal im Zentrum, wie Frauen (und nicht 
Männer) zu einem Leben mit Kindern motiviert werden könnten, während gra- 
vierende Ungleichheiten in Bezug auf die geschlechtsspezifische Verteilung von 
Betreuungs- und Hausarbeit entweder normalisierend als gegebene Präferenzen 
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von Familienmodellen oder gleich ganz mit Rekurs aufeine geschlechtsneutrale 
Familie ausgeblendet wurden (vgl. Schultz 2012). 

Im Kontext der gleichzeitigeingeführten sozial- und arbeitsmarktpolitischen 
Prekarisierungspolitik (Ausweitung von Mini- und Teilzeitjobs sowie workfare- 
Politik), werteten Kritikerinnen die Vereinbarkeitsdebatte zudem „als Erfolgs- 
geheimnis der Legitimation prekärer Erwerbsteilhabe von Frauen“ (Schiek 2007: 
215). Zudem war die neue Familienpolitik von Anfang an in eine Sozialpolitik 
eingebunden, innerhalb derer insbesondere für die unteren sozialen Schichten 
neue Elemente familiärer Abhängigkeit, so etwa die Bedarfsgemeinschaft im 
Rahmen von Hartz IV, eingeführt wurden. Das Alleinernährermodell der Nach- 
kriegszeit wurde somit lediglich in Richtungeines „Zuverdiener(innen)modells“ 
reformiert (Nowak 2013). 

Eine vorrangig frauen- oder auch geschlechterpolitische Perspektive auf diese 
neuen familienpolitischen Konstellationen reicht angesichts dieser schr unter- 
schiedlichen Effekte auf verschiedene soziale Gruppen grundsätzlich nicht aus. 
Dass die neue Familienpolitik als Frage von Frauenpolitik bzw. sogar geschlechts- 
neutralals Familienpolitik öffentlich verhandelt wurde und wird, verweist meines 
Erachtens nicht nur auf eine Ungleichbehandlung verschiedener Gruppen von 
Frauen, sondern auch darauf, dass die individualisierende biopolitische Ebene 
einer Politik des reproduktiven Verhaltens und der reproduktiven Körper in den 
Vordergrund gerückt wurde, während die menschenökonomischen Dimensio- 
nen des biopolitischen Projektes auf der Ebene der Verwaltung der nationalen 
Bevölkerung als demografischer Sachzwang entpolitisiert wurde - und damit 
auch die Frage, ob pronatalistische Politik überhaupt richtig und notwendigsei. 


Familienpolitik als Teil einer postkatastrophistischen 
Demografiestrategie 


Seitdem das Bundeskabinett 2009 beschloss, unter Federführung des Bundes- 
innenministeriums den Aufbau einer überministeriellen Demografiestrategie in 
Angriff zu nehmen, ist Familienpolitik nun als wichtiger Baustein in eine Demo- 
grafiepolitik eingebettet worden; schließlich betreffe der demografische Wandel 
„auf Bundesebene nahezu alle Ressorts und Politikbereiche“ (BMI 2011: 10). 
Eine Fülle von Gremien, Institutionen, Dialogen und PR-Maßnahmen sind 
seitdem entstanden: Nach dem „Demografiebericht“ von 2011 deklarierte die 
Bundesregierung 2012 ihre „Demografiestrategie“; ein „Expertenrat Demografie“ 
wurde ins Leben gerufen und regelmäßige (bisher 2012 und 2013) „Demografie- 
gipfel“ mit ständigen Arbeitsgruppen zu verschiedenen Arbeitsschwerpunkten 
einberufen. Im Rahmen des Wissenschaftsjahrs der „demografischen Chance“ 
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tourt das Bundesforschungsministerium mit mehreren Ausstellungen durch die 
Lande; der Deutsche Ethikrat lud Kanzlerin Merkel im April zum Thema „Zu- 
sammenhalt im demografischen Wandel“ und auch in der Enquetekommission zu 
„Wachstum, Wohlstand, Lebensqualität“ schlug sich die Selbstverständlichkeit, 
ökonomische und soziale Fragen als „demografische“ zu fassen, bereits deutlich 
nieder. 

Begleitend tummeln sich eine Vielzahl von Wirtschaftsverbänden, alten und 
neuen Stiftungsabteilungen und BevölkerungswissenschaftlerInnen politikbe- 
ratend in Ministerien, Gremien und Dialogen - von der Deutschen Gesellschaft 
für Demographie, deren Präsident gleich begeistert ein Demografieministerium 
forderte (vgl. Mayer 2011), bis zu dem neu gegründeten Berliner DemografieFo- 
rum als „parteiübergreifende globale Plattform“, in dessen Beirat sich Exminister, 
Ministerialdirektoren, politikberatende Stiftungen und führende Vertreter der 
Zunft der Demografie und Bevölkerungsstatistik zusammenfinden. 

Familienpolitik - so auch das erste Schwerpunktthema dieses Forums im Jahre 
2012 - bleibt ein zentraler Baustein der neuen Demografiepolitik und die Familie 
(selbstverständlich in ihren „vielfältigen Lebensformen“) zentrale Bezugsgröße 
der Demografiestrategie, nicht nur mit dem Ziel, „Gemeinschaft zu stärken‘, 
sondern auch weiterhin, um „die Entscheidung für Kinder zu unterstützen und 
zu fördern“ (BMI 2012: 7). 

Allerdings wird das Ziel der Steigerung der Geburtenraten nicht mehr so 
offensiv in den Vordergrund gestellt wie zu Beginn der bevölkerungsorientierten 
Familienpolitik. So erklärte etwa zu Beginn ihrer Amtszeit die neue Familienmi- 
nisterin Kristina Schröder, Elterngeld seikeine „Gebärprämie“ und Familienpoli- 
tik könne nicht „ausschließlich zur Bevölkerungspolitik degradiert“ werden. Und 
das BMFSFJ betont auch immer wieder, dass es keinen Forschungskonsens gebe, 
ob Familienpolitik überhaupt die Geburtenrate beeinflussen könne (BMFSFJ 
2013: 17). 

Auch legt die Demografiestrategie insgesamt nahe, dass es nicht mehr vor- 
rangig darum gehe, dem sowieso nicht mehr zu verhindernden „demografischen 
Wandel“ entgegenzuwirken, sondern insbesondere eine zukünftig veränderte 
Verteilung von Altersgruppen als „Chance“ für Reformen in Arbeitsmarkt- , 
Renten-, Gesundheits-, Pflege- oder Sozialpolitik positiv zu besetzen. 

Dennoch bleibt es dabei, dass gesteigerte Geburtenraten als Messlatte fami- 
lienpolitischer Investitionen inzwischen etabliert sind. Die Geburtenrate wird 
auch in den 2013 (teil)veröffentlichten Evaluations-Studien des BMFSFJ über 
die Eflizienz familienpolitischer Maßnahmen als zentraler Indikator abgearbeitet 


5 Rede im Deutschen Bundestag, 25.11.2010, online: www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Presse/ 
reden,did=165022.html, (letzter Zugriff 15.9.2013). 
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(ZEW u.a. 2013). Angemahnt wird diese Messbarkeit familienpolitischer Efhizi- 
enzin der Form der Geburtenzahlen schließlich immer wieder von der medialen 
Öffentlichkeit (z.B. Stern 3.2.2013; Spiegel 23.6.2013). 

Was hat es aber mit diesem Hin- und Herlavieren zwischen „Gestaltung“ und 
„Anpassung“ an den demografischen Wandel sowie zwischen einer mal betonten, 
mal wieder relativierten Zielgröße der deutschen Geburtenraten im Kontext einer 
postkatastrophistischen Diskurswende auf sich? © 

Aufeiner pragmatischen Ebene ist die Antwort zunächst einmal banal: Nach 
der Einführungdes Elterngeldes war kein Anstiegder absoluten Geburtenzahlen, 
ja im Jahr 2011 sogar ein Rückgang zu verzeichnen.’ Eine der Reaktionen der 
Bundesregierung auf medial verbreitete simple Rechnungen zum Verhältnis der 
absoluten Geburtenzahlen pro staatliche Investition war es u.a., einen Fonds für 
die steuerfinanzierte Bezuschussungvon reproduktionsmedizinischen Leistungen 
im Rahmen der Demografiepolitik einzurichten (vgl. BMI2012: 14f): Schließlich 
hatten (ebenso fragwürdige) Berechnungen ergeben, dass sich hier das Verhältnis 
zwischen staatlichen Investitionen und Zahl hinzugewonnener deutscher Babys 
günstiger gestaltete (vgl. Schultz 2009). 

Im Jahr 2012 brachte jedoch das Max-Planck-Institut für demografische For- 
schungandere Indikatoren zur Entwicklung des deutschen Gebärverhaltens ins 
Spiel (Goldstein u.a. 2012). Die Studie problematisierte den (neben den absoluten 
Geburtenzahlen) üblichen Indikator, nämlich die „zusammengefasste Gebur- 
tenziffer“, die relativ konstant derzeit auf 1,4 berechnet wird, als verzerrend.? 
Stattdessen wiesen die AutorInnen auf eine andere, mit bis zu 1,6 wesentlich 
höher berechnete „kohortenspezifische“ Zahl hin, bei der die Kinder pro Frau je 


6 Der Präsident der Deutschen Gesellschaft für Demographie, Tilman Mayer, unterscheidet 
zwischen einer Politik der Gestaltung als staatliche Einflussnahme auf demografische 
Prozesse selbst und einer Politik der Anpassung an diese Prozesse (2011). Die Regie- 
rungsrhetorik ist da oftmals schwammiger und meint mit „Gestaltung“ manchmal auch 
letzteres. 

7 Für das Jahr 2011 verzeichnete das Statistische Bundesamt gar einen Rückgang der ab- 
soluten Geburtenzahlen gegenüber dem Vorjahr um 2,2 Prozent (vgl. Spiegel 2.7.2012). 

8 Schon 2009 machte eine simple Rechnung die Runde: Das Elterngeld hatte den Bund 
im Jahr 2008 circa eine Milliarde Euro jährlich mehr als das Erziehungsgeld gekostet. 
Demgegenüber erscheint In-Vitro-Fertilisation (TVF) als demografisch effizienteres In- 
vestitionsfeld. Denn die Einsparungen der Krankenkassen seit 2004, seitdem werden 
nur noch 50 Prozent von IVF-Behandlungskosten für verheiratete Paare übernommen, 
wurden auf höchstens 150 Millionen Euro jährlich geschätzt, waren aber mit einer Dif- 
ferenz von 10.000 Geburten weniger in Verbindung gebracht worden. 

9 Diese Ziffer wird in Deutschland relativ konstant auf 1,4 berechnet, indem einfach die 
Zahl der in dem Jahr geborenen Kinder ins Verhältnis zu der Zahl der Frauen (nicht der 
Männer...) im Alter zwischen 15 und 49 gesetzt wird. 
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Geburtenjahrgang erfasst bzw. geschätzt wird.'" Diese neu präsentierten Zahlen 
boten eine willkommene Grundlage für die Bundesregierung, sich in manchen 
Statements doch wieder auf Geburtenzahlen als Ergebnis familienpolitischer 
Investitionen zu bezichen und etwa zu behaupten, dass „der Anstieg der Kinder- 
losigkeit“ ebenso wie „der Rückgang der Geburten bei den Akademikerinnen“ 
„gestoppt“ seiund „dass sich die deutsche Geburtenrate mittelfristig positiv verän- 
dern“ könne. In dem Statement von 2012 legte das BMFSF] auch nahe, dass dies 
aufdie nun mittel- oder langfristig wirksamen veränderten „familienpolitischen 
Rahmenbedingungen“ zurückzuführen sei (BMFSFJ 2012). 

Soweit das reflexhafte und willkürlich erscheinende Reagieren auf das ge- 
rade zur Verfügung stehende Zahlenmaterial: Meines Erachtens verweist das 
Lavieren im Regierungsdiskurs zur Frage der staatlichen Beeinflussbarkeit der 
Geburtenrate allerdings über diesen Pragmatismus der Regierungs-PR hinaus - 
nämlich aufdie Frage der Gouvernementalität als zentrales Problem biopolitischer 
Staatlichkeit. Schließlich geht es letztendlich bei Familien- als Geburtenpolitik 
um die Frage, wie der moderne Staat das im Privaten verortete Gebären jenseits 
repressiver Maßnahmen und auch über einfache finanzielle Anreize hinaus 
beeinflussen kann, indem er an bestehende Verhaltensnormen, Motivations- 
und Begehrensstrukturen und Strategien eines individuellen reproduktiven 
„Biographie-Managements“ anknüpfen kann. 

Die aktuellen Dokumente der Demografiepolitik haben inzwischen relativ 
homogen eine Sprachregelung gefunden, in der das direkte staatliche Ziel einer 
gesteigerten Geburtenrate zurücktritt hinter Formulierungen wie: es sei ange- 
strebt, „die Realisierung von Kinderwünschen zu erleichtern“ (BMI 2011:243). 
Zu bewältigende Herausforderung sei, so auch der Ergebnisbericht der Bundes- 
regierung vom Demografiegipfel, „dass die Kinderzahl in Familien hinter den 
Kinderwünschen zurückbleibt.“ (BMI 2013:11) Mit dem Kinderwunsch als 
zentrale quantitative Koordinate differenzieren sich auch die erhobenen Daten 
aus - eine der Evaluierungsstudien, die im Auftragder Bundesregierung pronata- 
listische Effekte der Familienpolitik auswerten soll, differenziert so etwazwischen 
„abstrakteren Wünschen“ und „konkreteren Intentionen“ (ZEW u.a. 2013: 42). 


10 Da diese Methode einbezieht, dass sich derzeit das Alter des Gebärens durchschnittlich 
nach hinten verlagert, war das Hauptergebnis dieser Berechnungsmethode, dass sich 
nun die durchschnittliche Kinderzahl pro Frau in Deutschland als höher herausstellte. 
Ab der Kohorte der 1970 geborenen Frauen wurde ein Anstieg der Gebärquote pro Frau 
verzeichnet bzw. prognostiziert - mit fast 1,6 Kindern bei der Kohorte der 1975 gebo- 
renen Frauen. Erstaunlich ist das für Demografen nicht: Schon der Demografiebericht 
2011 hatte darauf hingewiesen, dass mit der zusammengefassten Geburtenziffer das 
„Geburtenniveau unterschätzt werden kann“ (BMI 2011: 13). 
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Der Rekurs der aktuellen Demografiepolitik auf eine Politik des sich de- 
mografisch auszahlenden Wunschmanagements kann auf Traditionen einer 
internationalen Expertise auf zweierlei Terrains globaler Fortpflanzungspolitik 
zurückgreifen: 

Zum einen lernt die demografiepolitische Expertise aus dem Wissensreper- 
toire der globalen Bevölkerungspolitik. Dort waren und sind die Arsenale der 
Beforschung des reproduktiven Verhaltens einfach nur spiegelbildlich darauf 
ausgerichtet, nicht wie in Deutschland eine „ungewollte Kinderlosigkeit“, sondern 
vielmehr eine zu bekämpfende „ungewollte Fruchtbarkeit“ (unwanted fertility) 
numerisch dingfest zu machen. Schließlich gilt es hier, antinatalistischen neo- 
malthusianischen Kampagnen via Familienplanung, Sterilisationskampagnen 
und Verbreitung langfristig wirksamer Verhütungsmittel im Globalen Süden 
zum Erfolg zu verhelfen, sprich die Bevölkerungszahlen zu senken (Bongaarts 
1994, vgl. Schultz 2011). 

Zum anderen - und dies mag ein tieferer Grund dafür sein, warum Kristina 
Schröder die Zufinanzierung reproduktionsmedizinischer Behandlungen als 
wichtiges Element in die Demografiestrategie integrierte - kann der Diskurs 
über den unerfüllten Kinderwunsch als staatlich relevante Zielgröße auch dar- 
auf rekurrieren, dass es die internationale Industrie der Reproduktionsmedizin 
inzwischen erreicht hat, ihre Leistungen nicht nur als medizinische Behandlung 
von Krankheiten (nämlich der Unfruchtbarkeit), sondern auch als Frage eines 
staatlich zu garantierenden Menschenrechts auf die Erfüllung von Kinderwün- 
schen zu etablieren.!! 

Des Weiteren spiegelt sich in der Rede vom Ermöglichen statt von direkten 
staatlichen Zielquoten auch eine zunehmende Ausdifferenzierung der demogra- 
fischen Forschungüber sozialtechnologisch möglicherweise zu berücksichtigende 
„fertilitätsfördernde Faktoren“ wider: Zwar ist auch in den neueren Regierungsdo- 
kumenten und -gutachten der ökonomistische Ansatz der Opportunitätskosten 
nicht passe (ZEW 2013: 5Sf). Es wächst aber auch mit der Zahl der Studien 
die erforschte Komplexität der Bedingungen des Kinderkriegens - und stetig 
kommen neue Faktoren hinzu, die es gilt, als quantitativ relevante statistische 
Wenn-Dann Korrelationen zu isolieren und zu berechnen. In der aktuellen Re- 


11 So mahnte beispielsweise der Interamerikanische Menschenrechtsgerichtshof in Costa 
Rica 2012 ein Recht aufden Zugang zu In Vitro Fertilisation als Frage der Menschenrechte 
auf Privatheit und Familie an (GID Nr. 216, 2013, S. 33). Und eine Unterkammer des 
Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs hatte 2010 das Verbot des Eizelltransfers in 
Österreich mit Rekurs auf das Menschenrecht auf Privatheit geahndet, das Urteil wurde 
allerdings in höherer Instanz wieder aufgehoben (Gen-ethischer Informationsdienst, Nr. 
209, 2011,.$.42). 
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gierungsstudie zu Geburtenraten kommen so etwa zu „politisch-rechtlichen“ 
Determinanten“ vielfältige „soziodemografische“ und „sozial-normative“ hinzu.” 

Diese Ausdifferenzierung des behaviouristischen Modells eines individuali- 
sierbaren „reproduktiven“ oder „generativen“ Verhaltens, das erforscht und nach 
„Determinanten“ zerlegt werden kann, spiegelt aber nicht nur den Boom demo- 
grafischer Forschung wider. Die gouvernementale Fokussierungauf Ansatzpunkte 
an Wünschen und Plänen der Individuen verweist auch darauf, dass die Zeichen 
derzeit nicht aufeinen weiteren Ausbau finanzieller und infrastruktureller An- 
reize und Leistungen des Staates stehen. 

Dies wurde auf dem letzten Demografiegipfel in der Arbeitsgruppe zu Fami- 
lienpolitik („Familie als Gemeinschaft stärken“) schr deutlich. Im Fokus stand 
hier die Frage einer Optimierung und Flexibilisierung des individuellem Zeitma- 
nagements durch die „Entschärfung von Zeitkonflikten“, wie das einmalals Dop- 
pelbelastung (von unbezahlter Sorge - und Erwerbsarbeit) bekannte Phänomen 
nun - wieder einmal ganz geschlechtsneutral - genannt wird (BMI 2013:11f). 
Zwar kommen auch die Arbeitgeber ins Spiel, um die Arbeitszeitflexibilisierung 
(nicht Arbeitszeitverkürzung!) zu fördern und damit „die „Zeittaktgeber, die den 
Alltag der Menschen bestimmen, besser aufeinander abzustimmen“ (ebd.: 12). 
Und Kommunen sollen das Zeitmanagement zwischen Erwerbs- und Sorgearbeit 
langfristigdurch die Koordination (nicht das Angebot!) einer „Kinderbetreuung 
nach Maß“ unterstützen (ebd.: 14). 

Im Zentrum der ganzen Zeiteffektivierung stehen aber die Individuen. Sie 
sollen nicht nur ihren Alltag lückenloser durchtakten, sondern auch ihr repro- 
duktives Biographiemanagement überdenken, etwa indem sie „die Rushhour 
des Lebens“ entzerren, d.h. etwa schneller Ausbildungen beenden und früher 
Kinder bekommen (BMI 2012: 10, BMFSFJ 2012a: 26). Dazu sollen sie auch 
biomedizinisch zu „Familienplanung und Fruchtbarkeit im Lebensverlauf“ auf- 
geklärt werden, sprich angehalten werden, den Kinderwunsch nicht zu lange 
aufzuschieben (ebd.: 15). 

Und: Wo nötig, sollten sich Familien oder Individuen eben bei „Zeitkon- 
Hikten“ selbst die entsprechenden „familienunterstützenden Dienstleistungen“ 
hinzukaufen - diese sollen ausgeweitet und durch staatliche Werbemaßnahmen 
ein „besseres Image“ bekommen (BMI 2013: 14). 


12 Beispielsweise wird inzwischen die banale Tatsache als „Determinante“ einbezogen, 
dass alle Anreize nichts bringen, wenn eine Frau, die sich ein Kind wünscht, angibt, 
keinen Partner oder zumindest Erzeuger zu finden, wie es einige demografische Studien 
inzwischen zu berücksichtigen angemahnt hatten. Die erstaunliche Erkenntnis: Eine 
Studie habe belegt, „dass das Vorhandensein eines Partners beziehungsweise die Partner- 
schaftsqualität eine Bedeutung für Kinderwünsche und deren Realisierung hat.“ (ZEW 
2013: 64). 
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Spätestens hier deutet sich eine weitere Verschärfung der klassenselektiven 
Dimensionen familienpolitischer Konzepte an. Offensichtlich wird hier, wer 
mit der staatlichen Anrufungan das bessere Management des eigenen Begehrens 
adressiert wird, und wer nicht, auch wenn dies mit der abstrakten Anrufungan 
die Familie oder die Individuen gleichzeitig entnannt wird. 

Der Fokus auf „familienunterstützende Dienstleistungen“ - sprich der an- 
gekündigte staatlich forcierte und formalisierte weitere Ausbau privater Haus- 
haltsarbeit wie insbesondere Putzarbeit und Kinderbetreuung — werden hier 
als wichtige nächste Phase der Familienpolitik angekündigt (vgl. BMI 2012: 
14). Während der Ausbau der Kindertagesbetreuung (wenn auch mit einem 
ungleichem Zugang und unter der Bedingung der Ausbeutung schlecht bezahl- 
ter Erzieherinnen, vgl. Nowak 2013) immerhin noch für Frauen aller sozialen 
Schichten relevant ist, setzt die Bundesregierung nun darauf, die Arbeitskraft 
von MigrantInnen und Frauen der unteren sozialen Schichten als flexible Ergän- 
zunghinzuzuzichen und gibt damit dem ohnehin schon stark voranschreitenden 
Prozess eines Outsourcingbisher unbezahlter Sorge- und Hausarbeit an schlecht 
bezahlte Arbeiterinnen die demografiepolitischen Weihen. 

Das Konzept der stratified reproduction, das zusammendenken lässt, wer Kin- 
der bekommen soll und wer nicht - und wer Kinder (der anderen) dann betreuen 
und erzichen soll, bietet sich hier an, um diese familienpolitische Weiterentwick- 
lung kritisch zu analysieren. 

Zu der gouvernementalen Anrufung der Verwirklichung eines reprodukti- 
ven Begehren, mit dem letztendlich weiterhin vorrangig Akademikerinnen und 
Frauen in „Karriere und Beruf“ adressiert werden, '* kommt hier die (prekäre) 
Inwertsetzung der Arbeitskraft der „anderen“ Frauen hinzu, nach deren reproduk- 
tiven Begehren nicht gefragt wird. Auch deren Lösungvon „Zeitkonflikten“ - als 
Hexibeleinsetzbare BabysitterInnen, als Springerinnen bei kranken Kindern oder 
als Rund-um die Uhr-Haushaltshilfe für alte Leute - bleibt demografiepolitisch 
irrelevant. 

Aus einer intersektionalen Perspektive auf die familienpolitisch forcierte strati- 

fiedreproduction ist zudem besonders augenfällig, dass in der Demografiestrategie 
das Kriterium der „Geschlechtergerechtigkeit“ gerade (und nur!) an dieser Stelle 
herangezogen wird: Studien hätten belegt, dass die Inanspruchnahme solcher 


13 Die Figur der „kinderlosen Akademikerin“ war ein weiteres Element der katastrophisti- 
schen Dramatisierungzu Beginn der bevölkerungsorientierten Familienpolitik. Auch hier 
ist allerdings der aktuelle Diskurs entdramatisierend - die damals medial kursierenden, 
schr fragwürdigen Schätzungen, dass 40 Prozent aller Akademikerinnen keine Kinder 
bekämen, werden inzwischen nicht mehr kolportiert und auch hier wird von einer Trend- 


wende gesprochen (vgl. Schwentker in: Die Zeit 9.10.2005; BMFSFJ 2012). 
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Dienstleistungen „zu einer geschlechtergerechteren Arbeitsteilungin der Familie“ 
betrage. Das Hinzuziehen von Dienstpersonalkönne auch für „die Entscheidung 
für ein zweites und für weitere Kinder eine wichtige Rolle spielen.“ (BMI 2012: 14) 

Wie aber reflektiert sich in einer solchen familienpolitisch forcierten stratified 
reproduction, die gleichzeitig als Frage individueller Wünsche und familiären 
Zeitmanagements aufder biopolitischen Ebene der Körper- und Verhaltenspolitik 
verhandelt (und entpolitisiert) wird, die biopolitische Ebene einer Verwaltung 
von Bevölkerungen? Welche menschenökonomischen Rationalitäten sind derzeit 
relevant, um zu klären, wessen „Fortpflanzung“ erwünscht und wessen uner- 
wünscht ist? 


Familienpolitik als Element der ressortübergreifenden 
Demografiepolitik 


Für eine solche Analyse ist es notwendig, die Einbettung der aktuellen Fami- 
lienpolitik in eine umfassende Demografiestrategie der Bundesregierung zu 
untersuchen. 

Neben der Geburtenrate ist Migration die zweite demografische Koordinate, 
über die der Nationalstaat Bevölkerungszahlen verwalten und verändern - und 
somit „gestaltend“ eingreifen kann. Mit dem Prozess der Demografisierung des 
Politischen werden schließlich auf einer rein quantitativen Ebene neu geborene 
und eingewanderte BürgerInnen zur austauschbaren Ressource Mensch. 

Neu an der aktuellen Demografiepolitik ist aufden ersten Blick, dass Migrati- 
onspolitik unter dem Motto „Ausländisches Arbeitskräftepotenzial erschließen 
und Willkommenskultur schaffen“ (BMI 2013: 47f) nach und nach stärker als 
bisher als weiteres bevölkerungspolitisches Segment neben familienpolitische 
Strategien gestellt wird - und nicht mehr ausschließlich als nicht machbare de- 
mografische Handlungsoption Erwähnung findet (vgl. BMFSFJ u.a. 2004: 6). 

Im Rahmen einer postkatastrophistischen Rhetorik scheint auch Zuwan- 
derungspolitik zur „Chance“ zu werden, um den demographischen Wandel zu 
gestalten - und Migration als nicht zu dramatisierende, sondern gesellschaftlich 
zu akzeptierende Tatsache integriert. So wird die Demografiestrategie etwa nun 
auch mit dem Satz eingeleitet: „Wir werden älter, weniger und unsere Gesellschaft 
wird vielfältiger“ (BMI 2012: 6). Allerdings: Schon an der Formulierungsak- 
robatik, wie das nationale „Wir“ hier in Bezug auf Migration umgangen wird 
(schließlich ist mit „Vielfalt“ die Gruppe der bevölkerungsstatistisch erst seit 
2005 neu konstituierten Kategorie „Menschen mit Migrationshintergrund“ 
gemeint), zeigt sich einmal mehr, wie tief verankert der rassistische Ausschluss 
im Regierungsdiskurs bleibt: Ein „wir werden vielfältiger“ will hier als überge- 
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ordneter Slogan für die Demografiestrategie dann doch nicht über die Lippen 
bzw. Tasten kommen. 

So ist die bevölkerungspolitische Perspektive auf Migration in der Demogra- 
fiestrategie auch reduziert auf die kurzfristige Anwerbung hochqualifizierter 
Fachkräfte, für die eine „Willkommenskultur“ gefördert werden soll. Und die 
konkreten Reformen beschränken sich wie bisher auf einige höchst kleinteili- 
ge, im quantitativen Sinne für Arbeitsimmigration weitgehend bedeutungslose 
Maßnahmen (insbesondere die Einführung der EU-Blue Card und das Gesetz 
zur Verbesserung der Anerkennung von Berufsabschlüssen) (BMI 2012: 41f), 
während die Zuwanderungs(begrenzungs)politik in ihren Grundkoordinaten 
unangetastet bleibt. 

Auch aktuelle demografische Expertisen betonen weiter, dass Migration 
langfristig den „demografischen Wandel“ nicht aufhalte. Das dafür adäqua- 
te demografische Zahlenmaterial liefert das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), das in den letzten Jahren das „generative Verhalten“ von 
Migrantinnen umfangreich beforscht und erfasst hat. Grundaussage bleibt hier, 
dass „das generative Verhalten von Migrantinnen in Deutschland sehr stark 
von Anpassungsprozessen an die Normen und Werte des ‘Niedrig-Fertilitäts- 
Landes’ Deutschland geprägt“ sei (BAMF 2011:7) und somit den zukünftigen 
Altersaufbau der Nation nicht wesentlich verändere. 

Keine Erwähnung findet in derlei prognostischen Erwägungen der demografi- 
schen Expertise allerdings, dass die Projektionen des „demografischen Wandels“ 
selbst aufhöchst beliebig festgelegten Annahmen über zukünftige „Nettoeinwan- 
derungssalden“ beruhen, die notwendigerweise der Unberechenbarkeit und ext- 
remen Schwankung tatsächlicher Migrationsbewegungen nicht gerecht werden 
können. So beziehen sich die meisten Szenarien als Grundlage für die These des 
demografischen Wandels aufdie „koordinierten Bevölkerungsvorausberechnun- 
gen“ des Statistischen Bundesamtes. Die aktuellste Version geht bei der Ober- 
grenze der Berechnungsvarianten von einem „Wanderungssaldo“ von höchstens 
200.000 Menschen pro Jahr aus (und nimmt auch, wie schon gezeigt, eine wahr- 
scheinlich zu niedrig angesetzte Geburtenziffer von 1,4 in allen Schätzvarianten 
bis zum Jahr 2025 an) (Destatis 2009). Dass das Statistische Bundesamt dann 
aber beispielsweise für das Jahr 2012 einen „Wanderungsüberschuss“ von 369.000 
Personen verzeichnete, zeigt, auf welchen tönernen Füßen die Prognoseszenarien 
des demografischen Wandels stehen (Destatis 2013). Das Bemühen, Migration 
nicht als quantitativ demografiepolitisch relevant zu rahmen, ist auch fragwürdig, 
wenn diese Zahl mit dem Demografiebericht von 2011 kontrastiert wird. Dort 
wurde nach der Modellrechnung noch eine „Nettozuwanderung“ von 400.000 
Menschen pro Jahr für nötig befunden, um das „Erwerbspersonenpotenzial“ in 
Deutschland bis 2050 konstant zu halten - und dies als unrealistisch gewertet 
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(BMI 2011:76). Vor allem aber, so das BMI hier, sei „qualifizierte Migration“ in 
dieser Dimension kaum erreichbar. 

Migrationspolitik bleibt also - ganz in der Konsequenz einer selektiven 
Bevölkerungspolitik - für die deutsche Demografiestrategie kein Element zur 
„Gestaltung“ der quantitativen demografischen Entwicklungen, sondern nur auf 
der Ebene einer kurzfristigen „qualitativen“ Steigerungdes „nationalen Human- 
vermögens“ angesiedelt. Unsichtbare, entnannte Kehrseite dieses Paradigmas 
eines utilitaristischen Migrationsmanagements bleibt, dass es auch in den letzten 
Jahren kontinuierlich weitere Einschnitte in die Rudimente einer rechtsbasierten 
Politik von Asyl und Aufenthalt gab (Steven u.a. 2013). 

Bis hierhin wurde deutlich, dass im Regierungsdiskurs ambivalente pragma- 
tisch-strategische Optionen existieren, wenn es darum geht, welche veränderten 
demografischen Daten und Prognosen als relevant und als „Erfolg“ herangezogen 
werden - und welche auch wieder nicht. Grund dafür mag letztendlich auch 
sein, dass der postkatastrophistische Regierungsdiskurs nicht nur „Erfolge“ 
oder „Chancen“ in Bezug auf eine Veränderbarkeit der Daten braucht, sondern 
paradoxerweise für alle Politikbereiche, in denen vor allem „Anpassung“ an den 
demografischen Wandel propagiert wird, ebenso eine unterstellte Kontinuität der 
Daten. Schließlich bedarf es für die Renten-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, in 
denen Demografiepolitik als „Anpassung“ an den demografischen Wandel gefasst 
ist, der Bezugnahme auf langfristige statistische Prognosen als unhinterfragte 
Gewissheit. 

Wenn dies hier auch nicht umfassend ausgeführt werden kann, geht es in der 
Demografisierung von Renten- und Sozialpolitik bekanntlich darum, auf der Prog- 
nose veränderter numerischer Verhältnisse zwischen Altersgruppen eine Erhöhung 
des Rentenalters und eine - wie es in der Demografiestrategie heißt - Politik der 
„Tragfähigkeit öffentlicher Finanzen“ zu legitimieren (BMI 2012: 46f). (Zu) weni- 
ge kritische Expertisen haben in den letzten Jahren immer wieder auf die Fragwür- 
digkeit dieser Berechnungsgrundlagen für eine „Anpassungspolitik“ hingewiesen 
und Gegenrechnungen präsentiert (vgl. Kistler/Trischler 2012; Baureithel 2013; 
Bosbach/Korff 2012; ver.di 2003). Demografiepolitik als „Anpassungspolitik“ 
beruht nicht nur auf den höchst unsicheren Bevölkerungsprognosen, sondern 
oftmals auf ganz offensichtlich tendenziös zusammengestellten Daten: So wird 
etwa beim „Altersquotienten“ das Verhältnis zwischen mehr Alten und weniger 
Menschen im erwerbstätigen Alter angegeben, nicht aber gleichzeitig die sinkende 
Zahl der zu versorgenden Kinder und Jugendlichen mitberechnet (vgl. Kistler/ 
Trischler 2012). Grundsätzlich wendet sich die Kritik dagegen, dass die zunch- 
mende soziale Ungleichheit innerhalb von Generationen ebenso ausgeblendet wird 
wie die Effekte ökonomischer Konjunkturen und Produktivitätsentwicklungen. 
Schließlich sagt etwa die rein numerische Anzahl von Personen im erwerbsfähigen 
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Alter (das sogenannte „Erwerbspersonenpotenzial“) rein gar nichts darüber aus, 
wie sich Löhne und Gehälter, wie sich Quoten der sozialversicherten Beschäfti- 
gung und Arbeitslosenquoten entwickeln werden - als entscheidende Grundlage 
etwa für die Entwicklung der Rentenkassen. Auch die These, dass die Kosten für 
Pflege und Gesundheitsversorgung steigen, wenn Menschen länger leben, ist bei 
EpidemiologInnen durchaus umstritten (vgl. Braun 2011). 

Zusammenfassend zeigt sich, dass eine auf „Chancen“ und „staatliche Hand- 
lungsfähigkeit“ ausgerichtete Demografiepolitik bei genauerem Hinschen voller 
inhärenter Widersprüchlichkeiten ist, wenn sie sich der demografischen Daten 
und Prognosen bedient. Mal setzt sie auf die Kontinuität des „demografischen 
Wandels“ (wenn es um Anpassung via Sozialabbau geht), mal auf kurzfristiges 
Fachkräftemanagement via Hochqualifizierten-Anwerbungund malaufeinelang- 
fristige bevölkerungspolitische „Gestaltung“ via Kinderwunsch-Management. 

Dennoch ist die Demografisierung des Politischen gleichzeitigals höchst kohä- 
rente, eben „qualitative“ Ökonomisierung der Ressource Mensch unter der Ägide 
eines zu berechnenden Humanvermögens zu verstehen - und ernstzunehmen. 
Zentral hierfür ist, dass eben nicht soziale Verhältnisse und deren Veränderbar- 
keit Wissensgrundlage für staatliche Politik sind, sondern Wissensstrategien im 
Rahmen biopolitischer Staatlichkeit wirkmächtig werden, die (so inkohärent auch 
immer) verschiedenen Bevölkerungsgruppen verschiedene Werte ökonomischer 
Nützlichkeit statistisch auf den Leib schreiben, um sie auf dem nationalökono- 
mischen Rechenschieber der Demografie hin- und herschieben zu können." 


Zur Notwendigkeit einer demografiekritischen Offensive 


Eine Kritik aktueller Prozesse der Demografisierung des Politischen sollte des- 
wegen über die - durchaus wichtige -, „gegenrechnende“ Kritik der Demografie- 
politik als Demagogie hinausgehen und die kohärenten Momente von Demogra- 
fisierung im Sinne einer Kritik biopolitischer Staatlichkeit in Angriff nehmen: 
Denn erstens räumen Demografisierungsstrategien dem Primat menschen- 
ökonomischer Nützlichkeit explizit Vorrang vor anderen Logiken des Politischen 
ein - sei es, indem Familienpolitik als Geburtenpolitik einer Steigerung des 
nationalen Humanvermögens untergeordnet wird, sei es, indem Migrations- 
politik sich weiter in Richtung eines Paradigmas des flexiblen utilitaristischen 
Migrationsmanagements verschiebt (im Unterschied sowohl zu dem Paradigma 
einer reinen Abschottungals auch dem einer formal rechtsbasierten Politik). 


14 Vgl.zum Verhältnis von Wissen und Politik in staatstheoretischen Ansätzen Lemke 2007. 
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Zweitens fungiert das Gerede vom Fachkräftemangel als kurzfristige, arbeits- 
marktpolitisch begründete Klammer, um staatliche Maßnahmen und Strategien 
aufschr spezifische Gruppen von MigrantInnen, Alten oder Frauen zu fokussieren 
und die klassenpolitischen Einschnitte so in allen Bereichen der (Demografie-) 
Politik zu legitimieren. Kehrseite davon ist die Prekarisierung von Arbeitsverhält- 
nissen in den diesen Maßnahmen zu- und untergeordneten Bereichen, wie etwa 
im Rahmen von Erzieherinnenarbeit oder im Rahmen „familienunterstützender 
Dienstleistungen“ - ebenso wie durch eine Fortschreibung von Llegalisierungund 
prekären Aufenthaltstiteln für alle, deren Arbeit weiter als nichtqualifizierte gilt. 

Drittens geschieht eine Demografisierung des Politischen auf der Grundlage 
einer national organisierten Bevölkerungsstatistik, was mit der Demografie als 
„Staatswissenschaft“ par excellance ein auf den Nationalstaat fokussiertes Den- 
ken fördert (vgl. Hummel 2000). In die Nation-Form als Grundlage moderner 
Staatlichkeit ist die Idee eines Volkskörpers eingeschrieben, den es zu verwalten 
und zu optimieren gilt (vgl. Balibar 1992) - und insofern ist in der Demografie 
der rassistische Ausschluss aus der Nation systematisch verankert, genauso wie 
der nationalökonomische Rahmen der Demografisierung damit verbunden ist, 
weltwirtschaftliche Zusammenhänge von Ausbeutungund ungleicher Verteilung 
systematisch auszublenden. 

Angesichts des Anspruchs einer expansiven und kohärenten staatlichen De- 
mografiepolitik kann die postkatastrophistische Wende somit auch nicht als 
Relativierung oder Abmilderung analysiert werden. Vielmehr scheint es hier 
um eine Phase zu gehen, innerhalb derer bestimmte diskursive Weichen bereits 
gestellt sind und der Kampf um Hegemonie bereits so erfolgreich verlaufen zu 
sein scheint, dass Dramatisierungen nicht mehr nötig sind. Schließlich wird die 
aktuelle Demografiepolitik derzeit kaum von einer gewerkschaftlichen und noch 
weniger von einer linken oder feministischen Kritik angegriffen. Wenn es Ge- 
genwind gibt, dann cher von einer Szene demografischer Experten wie etwa dem 
Hardliner Herwig Birg oder dem Leiter des Berlin-Instituts Reiner Klingholz, 
die weiterhin den demografischen Katastrophismus bedienen und sich auf dieser 
Basis für schnellere Reformen wie etwa die Heraufsetzung des Rentenalters auf 70 
oder für ein expliziteres staatliches Bekenntnis zur Steigerung der Geburtenraten 
starkmachen (vgl. Krauß 2013; Oestreich 2013). 

Eine „Chance“ für emanzipatorische Strategien besteht somit auch grund- 
sätzlich nicht, wie manche mit Rekurs auf die Aufwertung von Ihemen rund 
um Sorgearbeit und Familie meinen, innerhalb des Rahmens der Demografie, 
sondern nur, wenn der Rahmen des demografischen Denkens explizit abgelehnt 
und angegriffen wird. Es gilt, politisch und analytisch klar zwischen einer not- 
wendigen Politisierung von Sorgearbeit und Reproduktionsverhältnissen und 
ihrer biopolitischen Verstaatlichung zu unterschieden. Das heißt auch, diese Frage 


Familienpolitik und die „demografische Chance“ 559 


prinzipiell als intersektionale und nicht als rein geschlechterpolitische Frage zu 
denken. Statt auf einer individualisierenden Ebene des besten Biographiema- 
nagaments mitzudiskutieren, ist es zentral, in der Debatte um Familienpolitik 
auf einer staatskritischen Perspektive zu beharren, die genau diese Zuweisung 
der Sphäre der Reproduktion in einen privaten, individuellen und geschlech- 
terpolitischen Rahmen innerhalb der biopolitischen Anordnung selbst in Frage 
stellt - und somit auch die Unterordnung dieser Sphäre unter die Maxime der 
Humankapitalverwaltung. 

Die weiterhin notwendige Debatte, unter welchen gesellschaftlichen Bedin- 
gungen wir Sorgearbeit in bestimmten Zeiten des Lebens leisten oder brauchen, 
muss sich mit den massiven Ungleichverteilungen und klassenpolitischen Aus- 
schlüssen im Rahmen von Elterngeld und Betreuungsgeld, mit der Prekarisierung 
von Arbeitsverhältnissen und mit der nun staatlich angekündigten Formalisie- 
rung des Dienstpersonal-Modells auseinandersetzen. 

Für eine weiterhin mit Scheuklappen bestückte Linke, die sich auf Lohn- 
arbeits- und Klassenfragen fokussiert, bietet die Kritik der Demografisierung 
des Politischen allemal die „Chance“ zu verstehen, dass Geburtenpolitik und 
Sorgearbeit derzeit ein zentrales Kampffeld sind, auf dem die Expansion men- 
schenökonomischer Logiken in staatlicher Politik auf mehreren, miteinander 
zusammenhängenden Ebenen vorangetrieben wird, und dass es deswegen auch 
gilt, diesen Prozess der Demografisierung im Zusammenhang beider Ebenen 
biopolitischer Staatlichkeit anzugreifen. 

Schließlich ist eine umfassende Kritik der Demografisierung notwendig, um 
sich gegen eine Zuspitzung nationalstaatlichen und -ökonomischen Denkens 
abzugrenzen. Nur so können die rassistischen und entrechtenden Effekte in 
der Debatte um die Nützlichkeit der Migration — mit allen Kategorisierungen 
dieser Nützlichkeit, sei es im Rahmen von „Vielfältigkeit“ ‚ sei es als Erfassung 
eines demografisch nützlichen oder nicht nützlichen „generativen Verhalten“ - 
als Teil einer umfassenden Politik erwünschter und unerwünschter Menschen 
verstanden und angegriffen werden. 
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Der Lohn ist die Arbeit 
Die In-Wert Setzung weiblichen Arbeitsvermögens 
als emanzipatorisches Dilemma 


Frauenpolitik ist en vogue. Insbesondere in Verbindungmit Vereinbarkeits- (also 
mit familienpolitischen) Debatten ist sie erstmals seit den 1980er Jahren wieder 
in der medialen Offensive. Die #aufschrei Kampagne, das Quotendrama unter 
den weiblichen CDU-Abgeordneten, die Diskussionen um die Abschmelzung 
oder Abschaffung des Ehegattensplittings und der beitragsfreien Versicherung 
von Ehepartnern und insbesondere das Thema Betreuungsgeld erhitzen die Ge- 
müter. Das Betreuungsgeld hat es sogar in die Kernforderungen des rot-grünen 
Wahlkampfs geschafft: Alle (ehemaligen und absehbaren) Oppositionsparteien 
sind sich einig: Das Betreuungsgeld muss weg, und zwar sofort. Noch vor der 
dringend geforderten Quote für Frauen in Aufsichtsräten sollte die schnellst- 
mögliche Abschaffung des Betreuungsgeldes verhandelt und besiegelt werden. 
Dass „Gedöns“, außerhalb sozialdemokratischer Männerzirkel auch bekannt als 
Familienpolitik, dann doch cher kein harter Verhandlungsfaktor ist, zeigen die 
anstehenden Koalitionsverhandlungen - dort taucht es nicht mehr auf. 

Trotzdem stellt sich die Frage, was an dieser wenig nachgefragten finanziellen 
Leistung so unerträglich erscheint, dass sie auch handfeste und für viele Frauen 
hochrelevante Themen wie z.B. die Minijobs oder Entgeltgleichheit auf die Plätze 
verweist? 

Werfen wir einen Blick aufddie für das Betreuungsgeld verwendeten Begriffe: 
Die Rede ist von der Herdprämie (verwendet von nahezu allen, aber am belieb- 
testen bei den Grünen), der Fernhalteprämie (SPD), dem Gluckengehalt (TAZ) 
oder der Aufzuchtprämie (FAZ). Dabei hat es der Begriff Herdprämie bereits im 
Jahr 2007 zum Unwort des Jahres gebracht, mit der Begründung, dass er eine 
Diskriminierung von Frauen enthalte (Alexander 2012). 

Insgesamt muss festgestellt werden, dass das Betreuungsgeld für die sich als 
links-progressiv verstehenden Parteien eine Bedrohung weiblicher Emanzipation 
darstellt: Frauen würden durch die 150€ an den Herd gebunden, entweder würden 
sie von der Arbeit oder aber ihre Kinder von der frühkindlichen Bildung in der 
Kita ferngehalten. Das Verständnis von Frauenpolitik, dass sich in dem Begriff 
der Herdprämie ausdrückt, zeigt, wie tief der Glaube an Emanzipation durch 
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Lohnarbeit inzwischen in alle parlamentarischen politischen Lager eingedrungen 
ist. Dass Lohnarbeit immer auch eine schiere Notwendigkeit zum Lebenserhalt 
arbeiten zu müssen darstellt, also eine tiefgreifende Fremdbestimmungbeinhaltet 
oder gar als ein Zwangsverhältnis in der kapitalistischen Gesellschaft verstanden 
werden könnte - diese Sicht auf Arbeit ist offenbar ganz und gar verschwunden. 

Arbeit, insbesondere Lohnarbeit, wird mittlerweile in der frauen- und gleich- 
stellungspolitischen Debatte nahezu vollständig und ausschließlich als Teil- 
habemöglichkeit angeschen: Als Teilhabe an gesellschaftlichen Prozessen und 
als Einbringen von Qualifikationen, zunehmend aber auch als Selbstverwirk- 
lichung oder als Erleben von Selbstwirksamkeit. Die Betonung der weiblichen 
Erwerbsarbeit ist dabei berechtigt, schließlich war der Ausschluss von Frauen 
aus der bezahlten Arbeit und mithin aus der öffentlichen Sphäre das zentrale 
Machtinstrument des alten Patriarchats. Auch heute ist das wesentliche Argu- 
ment für die auszuweitende Erwerbsarbeit von Frauen, dass sie in der Lage sein 
müssen, sich eine eigenständige Existenz aufzubauen. Eine aktuelle Studie des 
Wissenschaftszentrums Berlin (WZB) gemeinsam mit der Zeitschrift Brigitte 
untermauert dies mit deutlichen Zahlen: 91 Prozent der befragten jungen Frauen 
ist Erwerbsarbeit und das Verdienen von eigenem Geld sehr wichtig - und auch 
76 Prozent der befragten Männer möchten eine finanziell unabhängige Frau an 
ihrer Seite, Tendenz stetig steigend. Ist dies nun endlich die emanzipatorische 
Trendwende in der gleichstellungspolitischen Wüste Deutschland?' 

Die Forderungnach voller und durchgängiger Berufstätigkeit von allen Frauen 
(denn selbstverständlich gab es schon immer weibliche Erwerbstätigkeit) und ihre 
politische Förderung hat zwei Hauptursachen: Eine ist der politische Kampf der 
Frauenbewegung um die ökonomische Unabhängigkeit von Frauen in patriar- 
chalen Gesellschaften. Der andere wesentliche Grund liegt in der kapitalistischen 
globalisierten Ökonomie, die die Ressource weibliche Arbeitskraft verwerten 
kann und will und die parallel chedem privat bzw. familiär organisierte Re- 
produktionsarbeit als Dienstleistung kapitalisiert. Ein nichtintendierter Effekt 
dieser Entwicklung war, dass sich feministische Politikkonzepte durch ihre fort- 
schreitende Institutionalisierungin Gleichstellungspolitik verwandelt haben, mit 
entscheidenden Konsequenzen für die Perspektiven weiblicher Arbeit. 

Der nunmehr vorherrschende Diskurs um die Befreiung und Befähigung von 
Frauen durch Lohnarbeit hat im Laufe der Zeit einen zutiefst elitären Subtext 


1 In Deutschland beträgt der gender pay gap derzeit 23%. Über 70% Prozent der Mini- 
jobberinnen sind Frauen, viele haben diese Jobs als Haupteinnahmequelle. Die Durch- 
schnittsrenten von Frauen in Deutschland liegen derzeit bei 541€ (zum Vergleich: Männer 
bekommen derzeit durchschnittlich 1000€ Rente. In der Tendenz sinken männliche wie 
weibliche Rentensnsprüche rasant.) 
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entwickelt. Denn die moderne berufstätige Frau ist ja weder die migrantische 
Haushaltshilfe noch die Minijobberin an der Supermarktkasse. Es istauch nicht 
die osteuropäische Altenpflegehelferin mit nicht anerkanntem heimischen Uni- 
abschluss oder die Erzieherin nah am Niedriglohn. Die moderne berufstätige 
Frau ist selbstverständlich jung, fit, versiert und gebildet, sie ist karriereaffin, 
flexibel und kompetent in Sachen Lebenslaufmanagement und Selbstmarketing. 

Die britische Autorin McRobbie hat in ihrem Buch 70p-Girls herausgear- 
beitet, welche Frauen Adressatinnen moderner Gleichstellungspolitik sind: Es 
handelt sich um junge Frauen, die sich als postfeministisch verstehen und die 
empfänglich sind für gute Jobs und Angebote der Konsumindustrie, die sich 
freudig auf eine neue Gruppe von Kundinnen einstellt. Der Preis, der für diese 
Teilhabe zu entrichten ist, wird von McRobbie als undoing feminism verstanden: 
Die Integration der Frauen in die Arbeitswelt geschieht im Konsens darüber, dass 
die postfeministische Gesellschaft bereits etabliert ist, dass die Kämpfe um die 
Gleichstellung von Frauen und um ihre Befreiung aus patriarchalen Zwängen 
im Wesentlichen erfolgreich gewesen sind und dass radikale Kämpfe um Frau- 
enrechte und Frauenbefreiung einen Anarchronismus darstellen. Nur hässliche 
und erfolglose Frauen brauchen noch Feminismus. „Das Zurückweichen (eman- 
zipatorischer) Geschlechterpolitik wird paradoxerweise durch die Verbreitung 
von Diskursen über weibliche Freiheit und durch den Anschein der Gleichheit 
abgesichert.“ (McRobbie 2010: 89) 

Feministische Inhalte wie die Infragestellung von Machtasymmetrien und 
das Einfordern von Verteilungsgerechtigkeit sowie die Kritik an bürgerlichen 
Familienformen werden durch einen neuen, scheinfeministischen Diskurs er- 
setzt. Feminismus gilt als überwunden, feministische Kernforderungen werden 
als erfüllt betrachtet, weil sie nicht als Herrschaftskritik, sondern als Teilhabe- 
wunsch umgedeutet werden. Bekommen haben Frauen aber „einen aggressiven 
Individualismus, einen hedonistischen weiblichen Phallizismus auf dem Gebiet 
der Sexualität und (..) eine obsessive Beschäftigung mit der Konsumkultur“ 
(McRobbie 2010: 22) Durch diese Verfremdung und Umdeutung wurde der 
Feminismus alter Schule abgewickelt und durch das postfeministische Bild der 
erfolgreichen, finanziell unabhängigen und doch feminin attraktiven, für Männer 
immer noch begehrenswerten 70p-Girls ersetzt. Zugleich finden zahlreiche soziale 
und rassistische Ausgrenzungen verschiedener Weiblichkeiten statt, die sich im 
Rahmen einer hyperpräsenten weiblichen Konsumkultur an diesem rolemodel 
abarbeiten, respektive sich die Zähne ausbeißen müssen. Insbesondere junge 
Frauen erscheinen nach McRobbie in der globalen Perspektive als Akteurinnen 
des sozialen und kulturellen Wandels, als individualisierte Subjekte mit einer 
Palette für den neoliberalen /ifestyle nützlicher Fähigkeiten. Women of colour, 
Mütter undältere Frauen bleiben unsichtbar - und die schicken Jobs bekommen 
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sie sicher nicht. Das Loblied von der Selbstverwirklichung und Befreiung durch 
Teilhabe am Arbeitsmarkt ist aus dieser Ecke in der Tat eher selten zu hören. 

Auch die bekannte US-amerikanische feministische Theoretikerin Nancy Fra- 
ser fragt sich inzwischen, ob es nicht eine „unappetitliche, untergründige Wahlver- 
wandschaft“ zwischen Neuer Frauenbewegung und Neoliberalismus gibt (Fraser 
2009: 50). Sie fragt sich zu recht, ob es mehr als nur Zufall war, dass Ideen und 
Forderungen der zweiten Frauenbewegungin der neoliberalen Umgestaltung der 
androzentrisch geprägten Wohlfahrtsstaaten zum gesellschaftlichen Mainstream 
wurden. War insbesondere die feministische Kritik am „Familienlohn“, klassisch 
erworben durch den männlichen Familienernährer, ein Einfallstor neoliberaler 
Eigenverantwortungspropaganda? Die Kritik am Familienlohn gründete in der 
Überbewertung der Lohnarbeit im Verhältnis zu den von Frauen erbrachten 
Pflege- und Reproduktionsarbeiten und der symbolischen Negierung ihrer tat- 
sächlichen gesellschaftlichen Bedeutung durch ihren Ausschluss aus dem gän- 
gigen Arbeitsbegriff. Damit wurde der Familienlohn zu einem zentralen Punkt 
feministischer Analyse und Kritik: Die Unsichtbarmachung weiblicher Arbeit in 
Verbindung mit einer Gesetzgebung, die Frauen das Lohnarbeiten teilweise (wie 
bis in die 1970er Jahre in der Bundesrepublik) nur unter Zustimmung des Ehe- 
manns gestattete, wurde radikal zurückgewiesen. Dass die Radikalität der zweiten 
Frauenbewegung dabei recht wenig mit heute oftmals praktizierter Gleichstel- 
lungspolitik gemein hat, jedenfalls wenig emanzipatorisches Potenzial, hält Fraser 
für einen Aspekt dieser unappetitlichen Wahlverwandschaft: „Weit davon entfernt, 
einfach nur die volle Eingliederung der Frauen in die kapitalistische Gesellschaft 
als Lohnempfängerinnen zu betreiben, strebte die Neue Frauenbewegung nach 
einer Transformation der Tiefenstrukturen und Orientierungswerte des Systems“ 
(ebd.: 47) Die Frauenbewegung wollte kein Stück vom giftigen Kuchen, sie wollte 
einen eigenen, ganz neuen und anderen Kuchen backen. Was bekanntlich dabei 
heraus kam, war aber die modernisierte Norm der Doppelverdienerfamilie: „Was 
macht es schon, dass die hinter dem neuen Leitbild verborgene Realität in ab- 
gesenkten Entlohnungsniveaus besteht, in verminderter Arbeitsplatzsicherheit, 
sinkenden Lebensstandards, einem steilen Anstieg der pro Haushalt geleisteten 
Lohnarbeitsstunden, verschärften Doppelschichten - jetzt schon dritte oder vierte 
Schichten (resp. hierzulande Minijobs, A.P.) - und einer Zunahme der Zahl 
weiblicher Haushaltsvorstände? Der desorganisierte Kapitalismus macht aus 
Scheiße Gold, indem er über die neue Geschlechtergerechtigkeit fabuliert und 
darüber, wie herrlich weit die Frauen es doch gebracht haben“ (ebd.: 52) 

Denn - Stichwort Wahlverwandtschaft - die feministische Kritik des Fami- 
lienlohns verhalfdem flexibilisierten Kapitalismus unbeabsichtigt sogar zu einer 
kruden Form des moralischen Vorsprungs gegenüber anderen Wirtschaftsformen, 
dahier ja immerhin die Frauen von ihrer Abhängigkeit durch die Männer befreit 
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wurden (ebd.). Diese moralische Selbstgewissheit führt dann z.B. auch beieinem 
Peer Steinbrück - bislangnichtals großer Emanzipator bekannt geworden - dazu, 
in den Sondierungsgesprächen nach der Bundestagswahl mit der Union auszu- 
rasten. Dass diese am Ehegattensplitting festhalten will, obwohl das bei manchen 
Ehefrauen sogenannte negative Erwerbsanreize setzt, sei ein arbeitsmarktpoliti- 
scher Skandal! Umso erfreulicher ist es für die Sozialdemokratie, dass sie Seite an 
Seite mit dem Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW') kämpft. Die- 
ses empfiehlt ebenfalls eine Reform des Ehegattensplittings, denn nur eine reine 
Individualbesteuerungerhöhe Erwerbsanreize deutlich. Eigene Studien könnten 
belegen, dass eine solche Reform zu hohen „Arbeitsangebotseffekten von Frauen“ 
führen würde (Bach et. al. 2011). Dass die Arbeitsgesellschaft heute Frauen nicht 
gerade wertschätzend behandelt und ausreichend entlohnt und absichert - tja. 
Das ist dann wohl ein anderes Problem, in der DIW-Studie bleibt es jedenfalls 
unauflindbar. Zur Sprache kommt aber der gewünschte Effekt der weiblichen 
Erwerbsarbeit: Die niedrigen Renten von Frauen können dieser Argumentati- 
on zufolge nur erhöht und zukunftsfest gemacht werden, wenn sie verstärkt in 
Vollzeit arbeiten gehen. Bei aller Notwendigkeit, die skandalöse Situation von 
älteren Frauen zu verbessern, stellt sich doch die Frage: Wie kann es sein, dass diese 
Forderung im Gewand einer gleichstellungspolitischen Debatte erhoben wird, 
und dass es aus feministischer Perspektive keinen bemerkenswerten Widerspruch 
dazu gibt? Das kann nur sein, weil inzwischen ein allzu breiter Konsens darüber 
herrscht, dass Gleichstellungspolitik in ihrem Kern Arbeitspolitik ist und dass 
eben nur die entlohnte Arbeit dazu berechtigt, als älterer Mensch einigermaßen 
über die Runden zu kommen - wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen. Das ist 
auch eine weitere Aufkündigung des Solidaritätsprinzips des Wohlfahrtsstaates 
zu Lasten von Frauen. Denn die Legitimität einer nicht eigenhändigerlohnarbei- 
teten Grundsicherungschwindet, wie auch die Idee, dass Frauen unabhängigvon 
Klasse und Herkunft und unabhängig vom selbstgewählten, fremdbestimmten 
oder sich-halt-so-ergeben-habenden Lebensmodell einen Grund haben könnten, 
untereinander solidarisch zu sein. 

In der zweiten Frauenbewegung gab es Strömungen, die radikal in den Blick 
nahmen, was heute zögerlich von Feministinnen wieder auf den Tisch gepackt 
wird: Die Trennungvon Reproduktion und Produktion als Kern eines männlichen 
Arbeitsbegriffs (Federici 2012). Die Debatte um den Lohn für Hausarbeit war ein 
Ausdruck dieser Strömungen, der heute pervertiert höchstens noch im Elterngeld, 
angelegt als Lohnersatzleistung und insbesondere für Gutverdiener rentabel, 
aufscheint (oder eben im verhassten und lächerlich geringen Betreuungsgeld).? 


2 Familienpolitische Leistungen wie Kindergeld und Elterngeld werden nicht an Bezic- 
her_innen der Grundsicherungausgezahlt. Demnach richtet sich monetäre Unterstützung 
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Die gesellschaftliche Anerkennungvon Reproduktionsarbeit sollte über die mo- 
netäre Anerkennung in den Prozess der Gesamtökonomie aufgenommen und 
dadurch als gesellschaftlich relevant sichtbar gemacht werden - eine radikale und 
umstürzlerische Perspektive, deren Reaktualisierung dringend ansteht. 

Der heute, auch in den linken Parteien vorherrschende, Arbeitsbegriff ist 
indes wieder ganz auf die (Lohn-)Arbeit beschränkt. Statt die Bedeutung von 
Lohnarbeit oder auch nur die Dauer des Arbeitstages einzuschränken, wird Arbeit 
ausgeweitet und weite Bereiche der Reproduktion nehmen zunehmend Waren- 
form an. Altenpflege nach straffem Zeitplan, institutionelle Ganztagesbetreuung 
von Kindern zwischen O und 18, haushaltsnahe Dienstleistungen als steuerlich 
absetzbares Zuckerstück für das Doppelverdienerpaar (ausgeführt durch prekär 
arbeitende Migrantinnen in sich immer länger aufreihenden transnationalen 
Sorgeketten (Rauschenbach 2012) - Fürsorge wird begrifllich zur Care-Arbeit 
und so verdinglicht und marktförmig.? Die Fürsorge bleibt die verachtete Ka- 
tegorie des Politischen, in der hegemonial-männlichen Arbeitsgesellschaft will 
keiner und keine mehr für sie einstehen, außer vielleicht einige alte Männer in der 
Christlich Sozialen Union. Dabei ist die Abgrenzung von der Fürsorge doppelt 
angelegt, von rechts-konservativer Seite als Selbstverantwortung im Kontrast 
zur Gebundenheit und von linker Seite als Ideal der individuellen Autonomie 
und Selbstverwirklichung. 

Die Kritik an der unappetitlichen Verquickung von Feminismus und Neolibe- 
ralismus bzw. an der Verwechslungvon Frauenpolitik mit Gleichstellungspolitik 
und an der Verwechslung von Gleichstellungspolitik mit der employability von 
Frauen ist also nachdrücklich zu leisten. Dabei darfaber nicht vergessen werden, 
dass es sich bei den aufgezeigten Entwicklungen um ein klassisches Dilemma 
handelt. Denn unter bestehenden Verhältnissen und auch in der historischen 
Rückschau ist die Erwerbsarbeit für Frauen ein unverzichtbares Stück Befreiung. 
Aus der Kritik an der alles verschlingenden (Lohn-)Arbeit kann nicht abgeleitet 
werden, dass das bürgerliche Heim der bessere Ort für Frauen ist. Alle Erhebungen 
bestätigen, dass der Verzicht aufeigene Erwerbseinkünfte für die meisten Frauen 
ein immenses Armutsrisiko darstellt und sehr oft auch tatsächliche Armut be- 
deutet. Für diejenigen Frauen, die in einer „klassischen Einverdienerehe“ leben, 
bedeutet der Verzicht auf eigene Einkünfte eine permanente Abhängigkeit vom 
Partner, der durch die Unterhaltsrechtsreform von 2008 inzwischen recht schnell 
ohne längerfristige finanzielle Pflichten die Beziehung verlassen kann. Dass derart 
verlassene Frauen kaum noch mit der Solidarität oder auch nur dem Mitgefühl 


von Familien eben nicht nach der Bedürftigkeit, sondern nach dem sozialen Status der 
Erziehenden. 
3 Zugleich wird nicht rentable staatliche Fürsorge privatisiert. 
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ihrer emsig arbeitenden Geschlechtsgenossinnen rechnen dürfen, zählt dabei 
ebenfalls zu den unappetitlichen Seiten der weiblichen Erwerbsfixierung. 

Um nicht ins Essentialistische abzurutschen: Das Problem liegt nicht darin, 
dass Frauen den „angestammten“ Bereich der weiblichen Fürsorge verlassen müs- 
sen. Das Problem liegt darin, dass die postfeminisische Emanzipation, vermittelt 
über die durch Lohnarbeit erwirtschaftete eigenständige Existenzsicherung von 
Frauen unter hegemonial-männlichen‘ Bedingungen von statten geht. Es ist 
also aus feministischer Perspektive tatsächlich gut für Frauen zu arbeiten und 
gleichzeitig ist es wichtig, den Teilhabeangeboten einer hegemonial-männlichen 
Arbeitswelt skeptisch und widerständig zu begegnen. Es gibt auch für diesen 
Widerspruch keine Lösung, nur die Perspektive, dass Feminismus nicht nur 
Gleichstellungspolitik im Sinne der Gleichstellung von Frauen in einer Arbeits- 
welt ist, in der die Abspaltung und Geringschätzung reproduktiver Tätigkeiten 
ungebrochen fortgeschrieben wird. Vielmehr muss feministische Politik sich zwar 
formalaufGleichstellungberufen, dabei aber im Sinne von z.B. Chantal Mouffe 
neue radikale Vorstellungswelten entwickeln und formulieren. Dabei sollten 
insbesondere benachteiligte Gruppen Instrumente an die Hand bekommen, 
mit deren Hilfe sie mögliche Auswege aus der privatisierten und hoffnungslos 
individualisierten Benachteiligung imaginieren können. Es müssen soziale Räume 
eröffnet werden, die es Menschen ermöglichen, ihre Lebensumstände als eine 
Form der Unterdrückung zu verstehen, die sie mit anderen teilen (McRobbie 
2010: 81). Die Herausforderung liegt dabei darin, möglichst viele gestresste 
Frauen in diese Vorstellungswelten mitzunehmen und dabei nicht den Fehler 
zu wiederholen, Autonomie als ein androzentrisches Konzept über Vermitt- 
lung und Fürsorge anzusiedeln. Es gilt, wieder einen Kampf um Bedeutungen 
zu führen - dies wurde und wird in der Frage der weiblichen Erwerbsarbeit in 
den vergangenen 20 Jahren nicht ausreichend getan. Und so bleibt als Lohn der 
Gleichstellungspolitik zunächst einmal vor allem: Die Arbeit. 
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Familien-Ideale 
Regulierungen einer privaten Lebensform*' 


Vor einiger Zeit trafich auf dem Spielplatz eine Mutter von drei Kindern, die 
den gleichen Kindergarten besuchen, wie meine beiden Kinder. Sie sah ange- 
strengt und mürrisch aus. Eine Erklärung lag für mich auf der Hand, hatte ich 
am Tag zuvor doch ihren Mann mit einem eingegipsten Fuß gesehen. „Oh, du 
Arme. Jetzt musst du sicherlich alles alleine machen mit den Kindern‘, sagte ich 
anteilnehmend. Doch in finsterem Ton erwiderte sie: „Wir müssen doch immer 
alles alleine machen.“ Für den Bruchteil einer Sekunde war mir nicht klar, wen 
sie mit dem kollektivierenden ‘wir’ meinte. Sprachlos stand ich vor ihr. Da ihre 
Aufmerksamkeit schon wieder von ihren Kindern absorbiert wurde, endete unser 
Austausch abrupt. 

Für uns beide ist klar, was ich mit „alles alleine machen“ meine: die Arbeit 
in der Familie. Aber während es für mich selbstverständlich ist, die Arbeit mit 
meinem Mann zu teilen, ist für die andere Frau selbstverständlich, dass alle Frauen 
diese Arbeit alleine erledigen. Von eben dieser Gleichzeitigkeit unterschiedlicher 
Ideale, die das Leben von Frauen und Männern im Rahmen familialer Geschlech- 
terarrangements regulieren, handelt der folgende Text. In derbeschriebenen Szene 
besteht eine Differenz zwischen den Vorstellungen zweier Frauen. In Interviews, 
die ich mit Paaren unterschiedlicher sozialer Milieus geführt habe, zeigt sich 
zudem, dass ‘alte’ und ‘neue’ Vorstellungen von der Arbeitsteilung auch izzerhalb 
einer Frau oder eines Mannes nebeneinander existieren können (vgl. König2012). 
Im Folgenden werde ich der Frage nachgehen, wie sich diese paradoxe Gleich- 
zeitigkeit unterschiedlicher Ideale auf die Geschlechterarrangements auswirkt. 
Im Mittelpunkt steht dabei die Hausarbeit: Ich beschreibe, wer die Hausarbeit 
wann, warum und wie erledigt. Und ich frage danach, was mit den zentralen 


*  Erstveröffentlichung in: Ellen Bareis/Christian Kolb/Marion Ott/Kerstin Rathgeb/ 
Christian Schütte-Bäumner (Hrsg.), Episoden sozialer Ausschließung. Definitionskämpfe 
und widerständige Praktiken, Münster 2013, S. 263-275 

1 Dervorliegende Text basiert aufeinem Kapitel meiner Habilitation „Familie heißt Arbeit 
teilen. Transformationen der symbolischen Geschlechterordnung“ (König 2012). 
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Strukturmerkmalen von Hausarbeit und ihren Funktionen passiert, wenn sich 
die Ideale der geschlechtlichen Arbeitsteilung verändern. 

Um die Wirkungsweisen der symbolischen Ordnung? zu erfassen, verwende ich 
anstelle des Begriffs der Norm den des „regulativen Ideals“ (Butler 1991). Meines 
Erachtens beschreibt dieser besser, worum esim Alltagder sozialen Akteur_innen 
geht. Schließlich sagt keine Frau, dass sie sich an der Norm der ‘guten Hausfrau’ 
orientiert. Viele aber sagen, dass sie gerne eine ‘gute Hausfrau’ wären und die 
Arbeit gerecht teilen wollen. Hierbei ist von Idealen die Rede, denen Frauen 
und Männer sich anzunähern versuchen. Damit ist ein zweites Argument für 
den Begriff des regulativen Ideals angeschnitten. In Anknüpfung an die frühen 
Schriften von Judith Butler öffnet der Begriff des regulativen Ideals den Blick für 
Prozesse der Subjektivierung. Mit der Erfüllung geschlechtlicher Ideale ist das 
Versprechen verknüpft, als Frau oder als Mann erkennbar und lesbar zu sein. Das 
Resultat ist eine stabile Geschlechtsidentität. Hierfür muss alles, was nicht zum 
Ideal passt, abgespalten, verdrängt und unsichtbar gemacht werden. Trotz dieser 
nie endenden Bemühungen bleibt das Ideal immer unerreichbar. Es handelt sich 
stets nur um eine Kopie des Originals. Insofern ist in diesem Konzept immer 
auch die kritische Praxis der Umdeutung möglich. 

Der Text gliedert sich entlang von drei Idealen, die die Praxis der Arbeitstei- 
lung gegenwärtig regulieren, die historisch betrachtet allerdings nacheinander 
dominant wurden: Zu Beginn geht es um die 1970er Jahren, in denen das Ide- 
al der ‘guten Hausfrau’ dominiert. Dann folgt ein Ideal der 1990er Jahre: die 
‘gerechte Arbeitsteilung‘. Im dritten Schritt wird das gegenwärtige Ideal der 
“flexiblen Arbeitskraft’ beschrieben. Diese Ideale rekonstruiere ich anhand von 
drei soziologischen Diskursen zur Hausarbeit. Und ich beschreibe, welche Rolle 
das jeweilige Ideal gegenwärtig im Alltag von Paaren spielt. 


Das Ideal der ‘guten Hausfrau’ in der Hausarbeitsdebatte 
der 1970er Jahre 


Heute begreifen Soziolog_innen Tätigkeiten, die im Haushalt verrichtet werden, 
selbstverständlich als eine Form von Arbeit, die jeder Mensch übernehmen kann. 
Vor 40 Jahren war das anders. Damals wurde im Alltagsverständnis sowie im 
wissenschaftlichen Diskurs davon ausgegangen, dass es sich bei diesen Tätig- 
keiten um Liebesdienste handelt, für die Frauen aufgrund ihrer Dispositionen 


2 Den Begriff der symbolischen Ordnung verwende ich in Anschluss an Bourdieu, vor 
allem so, wie er ihn in seinem Spätwerk „Die männliche Herrschaft“ verwendet (Bourdieu 


2005). 
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prädestiniert sind. Diese Naturalisierung geschlechtlicher Arbeitsteilung wurde 
im deutschsprachigen Raum zuerst in der sogenannten Hausarbeitsdebatte der 
1970er Jahre hinterfragt. Ich beziehe mich im Folgenden vor allem aufdie Studie 
von Kontos und Walser „... weil nur zählt, was Geld einbringt“ (Kontos/ Walser 
1979). 

Im Mittelpunkt der Hausarbeitsdebatte stand der Stellenwert der Reproduk- 
tionsarbeit in der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft (vgl. Becker-Schmidt 
2008; Notz 2008). Die Trennungvon (Lohn-)Arbeitund Reproduktionsarbeit, so 
das zentrale Argument, ist für diese Gesellschaftsformation konstitutiv. Mit der 
Industrialisierung und der Konstitution des Bürgertums setzt sich nicht nur die 
Logik der Warenproduktion und Kapitalverwertung der Arbeitskraft, sondern 
auch die Logik des bürgerlichen Patriarchalismus durch. Diese Logik, die auf 
der Annahme basiert, dass „Mann“ und „Frau“ kategorial verschiedene Wesen 
sind, weist den Geschlechtern unterschiedliche Sphären zu. Diese geschlechtliche 
Zuweisung des Beruflichen und des Privaten ist Kernstück der symbolischen 
Geschlechterordnung der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft. 

Auch wenn die Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern weit hinter die 
kapitalistische Produktionsweise zurückreicht, hat sie sich gerade für kapita- 
listische Gesellschaftsformen als nützlich erwiesen. Der zentrale Punkt ist aus 
dieser Perspektive, dass Menschen nicht nach dem Prinzip der Warenförmigkeit 
reproduziert werden können. Es gibt zwar Tätigkeiten im Haushalt, die gegen 
Bezahlung verrichtet werden können (Putzen, Wäsche waschen, Essen zubereiten 
etc.). Aber die psychischen und emotionalen Leistungen der Hausfrau sind nicht 
delegierbar. Sie sind in ihrer Wirkung fest an das besondere Verhältnis zwischen 
Frau und Mann, Mutter und Kind geknüpft. Doch diese zentrale Bedeutung, 
die die Hausarbeit für die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaftsformation hat, 
geht nicht mit deren gesellschaftlicher Anerkennung einher. Das Gegenteil ist 
der Fall. Mit der Trennung von produktiven und reproduktiven Arbeiten wird 
die Hausarbeit zur „bloßen“ Reproduktion entwertet (vgl. Bock/Duden 1977). 
Die Unsichtbarkeit wird damit eines ihrer zentralen Merkmale. 

Kontos und Walser (1979) zeigten anhand von Gruppendiskussionen mit 
Hausfrauen, wie schr diese Frauen für die Anerkennung ihrer Arbeit auf die 
Familienmitglieder angewiesen sind. Und selbst diese Anerkennung ist schwer 
zu haben, weil die Arbeit der Frauen gerade nicht sichtbar sein soll. Je mehr es 
den Frauen gelingt, ihre Arbeit unsichtbar zu verrichten und als uneigennützig 
erscheinen zu lassen, desto mehr entsprechen sie dem Ideal der ‘guten Hausfrau’ 
(und Mutter), die ihre Familie liebevoll versorgt. In den von Kontos und Walser 
geführten Gruppendiskussionen zeigt sich eindrücklich, wie dieses Ideal die 
Praxen der Frauen reguliert. So sagt eine Frau: „Auf alle Fälle muss man schen, 
dass, wenn der Mann heimkommt, der Staubwedel weg ist.“ Es sei eine richtige 
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Hetzjagd, sagt eine andere Frau, bei der sie dauernd auf die Uhr schaut, ob sie mit 
der Arbeit fertig wird, bis der Mann nach Hause kommt. Darüber hinaus darf 
nicht mal sichtbar sein, dass überhaupt gearbeitet wurde. Ein Mann beschwert 
sich, weil am Abend noch das Bügelbrett im Wohnzimmer rumsteht. 


Alltag heute: Die nicht kompetente Hausfrau und 
der doppelt belastete Alleinernährer 


Folgt man statistischen Indikatoren, so unterbrechen immer noch viel mehr 
Frauen als Männer mit der Familiengründung ihre Erwerbsarbeit. Zumindest 
phasenweise begeben sich diese Frauen und Männer also in die Position der nicht 
erwerbstätigen Hausfrau und des Alleinernährers. Auch in meinem Material 
finden sich quer durch alle sozialen Milieus solche Paare.’ Diese Tatsache wird 
allgemein als Hinweis auf eine Persistenz der geschlechtlichen Arbeitsteilung 
bzw. der Geschlechterverhältnisse verstanden. Schaut man jedoch genauer an, 
was passiert, wenn Frauen und Männer heute in diesem alten Modell leben, so 
zeigt sich ein Wandel. Ein auffälliger Befund meines Materials ist, dass es diesen 
Frauen nicht mehr gelingt, das Ideal der ‘guten Hausfrau’ zu erfüllen. 

Eine Frau, die lange erwerbstätig war, aber mit der Familiengründung selbst- 
verständlich ihre Berufstätigkeit beendet, sagt, sie habe damals gedacht, sie würde 
als Frau in der Rolle der Hausfrau „aufgehen“. 

Doch ich habe erkennen müssen, dass es ein schr aufwändiger Job ist, Mutter und Haus- 

haltsführung - und dass ich’s auch nicht bin. Also ich bin sicherlich eine liebevolle, für- 


sorgliche Mutter und ich möchte auch gern einen schönen Haushalt haben, aberich kann 
das alles nicht zusammen darbringen. 


Diese und andere Frauen stellen (häufig erstaunt) fest, dass für die Hausarbeit 
Kompetenzen notwendig sind, über die sie nicht einfach verfügen. Das haben 
Frauen sicher auch schon zu früheren Zeiten gemerkt. Neu scheint mir jedoch 
der Schluss zu sein, den diese Frauen ziehen. Sie wollen den Haushalt nicht länger 
alleine erledigen und fordern nachdrücklich eine Beteiligung ihres Mannes ein. 


3 Insgesamt wurden 25 Paare befragt (davon 18 Paare in Westdeutschland und sieben Paare 
in der deutschsprachigen Schweiz). Die Grundgesamtheit des Samples ist durch drei 
Merkmale definiert: das Alter der Kinder (nicht älter als zehn Jahre), die Milieuzugehö- 
rigkeit der Paare und die Erwerbsbeteiligung der Partner_innen. Es wurden sowohl Paare 
rekrutiert, in denen nur eine Person erwerbstätigist (zehn Paare), als auch solche, in denen 
beide Geld verdienen (15 Paare). Weitere Variationskriterien waren die geschlechtliche 
Zusammensetzung der Paare sowie die Relation des (Aus-)Bildungsniveaus der beiden 
Partner_innen (vgl. König 2012). 
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Alle Familienernährer meines Samples übernehmen infolge dessen einen Teil der 
Haus- und Fürsorgearbeit. Der Mann der zitierten Hausfrau sagt: 
Ich bin da pragmatisch. Wenn ich aufstehe, stelle ich die Kaffeemaschine an oder sonst 
was und auf dem Weg zum Klo fällt mir auf, könntest mal wieder das Klo putzen, dann 


geht dasschon mal ineinander über, also Kaffee kochen, Klo, Bad und dann bin ich fertig. 
Und dann verlasse ich das Haus. 


Diese Beteiligung entlastet seine Frau. Gleichzeitig führt er aber auch vor, dass 
die Hausarbeit locker zu schaffen ist, wenn man nur will. Die Frau fühlt sich 
unverstanden. Es macht einen Unterschied ums Ganze, ob sie den ganzen Tag 
mit den vielen verschiedenen Aufgaben und den Kindern alleine ist oder ihr 
Mann diese Dinge auf dem Weg zur Arbeit erledigt. Es gibt Streit. Vor allem 
deshalb, weil der Mann sich nach seinem Feierabend ausruhen möchte. Er weiß, 
dass seine Frau auch einen anstrengenden Tag hinter sich hat. Trotzdem ist er 
nicht immer bereit, „genau da anzusetzen, wo ich eigentlich für heute schon fertig 
bin“. Sie gibt aufgrund dieses vermeintlich guten Arguments nicht einfach klein 
bei. Der Streit hält an. 

Verallgemeinernd kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass das alte 
Modell „Hausfrau - Alleinernährer“ zwar noch eingegangen wird, aber es vor 
allem dann nicht mehr richtig funktioniert, wenn die Frauen nicht mehr bereit 
sind, die Hausarbeit im Verborgenen und alleine zu erledigen. Der Bruch mit 
dem Ideal der ‘guten Hausfrau’ wirkt sich aufein wesentliches Strukturmerkmal 
der Hausarbeit aus: Sie wird sichtbar. Vor allem steht aber eine ihrer zentralen 
Funktionen zur Disposition - die Reproduktion der Arbeitskraft. Alle diese Paare 
streiten im Alltag über Zeiten, in denen nicht gearbeitet wird. Daran sind nicht 
nur die Alleinernährer interessiert. Auch die Hausfrauen wollen nicht immer 
arbeiten. Das drückt sich unter anderem in ihrem Wunsch nach ‘kinderfreien 
Zeiten’ aus. 

Bei diesem Wandel der Strukturmerkmale und Funktionen von Hausarbeit 
sowie der Praxen der Arbeitsteilung spielt ein anderes Ideal eine wichtige Rolle. 
Dieselbe Frau, die ihre Berufstätigkeit mit der Geburt ihres Kindes selbstver- 
ständlich unterbricht, sagt: „Ich dachte, zwei kriegen ein Kind und das ist jetzt 
auch fifty-fifty.“ Folgt man vorliegenden Studien zur familialen Arbeitsteilung, 
so wurde dieses Ideal in den 1990er Jahren dominant. 


Das Ideal der ‘gerechten Arbeitsteilung’ in den 1990er Jahren 


Ich beziehe mich im Folgenden vor allem aufdie Studie von Koppetsch und Burk- 
hart „Die Illusion der Emanzipation“ (1999). Diese und viele andere Studien zur 
familialen Arbeitsteilung stellten in den 1990er Jahren fest, dass Paare quer durch 
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alle sozialen Milieus von einer gleichen oder gerechten Arbeitsteilung sprachen. 
Was die Frauen und Männer genau damit meinten, wurde nicht untersucht. Das 
jeweilige quantitative Pensum an der Hausarbeit wurde als ausschlaggebend für 
eine gerechte Arbeitsteilung vorausgesetzt (Stichwort: Fifty-Aifty). Gemessen an 
der Menge der übernommenen Hausarbeit erwiesen sich die meisten untersuchten 
Arrangements als traditionell, denn Hausarbeit wurde in den 1990er Jahren 
immer noch überwiegend von Frauen verrichtet. Die Männer halfen allenfalls 
mit. Und selbst dabei war Anleitung und Druck der Partnerinnen notwendig. 
Auch wiederholten sich in den von Männern übernommenen Tätigkeiten ge- 
schlechtliche Zuschreibungen: Männer schleppten schwere Getränkekisten 
und übernahmen die grobe Reinigung der Wohnung. Anhand von ‘häuslichen 
Heldentaten’, wie Bügelmarathons und Großeinkäufen, demonstrieren sie ihre 
überlegene Kompetenz. Resümierend stellten Koppetsch und Burkart fest, dass 
die von ihnen untersuchten Paare gerade nicht aufeine „symbolische Markierung 
der Geschlechtergrenzen bei den häuslichen Aktivitäten“ (ebd.: 210) verzichten. 

Doch Koppetsch und Burkart beschreiben auch eine wesentliche Veränderung: 
Während die Arbeitsteilungfrüher konventionell vorgeschrieben war, geschieht 
dies Ende der 1990er Jahre mit dem Gefühl der freien Wahl. Die Paare wollen 
es so und nicht anders machen. Auf diese Weise, so ein zentrales Ergebnis, sind 
die Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern zunehmend unsichtbar. Dazu 
trägt auch bei, dass die Paare ihre Partnerschaft als gleichberechtigt beschreiben, 
obwohl sie die Arbeit immer noch geschlechtstypisierend teilen. Frauen und 
Männer täuschen sich über ihr eigenes Handeln. Deshalb sprachen diese Sozio- 
log_innen folgerichtig von einer Illusion der Emanzipation. 


Alltag heute: Paare, für die „immer schon klar war”, 
dass sie die Arbeit teilen 


Das Ideal einer ‘gerechten Arbeitsteilung’ findet sich auch in meinem Material. 
Doch in den Aussagen der von mir interviewten Paare steht nicht das jeweilige 
quantitative Pensum an der Hausarbeit im Mittelpunkt. Entscheidend ist aus 
der Sicht der Paare, dass beide für die reproduktiven Tätigkeiten Verantwortung 
übernehmen und beide die Möglichkeit haben, alle Formen der Arbeit auszu- 
üben. So sagt ein Alleinernährer, es entspräche nicht seinem Ideal einhundert 
Prozent zu arbeiten. Er würde gerne mehr Zeit mit seinen Kindern verbringen 
und „wirklich einander genießen können als Familie“. Ideal wäre seiner Meinung 
nach, wenn sie beide fünfzig Prozent erwerbstätigsein würden. Eine andere Frau 
empfindet es als ungerecht, wenn ihr Mann die gesamte Verantwortung für 
den Haushalt und die Familie an sie delegiert. Ihr Mann würde sich zwar um 
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die Kinder kümmern, aber er würde sich immer darauf verlassen, dass sie den 
Überblick hat, was gerade ansteht. 

Es gibt gute und schlechte Bedingungen dafür, ein Arrangement zu realisieren, 
in dem beide für alle Formen der Arbeit verantwortlich sind. Wenn beide zum 
Zeitpunkt der Familiengründungberuflich etabliert sind, flexible Arbeitszeiten 
haben und nicht ständig 150 % arbeiten müssen, ist eine Annäherung an dieses 
Idealcher möglich. Eine selbständige Grafikerin, deren Mann auch selbständiger 
Grafiker ist, sagt: 

Wir mussten nie Regeln aufstellen. Das hat einfach mit dem Engagement zu tun, das man 

hat. Wenn der eine viel Arbeit hat, macht automatisch der andere mehr im Haushalt. Also 

wir haben keine Rollenteilung in dem Sinne: Der macht das und der andere macht dies 


immer. Der kocht dienstags und der freitags. Manchmal der, der zuerst hungrig ist oder 
der, der mehr Erbarmen hat. 


Das Gefühl eines „ausgeglichenen Zustandes“, wie diese Frau es nennt, stellt sich 
weniger aufgrund einer exakten Berechnung der jeweils geleisteten Arbeitsstun- 
den her. Ausschlaggebend ist vielmehr die stete Erfüllung von Arbeiten. Solange 
beide ohne Aufforderungdurch die oder den anderen Arbeiten übernehmen und 
den Erfordernissen der jeweiligen Situation entsprechend handeln, rechnet das 
Paar die jeweils geleisteten Arbeitsstunden nicht auf. Der zentrale Punkt ist: Beide 
fühlen sich für den Haushalt und das Kind verantwortlich und berücksichtigen 
in ihrem eigenen Handeln die Möglichkeiten und Interessen des jeweils Anderen. 
In einem solchen Arrangement macht das regulative Ideal der ‘guten Hausfrau’ 
keinen Sinn mehr. Während es in den 1970er Jahren selbstverständlich war, 
dass sich ein Mann darüber echaufhiert, wenn das Bügelbrett am Abend noch 
im Wohnzimmer aufgebaut ist, ist das stehen gelassene Bügelbrett nun cher ein 
Mahnmal. Es zeigt: Hier wurde geputzt. Und es erinnert den oder die andere 
daran, dass er oder sie auch mal wieder dran ist. 

Wenn zwei Menschen für dieselbe Arbeit verantwortlich sind, verdoppeln sich 
allerdings auch die Vorstellungen darüber, wie sie erledigt werden soll. Zum Alltag 
dieser Paare gehören Konflikte darüber, was gebügelt werden soll, wann und 
wie oft geputzt und aufgeräumt werden soll, welche Lebensmittel wo eingekauft 
werden sollen usw. In all diesen Konflikten erleben die sozialen Akteur_innen 
das Ideal einer ‘gerechten Arbeitsteilung’ als unerreichbar - sie machen sich 
darüber also keine falschen Illusionen. So sagt die Grafikerin: „Manchmal hat 
man das Gefühl, man macht unheimlich viel und dass es immer noch mehr ist, 
aber beide haben dieses Gefühl.“ Der Knackpunkt ist die Gesamtmenge ihrer 
jeweiligen Arbeit. Die ist so groß, dass leicht der Eindruck entsteht, man würde 
mehr machen als die oder der andere. 

Für die meisten dieser Paare liegt es deshalb nahe, einen Teil der Hausarbeit 
an andere Frauen gegen Geld zu delegieren. Es sind diese anderen Frauen, die 
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es den Paaren ermöglichen, eine gerechte Arbeitsteilung zu realisieren. Trotz 
dieser Delegation eines Teils der Hausarbeit bleibt allerdings ein Problem un- 
gelöst: Wenn alle immerzu arbeiten, ist unklar, wer sich wann und wie und mit 
wessen Hilfe von der Arbeit erholen soll. Die Reproduktion der Arbeitskraft 
ist hier noch stärker in Frage gestellt, als in dem Modell ‘nicht funktionierende 
Hausfrau -Alleinernährer”. 

Fokussiert man nur die Doppelbelastung dieser Frauen und Männer, übersicht 
man allerdings einen anderen wichtigen Punkt: Gerade weil diese Frauen und 
Männer nicht ausschließlich für die Haus- und Fürsorgearbeit zuständig sind, ha- 
ben sie ein genuines Interesse an diesen Tätigkeiten (vgl. König/Jäger 2011). Der 
Partner der oben zitierten Frau erzählt beispielsweise, bügeln sei eine Tätigkeit, 
die ihm Distanz zu seiner Erwerbsarbeit ermöglichen würde. Er könne dabei gut 
abschalten. Während es für die ‘gute Hausfrau’ schwierig bis unmöglich ist, zu 
ihrer Arbeit Distanz herzustellen, ist die Hausarbeit hier Mittel der Distanzie- 
rung von der Erwerbsarbeit. Es ändert sich also ein weiteres Strukturmerkmal 
der Hausarbeit. 


Das aktuelle Ideal der ‘flexiblen Arbeitskraft’ und 
die Krise der Reproduktionsarbeit 


Bislang habe ich beschrieben, was mit der Hausarbeit passiert, wenn Frauen 
und Männer die geschlechtliche Zuweisung verschiedener Formen von Arbeit 
hinterfragen. Im Vordergrund stand, was Frauen und Männer wollen bzw. nicht 
mehr wollen. Diese Perspektive muss nun um eine wichtige Dimension ergänzt 
werden - nämlich um strukturelle Zwänge. Was passiert, wenn Frauen Geld 
verdienen müssen, weil das Einkommen ihres Partners nicht ausreicht? Und was 
passiert, wenn ein Paar die Positionen tauschen »uss, weil der Mann über lange 
Zeit arbeitslos ist? Diese Fragen führen zu einer aktuellen Debatte, die um das 
Stichwort „Krise der Reproduktionsarbeit“ kreist. Ich beziche mich im Folgenden 
vor allem auf Aulenbacher (2009), Becker-Schmidt/ Krüger (2009) und Winker 
(2009). Im Mittelpunkt dieser Debatte stehen ökonomische Veränderungen, die 
die Bedingungen der geschlechtlichen Arbeitsteilung in der Familie untergraben. 
An erster Stelle werden die Auflösung des Normalarbeitsverhältnisses und die 
damit verbundenen sinkenden Löhne genannt. Frauen müssen zunehmend - 
nicht nur in den unteren Schichten - mit für den Unterhalt der Familie sorgen, 
weil ein einzelnes Einkommen (aufgrund der Prekarisierung von Arbeit) nicht 
ausreicht. Von Bedeutung ist hierfür aber auch, dass neoliberale Politiken auf 
die Erwerbstätigkeit aller zielen - unabhängig von Geschlecht und Familiensta- 
tus. Das Leben ist für alle unabhängig vom Geschlecht erwerbsarbeitszentriert. 
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Die Beschäftigten verbringen auf unterschiedlichen hierarchischen Stufen zwar 
aus unterschiedlichen Gründen immer mehr Zeit an ihrem Arbeitsplatz (vgl. 
Hochschild 2002), aber die Arbeitszeit dominiert allgemein immer mehr die 
Familienzeit. Dabei spielen auch die Ansprüche eine Rolle, die gegenwärtig an 
männliche und weibliche Arbeitskräfte gestellt werden: Sie müssen mobil und fle- 
xibel sein. Das Ideal der flexiblen Arbeitskraft’ zielt also auf Frauen und Männer 
gleichermaßen. Alle sollen selbstverantwortlich das berufliche und private Leben 
in die Hand nehmen. Folgt man den verschiedenen Studien, so erfüllen Frauen 
dieses Ideal allerdings besonders gut (vgl. Winker 2009). In der Erwerbsarbeit 
nehmen sie schwierige Arbeitsbedingungen - sie arbeiten in Teilzeit, in unsiche- 
ren Arbeitsverträgen und häufigmit Überstunden und Wochenendarbeit - ohne 
entsprechenden finanziellen Ausgleich in Kauf. In der Familie organisieren sie 
das Familienleben unter permanentem Zeitmangel und häufig mit knappen 
materiellen Ressourcen. Die Frauen kompensieren also durch ihre Arbeitsbereit- 
schaft in beiden Sphären die entstandenen Lücken. In eben dieser Konstellation 
wird das Moment der Krise gesehen. Die Bedingungen der Möglichkeit einer 
geschlechtlichen Arbeitseilungsind zwar nicht mehr gegeben, aber es wird immer 
noch erwartet, dass sie realisiert wird. Leidtragende des neoliberalen Wandels der 
Arbeitsverhältnisse sind demnach vor allem die Frauen. Sie sind einer zusätzlichen 
Belastung ausgesetzt. Insofern wird die Reproduktionskrise in der aktuellen 
Debatte als Krise der Frauen verstanden. 

Eine andere Lesart der Krise ergibt sich, wenn man die Situation aus der Per- 
spektive der Geschlechterarrangements im Privaten anschaut (vgl. König/Jäger 
2011). Dann ist weniger die Situation der Frauen, als vielmehr die Reproduktion 
der Arbeitskraft als krisenhaft zu bezeichnen. So geschen ist der Wandel der 
Geschlechterordnung ein Auslöser der Krise: Weil die Reproduktionsarbeit in 
den Vorstellungen der Akteur_innen nicht mehr klar der Frau zugeordnet wird, 
stellt sich zunehmend für alle die Frage, wann sie sich wie und mit wessen Hilfe 
von der Arbeit erholen sollen. Frauen und Männer sind von der Krise betroffen. 
Das Hauptproblem, so möchte ich abschließend zeigen, besteht gegenwärtignicht 
darin, dass Männer keine Hausarbeit übernehmen (wollen). Problematisch ist 
vielmehr der Ausschluss vom Arbeitsmarkt, der Männer in eine Position zwingt, 


gegen die Frauen Jahrzehnte lang gekämpft haben. 


Der arbeitslose Mann, der die Hausarbeit nicht erledigen möchte 


Das Paar ist Mitte dreißig. Er ist gelernter Koch und seit mehreren Jahren ar- 
beitslos. Sie ist gelernte Friseurin und verdient in einer Putzfirma das Haushalts- 
einkommen. Sie verlässt das Haus bereits sehr früh und verrichtet eine harte 
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körperliche Arbeit. Deshalb erwartet sie von ihrem Partner, dass er tagsüber den 
Haushalt erledigt. Für ihn ist das zunächst plausibel. Doch je länger er arbeitslos 
ist, desto schwieriger wird dies für ihn. „Aber ich muss ganz chrlich sagen, mit der 
Zeit hab ich’s hier oben. (...) Putzen, aufräumen, immer jeden Tag das Gleiche. 
Weilich jakeinen Job habe.“ Es ist für diesen Mann durchaus denkbar, Hausarbeit 
zu verrichten. Problematisch ist für ihn jedoch die ausschließliche Zuständigkeit 
für den Haushalt. Die sich stets wiederholende und nicht endende Arbeit ist 
für ihn auf Dauer nur erträglich, wenn er auch einer Lohnarbeit nachgeht. So 
ist die Wohnung unaufgeräumt, das Badezimmer schmutzig und in der Küche 
türmt sich der Abwasch, wenn die Frau abends nach Hause kommt. Beinahe 
täglich gibt es deshalb Streit. Der Mann leidet darunter, dass seine Partnerin als 
Reinigungsfrau bis an die Grenzen ihrer körperlichen Belastbarkeit gehen muss, 
um ihren gemeinsamen Lebensunterhalt zu sichern. Er sagt: „Ich würde es ihr 
gönnen, wenn sie malzu Hause bleiben, sich ausspannen und wieder zu Kräften 
kommen könnte.“ Für diese Regeneration der Arbeitskraft seiner Frau kann er 
als Hausmann jedoch nicht sorgen. In seiner Phantasie wäre das nur möglich, 
wenn er der Ernährer wäre. 

Die Verweigerung, in die Position der ‘guten Hausfrau’ zu gehen, hat vor allem 
für die erwerbstätige Partnerin eine Konsequenz. Sie kann sich nicht von der 
Arbeit erholen. Doch man kann die Verweigerungdes Mannes auch noch anders 
verstehen. Dafür muss man die gesellschaftliche Verantwortung für die Situation 
dieses Paares fokussieren. So gesehen wehrt dieser Mann eine aufgezwungene 
Lebensweise ab. Er ist nicht bereit, strukturelle Bedingungen seiner Situation 
als ein privat zu lösendes Problem zu erachten. 


Schluss 


Im Mittelpunkt der Analyse standen Ideale, die die Praxis der Arbeitsteilung in 
der Familie regulieren. Charakteristisch ist für die gegenwärtige Situation eine 
Gleichzeitigkeit von ‘alten’ und ‘neuen’ Idealen. Nicht nur haben verschiedene 
Frauen oder verschiedene Männer unterschiedliche Vorstellungen. Auch inner- 
halb einzelner Frauen und einzelner Männer existieren ‘alte’ und ‘neue’ Ideale 
gleichzeitig: Hausfrauen wollen die Arbeit in der Familie weder unsichtbar noch 
alleine erledigen. Alleinernährer wollen auch Zeit mit ihren Kindern verbringen. 
Paare wollen die Arbeit gerecht teilen, müssen dafür aber einen Großteil der 
Hausarbeit an andere delegieren, die für diese Arbeit wenig Geld bekommen. 
Männer wollen Alleinernährer sein, müssen aber aufgrund von Arbeitslosigkeit 
den Haushalt übernehmen. Aufgrund dieser Gleichzeitigkeit von ‘alten’ und 
‘neuen’ Idealen werden im Alltag Mechanismen sichtbar, die ansonsten cher im 
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Verborgenen wirken. Frauen und Männer merken nicht nur, dass Ideale uner- 
reichbar sind. Zudem erkennen sie den Preis, den sie in dem Bestreben zahlen, 
einem Ideal gerecht zu werden: Sie müssen all das verwerfen, was dem Ideal nicht 
entspricht. Je weniger Frauen und Männer aber zu dieser Verwerfungbereit sind, 
desto brüchiger wird das Kernstück der symbolischen Geschlechterordnung: die 
Zuweisung der Sphären. 

Aufgrund dieses Wandels der Geschlechterordnung lösen sich wesentliche 
Strukturmerkmale der Hausarbeit auf. Hausarbeit ist nicht länger unsichtbar. 
Sie verliert ihren monotonen Charakter und es wird leichter, sich von ihr zu 
distanzieren. Ebenso ermöglicht die Hausarbeit eine Distanzierung von der 
Lohnarbeit. Schließlich steht aufgrund des Wandels der Geschlechterordnung 
aber eine zentrale Funktion der Hausarbeit zur Disposition - die Reproduktion 
der Arbeitskraft. Die derzeit offene Frage ist, wer sich wann und wie und mit 
wessen Hilfe von den verschiedenen Formen der Arbeit erholen kann und soll. 


Zwei mögliche ‘Lösungen’ zeigen sich in meinem Material. Einesteils räumen 
sich die Parnter_innen gegenseitig freie Zeiten ein, in denen sie dastun können, 
was ihnen zur Erholung und Entspannung am besten tut. Anderenteils liegt für 
viele dieser Paare eine Delegation an andere Frauen nah und ist aufgrund des 
Einkommens meistens auch möglich. Es sind diese anderen Frauen, die es den 
Paaren ermöglichen, eine gerechte Arbeitsteilung zu realisieren. Die Veränderung 
der geschlechtlichen Existenzweisen ist in manchen Paaren also nur deshalb 
möglich, weil sich die Geschlechterverhältnisse in anderen sozialen Milieus gerade 
nicht verändern. 

Es ist aktuell noch nicht abzuschen, wie genau diese Entwicklung weitergeht 
und ob sich in diesem Zuge eine symbolische Geschlechterordnung etabliert, 
die aufanderen Eckpfeilern ruhen wird. Eine solche Ungewissheit gehört zum 
Charakter jeder Umbruchsituation oder auch Krise, vor allem aus einer mar- 
xistischen Perspektive. „Unter Krise verstehen wir jene Zwischenzeit, in der die 
alte Weise zu produzieren, Profite zu machen, zu leben, nicht mehr geht, ohne 
dass schon eine neue Produktions- und Regulations- und Lebensweise gefunden 
wäre“ (Haug 2010: 145 £.). Klar ist hingegen, dass sich im Moment der Krise 
auch die Eingriffsmöglichkeiten verändern, mit denen die Entwicklung auf der 
strukturellen Ebene in eine bestimmte Richtunggetrieben werden kann. Im Zuge 
des beschriebenen Wandels der Geschlechterordnung müsste die Verschränkung 
des Beruflichen und des Privaten zum zentralen Eingriffspunkt einer Politik wer- 
den, die keine bewertende Differenzierung der beiden Praxisbereiche vornimmt. 
An die Stelle einer (Identitäts-)Politik, die sich auf Frauen und/oder Männer 
richtet, müsste eine Politik treten, die auf bestimmte Situationen zielt und eine 
„gesellschaftliche Infrastruktur“ (Hirsch/Steinert 2010) bereitstellt, die von 
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Lohnarbeit (und dem Versicherungsprinzip) unabhängig ist bzw. alle Arten von 
gesellschaftlich notwendiger Arbeit einbezicht. Pflegerische, soziale, politische 
und kulturelle Arbeit zählt ebenso hierzu wie existenzsichernde Erwerbsarbeit. 
„Wunschvotrstellung ist es, alle diese Arbeiten zeitlich, räumlich und inhaltlich 
in Einklang zu bringen und damit die Trennungen zwischen den Bereichen der 
verschiedenen Arbeitsformen und der ‘Nicht-Arbeit’ aufzuheben“ (Notz 2008: 
478). Wenn dies gelingen würde und somit die Trennung zwischen Beruflichem 
und Privatem wirklich aufgehoben wäre, würde ein radikaler Wandel stattfinden. 
Dann wäre die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nicht mehr das zentrale 
Problem, denn wo nichts getrennt ist, muss auch nichts wieder vereinbart werden. 
An die Stelle eines Dilemmas, in dem Frauen und Männer auf jeden Fall etwas 
zu verlieren haben, würde eine Vielfalt an lebenswerten Lebensformen treten, 
denen alle etwas abgewinnen können. 
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Zwei Zahnbürsten, ein Reiskocher und romantische 
Liebe - Konstruktion und Verfolgung 
aufenthaltsrechtlicher Scheinehen in der 
Bundesrepublik 


In den vergangenen Jahrzehnten wurden in der Bundesrepublik neue Formen des 
Zusammenlebens erprobt, die neben das bis dahin vorherrschende Modell der 
traditionell-heterosexuellen Kernfamilie getreten sind. Nichtsdestotrotz sind „klas- 
sische“ (aus einem Mann, einer Frau und einem oder mehreren Kindern bestehende) 
Familienkonstellationen weiterhin Leitbild von staatlicher Familienpolitik. Die 
Normierung von Familien funktioniert nicht nur über direkte familienpolitische 
Interventionen, sondern auch über bestimmte ausländer- und migrationspolitische 
Regelungen. Ein Beispiel hierfür sind die gesetzlichen Regelungen zum Familien- 
nachzug. Unter der Bedingung, dass es gegenwärtig in Deutschland und anderen 
europäischen Ländern kaum Möglichkeiten der legalen Migration gibt, kann der 
Familiennachzug, für den in der Bundesrepublik in den 1970er Jahren durch die 
vergleichsweise liberale Rechtsprechung der obersten Gerichte eine erste rechtliche 
Grundlage geschaffen wurde (Eisfeld 2005), als begrüßenswerter neuer Migrations- 
weg verstanden werden. Das Recht auf Familiennachzugmacht deutlich, dass der im 
Grundgesetz verankerte Schutz von Ehe und Familie offenbar zumindest punktuell 
schwerer wiegt als der ansonsten so zentrale Imperativ der Migrationsbegrenzung. 
Allerdings ist dieser Schutz von Vorncherein aufbestimmte Familienkonstellatio- 
nen beschränkt: Erstens können nur Menschen, die in einer rechtlich abgesicherten 
monogamen Zweierbeziehung (d.h. in einer Ehe oder einer eingetragenen Partner- 
schaft) leben, zu ihrem Partner oder ihrer Partnerin in Deutschland nachziehen. 
Zweitens müssen sich selbst binationale Paare, die diesem Kriterium entsprechen, 
nicht selten langwierigen und intensiven Prüfverfahren unterziehen, nämlich dann, 
wenn die zuständige Behörde den Verdacht hegt, dass es sich bei ihrer Partnerschaft 
nicht um eine „echte“ Ehe, sondern lediglich um eine „Scheinche zur Erlangung 
ausländerrechtlicher Vorteile“ handelt. Als aufenthaltsrechtliche Scheinehen! 


1 Auch wenn die entsprechenden gesetzlichen Regelungen ebenfalls auf eingetragene 
Lebenspartnerschaften (bzw. „Scheinpartnerschaften“) zutreffen, verwenden wir im 
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werden Ehen bezeichnet, die ausschließlich mit dem Ziel geschlossen werden, 
einem oder einer Partner_in aus einem Nicht-EU-Land ein Aufenthaltsrecht zu 
verschaffen. Dies wird durch die gesetzlichen Regelungen zum Familiennachzug 
ermöglicht: Die Nachziehenden erhalten zunächst ein an das Bestehen der che- 
lichen Lebensgemeinschaft gekoppeltes Aufenthaltsrecht, was jedoch nach der 
„Ehemindestbestandszeit“ von drei Jahren in ein eigenständiges und unbefristetes 
Aufenthaltsrecht umgewandelt wird, wenn die Ehepartner_innen die Ehe in 
diesem Zeitraum in Deutschland geführt haben. 

Über die staatlich-behördliche Verfolgung von „Scheinehen“ erfährt die Hi- 
erarchisierung, die dem Ausländerrecht aufgrund der Unterscheidung zwischen 
„Inländern“ und „Ausländern“ immer inhärent ist, eine heteronormative Aufla- 
dung, die eine Normierungdes familiären Zusammenlebens binationaler Fami- 
lien nach sich zieht. Ein zentrales Instrument hierfür ist die Konstruktion und 
Gegenüberstellungvon „echten“ Ehen und „Scheinehen“, wobei letztere als nicht 
schutzwürdigerachtet und daher vom Recht auf Familiennachzug ausgeschlossen 
werden. Wie diese migrationspolitische Regelung in der rechtlich-behördlichen 
Praxis umgesetzt wird und mit welchen Folgen dies für die verdächtigten Paare 
verbunden ist, möchten wir aus verschiedenen Perspektiven beleuchten. 

Selbstverständlich heiraten Menschen, um ihren Aufenthalt abzusichern und 
schaffen es so, ein konservativ begründetes Recht in ihrem Sinne zu wenden. 
Dies ist aus einer linken, antirassistischen Perspektive begrüßenswert und wird 
seit vielen Jahren von entsprechenden Soli-Netzwerken unterstützt. Wenn wir 
die Konstruktion von Scheinchen kritisieren, geht es demnach um etwas ande- 
res: In der staatlich-behördlichen Gegenüberstellung von „echten“ Ehen und 
„Scheinchen“ verschränkt sich aus dem Umgang mit „tatsächlichen“ Scheinehen 
gewonnenes „Erfahrungswissen“ mit rassistischen und sexistischen Annahmen, 
die wir im Folgenden einer kritischen Analyse unterziehen wollen. Wir werden 
zunächst die scheinehebezogenen behördlichen und gerichtlichen Ermittlungs- 
praktiken und Prüfverfahren beschreiben und auf die Kriterien eingehen, anhand 
derer Behördenmitarbeiter_innen und Verwaltungsrichter_innen die „Echtheit“ 
binationaler Ehen beurteilen. Hierbei argumentieren wir, dass über den Einfluss 
eines konservativen Eheidcals in der Rechtspraxis ein normativer Ehezweck für 
binationale Ehepaare gesetzt wird, der deren Freiheit, ihre Ehe nach ihren Wün- 
schen und Bedürfnissen auszugestalten, in erheblicher Weise einschränkt und 
zudem nicht durch gesetzliche Vorgaben legitimiert ist. In einem zweiten Schritt 
werden wir herausarbeiten, wie die Mitarbeiter_innen der zuständigen Behörden 


Folgenden aus Gründen der Lesbarkeit ausschließlich den Begriff „Scheinche“. Dies ist 
nicht zuletzt auch dem Umstand geschuldet, dass keine_r unserer Interviewpartner_innen 
den Fall einer Scheinpartnerschaft problematisiert hat. 
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die mit den Ermittlungspraktiken verbundenen Eingriffe in die Privatsphäre 
binationaler Paare durch spezifische Problemkonstruktionen und Bedrohungssze- 
narien rechtfertigen. Die zugrundeliegenden Vorstellungen sind nicht individuell 
oder zufällig; sie sind vielmehr in gesellschaftlich verankerte und wirkmächtige 
Diskurse über Migration, Familie und Nation eingebettet. 

Unser Beitrag basiert auf einer Forschungsarbeit, die wir im Frühjahr und 
Sommer 2011 im Rahmen unseres Masterstudiums an der Humboldt-Universität 
verfasst haben. In diesem Zusammenhang haben wir mit vier Richter_innen am 
Berliner Verwaltungsgericht (VG), einer Standesbeamtin, einem Mitarbeiter des 
Auswärtigen Amtes (AA) und Mitarbeiter_innen aus zwei Ausländerbehörden 
(ABH) in Brandenburg Interviews geführt und darüber hinaus mehrfach als 
Beobachterinnen an visumsrechtlichen Scheineheverhandlungen am Berliner 
Verwaltungsgericht teilgenommen. 


Rechtliche Grundlagen des Familiennachzugs 


Das Bundesverfassungsgericht stellte in einer Grundsatzentscheidung 1973 erst- 
mals fest, dass die Ausweisungeines_einer mit einer_einem Deutschen verheira- 
teten Ausländer_in einer Verletzung des in Art. 6 Abs. 1 GG festgeschriebenen 
besonderen Schutzes von Ehe und Familie gleichkam und daher nur in Fällen 
„mittlerer und schwerer Kriminalität“ angemessen war (Eisfeld 2005: 185). Somit 
wurde mit Deutschen verheirateten Ausländer_innen faktisch ein subjektives 
Bleiberecht zugestanden, was sich 1978 in der Neufassung der Allgemeinen Ver- 
waltungsvorschrift zur Ausführungdes Ausländergesetzes (AuslG-VwV) erstmals 
niederschlug. Die Neufassung sprach ausländischen Ehepartner_innen von Deut- 
schen zunächst eine Aufenthaltsgenehmigung für die Dauer von drei Jahren zu, 
die anschließend in eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis umgewandelt wurde 
(Hartmann 2008: 162). Im Ausländergesetz von 1990 wurde der Nachzug von 
Familienangehörigen zu Deutschen oder sich legal in Deutschland aufhaltenden 
Ausländer_innen sodann erstmals ausdrücklich geregelt und ausländischen Ehe- 
gatt_innen nach einer Mindestehebestandszeit von vier Jahren ein eigenständiges 
Aufenthaltsrecht zugestanden (ebd.: 169-170). Nach einer Verkürzung der Min- 
destbestandszeit auf zwei Jahre im Jahr 2000 trat am 1. Juli 2011 eine erneute 
Erhöhung auf drei Jahre in Kraft. Im Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 
13.1.2011 heißt es dazu: „Wahrnehmungen aus der ausländerbehördlichen Praxis 
deuten darauf hin, dass die Verkürzungder Mindestehebestandszeit aufzwei Jahre 
zu einer Erhöhung der Scheineheverdachtsfälle geführt hat.“ (BT Drucksache 
17/4401). Entsprechend wurde die Verlängerung der Mindestbestandszeit als 
notwendigerachtet, um den Anreiz für die Schließung von aufenthaltsrechtlichen 
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Scheinehen zu verringern (ebd.). Worauf diese „Wahrnehmungen“ sich stützen, 
bleibt allerdings unklar, denn die Häufigkeit von Scheinchefällen wird in den 
Behörden nicht systematisch erhoben. 

Im Gegensatz zu der verbreiteten Auffassung, dass Familienmigration im 
Wesentlichen erst nach dem „Anwerbestopp“ zu einem wichtigen Migrationspfad 
wurde, weist Serhat Karakayali darauf hin, dass Familienmigration auch schon 
vor 1973 betrieben wurde und es auch zuvor bereits Versuche von behördlicher 
Seite gab, diese Migration, die „relativ autonom von staatlichen Kontroll- und 
Steuerungspolitiken [stattfand]“, einzuschränken (2008: 161). Die Entstehung 
des Rechts auf Familienzusammenführung sollte daher nicht als lineare Ent- 
wicklungund schrittweise durch das Bundesverfassungsgericht vorangetriebene 
Liberalisierung interpretiert werden, sondern als ein Recht, das Migrant_innen 
sich angeeignet haben und das von Beginn an umkämpft war.”Wie umstritten 
das Recht auf Familiennachzug ist, zeigt sich in einem seit den 1980er Jahren 
aufkommenden Diskurs, in dem in der weitgehenden Abwesenheit legaler Mig- 
rationsmöglichkeiten binationale Ehen und Familienzusammenführungen als 
missbräuchliche Migrationspfade dargestellt werden, die sich der staatlichen 
Migrationskontrolle entziehen und über die sich „unerwünschte“ Migrant_in- 
nen Zugang zu einem Aufenthaltsrecht verschaffen, das ihnen eigentlich nicht 
zustünde (Block 2009: 7, Digruber/Messinger 2006: 285). Dies spiegelt sich 
in einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von 1982 wider, das die Aus- 
länderbehörden ermächtigte, die Ehemotive binationaler Paare zu überprüfen, 
um auf diesem Wege unerwünschte „Scheinehen“ zu identifizieren (Hartmann 
2008: 165). Nichtsdestotrotz enthielt das Ausländergesetz von 1990 weder ein 
Verbot von Scheinehen noch Anforderungen für die Feststellungeiner Scheinche. 
Jedoch bestand für Migrant_innen, die die Ehe mit einem_einer Deutschen 
„allein zur Erlangung aufenthaltsrechtlicher Vorteile“ eingegangen waren, kein 
Rechtsanspruch aufeine Aufenthaltserlaubnis, da das Bestehen einer „ehelichen 
Lebensgemeinschaft“ zur Bedingung für die Erteilungeiner Aufenthaltserlaubnis 
gemacht wurde (ebd.: 171). Diese Regelung wurde im Aufenthaltsgesetz von 
2004 übernommen (ebd.: 176). Mit dem 2007 in Kraft getretenen Richtlinie- 
numsetzungsgesetz wurde schließlich durch den neu eingefügten $ 27 la erst- 


2 Die Bekämpfung von Scheinchen findet sowohl auf familienrechtlicher als auch auf 
ausländerrechtlicher Ebene statt, wobei wir uns im Folgenden auf letztere Dimension 
beschränken. Ein zentraler Unterschied in der Behandlung von Scheinehen in den beiden 
Rechtsgebieten besteht darin, dass im Falle eines ausländerrechtlichen Scheincheverdachts 
die Wirksamkeit einer bestehenden binationalen Zivilehe nicht in Frage gestellt wird 
(Göbel-Zimmermann 2006: 85). Diesen Ehen wird vielmehr die Schutzwürdigkeit nach 
Art.6 GG abgesprochen und somit lediglich der Anspruch auf Familiennachzug und die 
Eheführung in der Bundesrepublik versagt (Hartmann 2008: 198-199). 


Zwei Zahnbürsten, ein Reiskocher und romantische Liebe 589 


mals ausdrücklich ein Ausschlussgrund für den Familiennachzug im Falle einer 
Scheinche normiert. Der Familiennachzug wird nicht zugelassen, wenn „feststeht, 
dass die Ehe oder das Verwandtschaftsverhältnis ausschließlich zu dem Zweck 
geschlossen oder begründet wurde, dem Nachziehenden die Einreise in das und 
den Aufenthalt im Bundesgebiet zu ermöglichen (...).“ (AufenthG $27, Abs. 1a) 


Scheinehebezogene Verwaltungs- und Ermittlungspraxis 


Der Einleitung aufenthaltsrechtlicher Konsequenzen in Scheineheverdachts- 
fällen geht ein Ermittlungsverfahren voraus, an dem neben der zuständigen 
Ausländerbehörde noch weitere Institutionen beteiligt sind: Soll die Ehe in 
Deutschland geschlossen werden, leitet das zuständige Standesamt im Falle ei- 
nes Scheineheverdachts Ermittlungen ein und verweigert unter Umständen die 
Eheschließung. Hält sich eine_r der Partner_innen noch im Ausland auf, kann 
die für die Erteilung der Einreisegenehmigungzuständige Auslandsvertretungin 
Kooperation mit der zuständigen Ausländerbehörde Befragungen durchführen 
und gegebenenfalls die Erteilungeines entsprechenden Visums verweigern. Klagt 
das betroffene Paar gegen die Nicht-Erteilung des Visums durch die Auslands- 
vertretung oder die Nicht-Verlängerung der Aufenthaltsgenehmigung durch die 
Ausländerbehörde, kommt es zu einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, in 
dem schließlich ein_e Richter_in über das tatsächliche Bestehen einer ehelichen 
Lebensgemeinschaft urteilt. 

Da die stichprobenartige Überprüfungaller binationalen Ehen nicht zulässig 
ist, müssen konkrete Verdachtsmomente für das Bestehen einer Scheinehe vor- 
liegen, bevor Ermittlungen durch die Ausländerbehörde aufgenommen werden 
(Yerlikaya/Cakir-Ceylan 2011: 210). Hierfür gibt es Kriterienkataloge, an denen 
die Behördenmitarbeiter_innen sich orientieren. Diese basieren im Wesentlichen 
aufder Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz (Müller 2012: 
12), welche u.a. das Fehlen einer gemeinsamen Sprache, widersprüchliche Anga- 
ben zu Personalien und Umständen des Kennenlernens, eine Geldzahlung für 
das Eingehen der Ehe, das Bestehen früherer Scheinehen und den unbefugten 
Aufenthalt in einem Mitgliedsstaat eines oder beider Partner_innen anführt. In 
einem Dokument der Bezirksregierung Braunschweig, aus dem die Juristin Kathi- 
Alexandra Hartmann zitiert, werden als Indizien für das Vorliegen einer Schein- 
ehe neben den genannten Kriterien auch das Beibehalten des jeweils eigenen 
Nachnamens, unterschiedliche Kulturen oder ein signifikanter Altersunterschied 
genannt (2008: 206-207). Zusätzlich orientieren sich die von uns interviewten 
Richter_innen und Rechtsanwender_innen auch an der „aufenthaltsrechtlichen 
Vorgeschichte“ des ausländischen Partners_der ausländischen Partnerin und 
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interpretieren etwa ein erfolgloses Asylverfahren oder einen illegalen Aufent- 
halt der betroffenen Person in Deutschland als Hinweis auf das Vorliegen einer 
Scheinche. Daneben kann auch der sozio-ökonomische Hintergrund der Eheleute 
als Scheincheindiz gedeutet werden: So berichtet ein Verwaltungsrichter von der 
Ehe einer deutschen Putzfrau, die er als „nicht die Intelligenteste“ charakterisiert, 
die auf Anraten einer Freundin einen schwarzen Mann? heiraten wollte, welcher 
wiederum „gar keine feste Existenzgrundlage“ hatte und sich in Europa „bessere 
Chancen“ erhoffte (Richter VG). Auch andere Interviewpartner_innen werten 
einen „schwachen“ sozio-ökonomischen Hintergrund als Indiz für das Vorliegen 
einer Scheinehe, insbesondere wenn der_die deutsche Partner_in Arbeitslosen- 
geld I bezieht und somit „Geld im Hintergrund einen Anreiz spielen könnte, 
als Motiv, sowas zu machen“ (Richter VG). 

In der Analyse hat sich darüber hinaus angedeutet, dass die Befragten sich bei 
der Beurteilung chelicher Lebensgemeinschaften zusätzlich an dem Kriterium 
„romantischer Liebe“ orientieren, auch wenn hierfür keine rechtliche Grundlage 
besteht. So ist es zwar „rein rechtlich (...) so, dass Liebe nicht erforderlich ist“, 
aber aus Sicht der Interviewpartner_innen sprechen „natürlich die Lebenser- 
fahrung und der gesunde Menschenverstand [dafür], dass häufig Menschen, 
die sich lieben, eher wirklich zusammen leben wollen und wirklich eine Ehe 
führen wollen“ (Richterin VG). Ein Verwaltungsrichter warf dem Auswärtigen 
Amt vor, sich bei der Beurteilung von Verdachtsfällen nach wie vor an einem 
„romantischen Eheideal“ zu orientieren, „obwohl es vielleicht bei uns in der 
Realität auch nicht mehr die ausschlaggebende Rolle spielt“ (Richter VG); in 
zwei kurz darauf folgenden Interviewpassagen deutet sich allerdings an, dass 
eben dieses romantische Eheideal in der Praxis auch für den Richter eine gewisse 
Rolle spielt: „[D]as vergisst man ja auch normalerweise nicht, wo hat man sich 
kennengelernt, bei welcher Gelegenheit. Wenn man sich wirklich liebt, ist das ja 
so ein ganz einprägendes Erlebnis“ (Richter VG); und später: „Normalerweise 
hätte man gesagt, ja Mensch, wenn man richtig sich liebt, und leidenschaftlich 
sich aufeinander freut, endlich wieder zusammen zu sein, dann ist man rund 
um die Uhr im Bett miteinander oder was weiß ich, jedenfalls Tag und Nacht 
zusammen, diese eine Woche, die man da hat.“ (Richter VG). 


3 Diese Aussage deutet implizit daraufhin, dass der Verwaltungsrichter schwarze Menschen 
nicht als Teil der deutschen Gesellschaft begreift, sondern die Herkunft eines „schwarzen 
Ehepartners“ automatisch in einem beliebigen afrikanischen Land verortet. 
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„Diese Freiwilligkeit ist theoretisch” - Eingriffe in die 
Persönlichkeitsrechte binationaler Paare 


Im Zuge der Überprüfung von Verdachtsfällen werden getrennte Befragungen 
der Eheleute durchgeführt und diegemachten Angaben gegebenenfalls überprüft. 
In der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift wird explizit darauf hingewiesen, 
dass Fragen und Ermittlungen zur Intimsphäre der Betroffenen unzulässig sind 
(27.1a.1.1.2). In unseren Interviews zeichnete sich jedoch eine Befragungspraxis 
ab, in welcher der Begriff der Intimsphäre recht großzügig ausgelegt wurde. So 
wird beispielsweise nach Operationsnarben des Partners_der Partnerin gefragt, 
denn „wenn man ein Paar ist, dann hat man eben über sowas keine Geheimnisse, 
weil wenn der Partner einen eben schon mal nackt gesehen hat, dann weiß der, 
wenn da irgendwo ‘ne Narbe ist“ (Standesbeamtin). 

Darüber hinaus finden auch Befragungen im Umfeld des Paares sowie Haus- 
besuche statt, wobei die beiden letzteren Methoden nur mit Einwilligung der 
Betroffenen zulässigsind. Da diese jedoch den Nachteil tragen, wenn es ihnen auf- 
grund einer Verweigerunggegen derartige Erhebungsmethoden nicht gelingt, die 
Zweifel der Behörde an der Schutzwürdigkeit der Ehe auszuräumen, willigen viele 
Paare ein (Hartmann 2008: 201-202). Ein Mitarbeiter einer Ausländerbehörde 
in Brandenburg bezeichnete derartige Hausbesuche daher als nur „theoretisch 
freiwillig“. Verweigert ein Paar der Ausländerbehörde den Zutritt zur Wohnung, 
wertet er dies als Indiz, dass sie etwas „zu verbergen“ haben. In solchen Fällen sei 
es für die Behördenmitarbeiter_innen hilfreich, wenn es im Haus „einen Gucker“ 
gebe, also eine ältere Person, die das Geschehen im Haus beobachtet. Auch der 
Paketservice sei hierfür „eine gute Sache“ (ABH Brandenburg). Willigt das Paar 
hingegen in die Wohnungsdurchsuchung ein, sei das ein Anzeichen dafür, dass 
die Wohnung für den Besuch der Behörde hergerichtet wurde. Viele verdächtigte 
binationale Paare sind sich der ausländerbehördlichen Durchsuchungsmaßnah- 
men bewusst und richten nachvollziehbarer Weise ihre Wohnungen entsprechend 
her, um die Ausländerbehörde von der „Echtheit“ ihrer Ehe zu überzeugen. Das 
Herrichten von Wohnungen wird somit durch die Kontrollpraktiken der Auslän- 
derbehörden mit hervorgebracht. Davon unabhängig hat unsere Untersuchung 
aber ergeben, dass die Indizien, die aus Sicht der Behördenmitarbeiter_innen für 
oder gegen das tatsächliche Zusammenwohnen eines Paares sprechen, bisweilen 
absurd anmuten. So berichtete der Behördenmitarbeiter aus Brandenburg von 
einem Wohnungsbesuch, in dem die dort wohnende „asiatische“ Ehefrau einen 
kompletten Schrank voller Schuhe hatte. Während seiner Ansicht nach manche 
Frauen durchaus viele Schuhe besäßen, sei es ausgeschlossen, dass eine Asiatin 
so viele Schuhe habe, weshalb er davon ausging, dass die Schuhe ihr vermutlich 
nicht gepasst hätten. Er spricht in diesem Zusammenhang davon, dass man „ganz 
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viel kulturelle Erfahrung“ mitbringen müsse, um eine Wohnung entsprechend 
beurteilen zu können. Neben allgemeinen Indizien, wie dem Vorhandensein von 
zwei Zahnbürsten und einem gemachten Bett (die jedoch auch für die „Herrich- 
tung“ der Wohnung für den ABH-Besuch sprechen können), nennt er folglich 
eine Reihe „kulturspezifischer“ Kriterien: So müsse bei „Asiaten“ ein Reiskocher 
vorhanden sein, bei „Indern“ eine „geistliche Figur“, bei „Südeuropäern“ ein Bild 
des Papstes und bei Menschen aus muslimisch markierten Ländern müsse nicht 
nur ein Gebetsteppich vorhanden sein, diese müssten sich zudem dreimal drehen 
können und danach in der Lage sein zu sagen, wo Mekka liegt - anderenfalls sei 
dies ein Anhaltspunkt dafür, dass die betreffende Person sich nicht häufigin der 
Wohnung aufhalte (ABH Brandenburg). 

Im Zuge der behördlichen Ermittlungen wird auf drastische Weise in die 
Privatsphäre von verdächtigten Familien eingegriffen, wobei diese dem zweifel- 
haften „kulturellen Wissen“ und den fragwürdigen Beurteilungsmaßstäben von 
Standesbeamt_innen, Behördenmitarbeiter_innen und Verwaltungsrichter_in- 
nen untergeordnet werden. Betroffenenverbände kritisieren seit Längerem, dass 
binationale Ehen durch die staatlichen Maßnahmen zur „Bekämpfung“ von 
Scheinehen unter Generalverdacht gestellt würden (Spohn/Stöcker-Zafari 2005). 
Hinzu kommt, dass die hier beschriebenen Nachforschungen im Privatleben der 
verdächtigten Paare nicht immer auf Grundlage des rechtlich vorgeschriebenen 
hinreichenden Anfangsverdachtes erfolgen. Dies verdeutlicht ein Fall aus Bremen: 
Im Mai 2012 entschied das dortige Verwaltungsgericht, dass die Ausländerbe- 
hörde keine Daten über ein deutsch-türkisches Ehepaar hätte erheben dürfen, 
da kein begründeter Anfangsverdacht vorlag - vielmehr habe es „deutliche An- 
haltspunkte für das tatsächliche Bestehen einer ehelichen Lebensgemeinschaft“ 
gegeben (zitiert nach Gössner 2013). Der Rechtsanwalt Rolf Gössner sicht in 
dieser Eilentscheidungeinen Hinweis darauf, dass nicht nur in Bremen von Aus- 
länderbehörden widerrechtliche verdachtsunabhängige Scheineheermittlungen 
durchgeführt werden, welche als „unverhältnismäßige Angriffe aufden Kernbe- 
reich privater Lebensgestaltung“ zu werten sind (Gössner 2013). Aus einer nicht 
repräsentativen Befragung binationaler Paare in Deutschland im Rahmen eines 
EU-Projektes lässt sich die Tendenz ablesen, dass die Überprüfung binationaler 
Ehen seit den 1980er Jahren stark zugenommen hat: Während lediglich acht 
Prozent der vor 1979 getrauten Paare angaben, überprüft worden zu sein, waren 
es 47 Prozent der nach 2000 getrauten Paare (Verband binationaler Familien 
und Partnerschaften 2001: 86-87). Auch diese Entwicklung deutet darauf hin, 
dass vermutlich nicht in allen Fällen vor Beginn der Scheineheermittlungen ein 
begründeter Anfangsverdacht vorliegt. 
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Normativer Ehezweck? 


Neben diesen schwerwiegenden Eingriffen in die Persönlichkeitsrechte ver- 
dächtigter Paare hat der staatliche Umgang mit Scheinehen noch einen weiteren 
problematischen Effekt, auf den wir im Folgenden eingehen möchten. Da die 
Festlegung eines verbindlichen Ehezweckes vor dem Hintergrund der Ideologi- 
sierung.der Ehe in der NS-Zeit problematisch wäre und sich zudem nicht mit den 
Grundsätzen eines pluralistischen Staates vereinbaren lässt, wurde im Eherecht 
der Bundesrepublik eine genauere Definition der ehelichen Lebensgemeinschaft 
vermieden (Kern-Eimann 2003: 94).* 

Während im Eherecht das Bestehen der chelichen Lebensgemeinschaft le- 
diglich die Rechtsfolge der formalen Eheschließung ist, wird das Bestehen der 
ehelichen Lebensgemeinschaft im Ausländerrecht in die Voraussetzung für die 
Erteilung einer entsprechenden Aufenthaltserlaubnis im Rahmen des Famili- 
ennachzugs umgekehrt. Im Familienrecht wird nach $1314 Abs. 2 Nr. 5 BGB 
die Scheinche als Aufhebungsgrund festgeschrieben, der greift, wenn beide 
Ehegatt_innen sich darüber einig sind, keine Verpflichtungen nach $1353 Abs. 
l eingehen zu wollen. Dagegen reicht im aufenthaltsrechtlichen Falle auch die 
fehlende Absicht eines_einer der Beteiligten dazu aus, den Anspruch auf Fami- 
liennachzug zu versagen (Yerlika/Cakir-Ceylan 2011: 210). Dadurch und durch 
die Abkopplung der Ehefolgen vom Ehestatus bezüglich des Schutzanspruches 
wurde ein „zweiklassiges Eherecht“ geschaffen, vor dem Coester bereits 1988 
gewarnt hatte, da es die „Einheitlichkeit der Rechtsordnung“ beeinträchtige 
(zitiert nach Conring 2002: 29, der diese Einschätzung nicht teilt). 

Folglich müssen Rechtsanwender_innen über das Bestehen einer solchen 
Lebensgemeinschaft entscheiden, wobei sich aus der Unbestimmtheit des Be- 


4 Durch die ideologische Auslegung des Begriffes der „ehelichen Lebensgemeinschaft“ im 
Sinne einer „artgemäßen Erb- und Rassenpflege“ (Bergmann 1936, zitiert nach Hart- 
mann 2008: 61) konnte im Nationalsozialismus eine normative Bewertung „guter“ und 
„schlechter“ Ehen erfolgen und somit ein staatlicher Ehezweck gesetzt werden, was zu 
einer Entprivatisierung der Ehe führte. Der Fokus von Ehe und Familie verschob sich 
auf die „Volksgemeinschaft“, womit die Ehe „zum Instrument der Zeugung erbgesunder 
Kinder mit dem großen bevölkerungspolitischen Ziel einer reinen, mächtigen Rasse“ 
umfunktioniert wurde (Hartmann 2008: 63). Angesichts der desaströsen Konsequenzen 
dieser ideologisierten Instrumentalisierung durch die Nationalsozialisten berief man sich 
nach 1945 zunächst bewusst wieder auf den privaten Charakter der Ehe (Eisfeld 2005: 
166). So ist in $ 1353 Abs. 1 BGB lediglich festgeschrieben, dass die Ehe auf „Lebens- 
zeit“ geschlossen wird, die Eheleute „einander (...) zur ehelichen Lebensgemeinschaft 
verpflichtet [sind]“ und sie „füreinander Verantwortung [tragen].“ Dies ist zwar mit einer 
Verpflichtung der Eheleute untereinander gleichbedeutend, nicht jedoch mit einer Ver- 
pflichtung gegenüber dem Staat (Eisfeld 2005: 207-208). 
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griffes der ehelichen Lebensgemeinschaft erhebliche Unsicherheiten ergeben. Der 
Verband binationaler Familien und Partnerschaften kritisiert in diesem Zusam- 
menhang, dass die Beurteilung dessen, ob im Einzelfall eine eheliche Lebensge- 
meinschaft besteht oder nicht, aufgrund des Mangels an objektiven Kriterien in 
hohem Maße vom Ermessen des_der zuständigen Sachbearbeiter_in abhängt 
(2006: 252). Wie schwieriges ist, zwischen „ehelicher Lebensgemeinschaft“ und 
„Scheinche“ zu unterscheiden, demonstriert Conring anhand zweier Entschei- 
dungen des OVG Hamburg und des VGH Baden-Württemberg: Während das 
OVG Hamburg 1990 feststellte, dass von einer ehelichen Lebensgemeinschaft 
dann ausgegangen werden kann, wenn „die Ehegatten sich miteinander einfach 
unterhalten können, gelegentlich einander mitteilen, was jeder tut oder vorhat, 
sich zu Geburtstagen etwas schenken, ab und an, wenn die Klägerin europäisch 
kocht, gemeinsam dasselbe Gericht essen, und jeder an dem Schicksal des anderen 
teilnimmt“ (zitiert nach Conring 2002: 54), reicht eine „Zweckgemeinschaft’ 
mit gegenseitigen Versorgungsleistungen wie Essen Kochen, Wäsche Waschen 
und Einkaufen“ laut einem Urteil des VGH Baden-Württemberg vom 16.1.1997 
„nicht für das Bestehen einer ‘ehelichen Lebensgemeinschaft’“ aus (Conring 
2002: 54). 

Die Auswertungunserer Interviews deutet daraufhin, dass die Entscheidungen 
der Befragten zu einem nicht unwesentlichen Teil von den Vorstellungen eines 
romantischen Eheideals geprägt sind. Die Befragten greifen hierbei jedoch nicht 
einfach aufihre individuellen Erfahrungen und Überzeugungen zurück, sondern 
orientieren sich darüber hinaus auch an Standards, die sie als für die deutsche 
Gesellschaft verbindlich begreifen. So wird wiederholt darauf verwiesen, dass 
„wir“ als „Deutsche“ bzw. als „Europäer“ Dinge auf eine bestimmte Weise tun 
würden oder etwas „in unserem Kulturkreis“ üblich oder unüblich sei. In diesem 
Zusammenhang erwähnt etwa der Prozessvertreter des Auswärtigen Amtes das 
„idealtypische Bild eines aufgeklärten Mitteleuropäers von einer romantischen, 
glücklichen Ehe“ (Prozessvertreter AA). Sowohl die individuell geäußerten Über- 
zeugungen als auch die Vorstellungen von „deutschen Standards“ verweisen auf 
ein diskursiv verankertes und gesellschaftlich geteiltes „Wissen über Ehen‘, dasein 
normatives Eheideal beinhaltet, an dem sich die Rechtsanwender_ innen in ihren 
Entscheidungen orientieren. Dieses Eheideal hat drei Dimensionen: Romantische 
Liebe wird als Ausgangspunkt für den Entschluss zur Eheschließung betrachtet; 
die cheliche Lebensgemeinschaft wird als dauerhaft verstanden und ein gewisses 
Maß an Homogamie der Eheleute gilt als Voraussetzung für die Stabilität der Ehe. 

Dass dieses normative Eheideal die Arbeit der Rechtsanwender_innen offenbar 
maßgeblich beeinflusst, fassen wir als Belegdafür, dass in der Verwaltungspraxis 
ein Ehezweck für binationale Ehen gesetzt wird. Allerdings wurde die Existenz 
eines solchen Ehezwecks von unseren Interviewpartner_innen kaum problema- 
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tisiert. So verwies der Vertreter des Auswärtigen Amtes darauf, dass es die Ehe 
schließlich nur gebe, da gesetzlich geregelt sei, was eine Ehe ist und es darüber 
hinaus „einer Gesellschaft unbenommen [sei] zu definieren, welche Arten der 
Ehe einem besonderen Schutz unterliegen“ (Prozessvertreter AA). Diese Aussage 
kann als Indiz dafür gewertet werden, dass die Institution der Ehe „nie allein dem 
Privatleben zuzuordnen, sondern immer in einer Sphäre der Macht verortet [ist]“ 
(Messinger 2012: 235). Offenbar beschränkt sich die im Grundgesetz enthaltene 
Schutzgarantie auf solche Ehen und Familien, die als „natürliche Grundeinheit“® 
den jeweils geltenden Wertvorstellungen und den behaupteten Interessen einer 
Gesellschaft entsprechen. 

Der Jurist Jens Eisfeld hebt die aus der Unbestimmtheit des Begriffs entste- 
hende Ideologieanfälligkeit der „ehelichen Lebensgemeinschaft“ hervor, pro- 
blematisiert dies aber nur hinsichtlich des Familienrechts und nicht in Bezug 
auf die ausländerrechtliche Behandlung von Scheinchen. Unsere Analyse hat 
jedoch ergeben, dass das Handeln der Rechtsanwender_innen auch im Bereich 
der Familienmigration durch eine „ungeschriebene Definition“ der cheli- 
chen Lebensgemeinschaft geprägt ist, wobei der auslegungsbedürftige Begriff 
der „ehelichen Lebensgemeinschaft“ im Sinne eines Ehezwecks interpretiert 
wird, der dem bürgerlich-romantischen Eheideal entspricht. Diesem Idealbild 
entsprechend werden in der Rechtspraxis heteronormative Vorstellungen über 
„richtige“ Ehen und Familien reproduziert. Je mehr ein binationales Paar den 
erwünschten bürgerlichen Ehenormen entspricht, desto wahrscheinlicher ist es, 
dass es die Rechtsanwender_innen von der Authentizität ihrer Ehe überzeugen 
kann. Folglich sind nicht alle binationalen Paare gleichermaßen vom Risiko 
betroffen, unter Scheineheverdacht zu geraten, sondern in erster Linie diejenigen, 
die am weitesten von den gesellschaftlich akzeptierten Normen abweichen. So 
kritisiert auch der Verband binationaler Familien und Partnerschaften, dass 
die gesetzlichen Regelungen zum Familiennachzug sich an einem „klassischen 
Familienbegriff“ orientieren (2006: 244). Dabei werden deutsch-deutsche und 
binationale Ehen in der Rechtspraxis grundsätzlich anhand von verschiedenen 
Wertmaßstäben beurteilt. Während erstere ihre cheliche Lebensgemeinschaft 


5 Die Familie wird in Art. 16 Satz 3 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte als 
natürliche Grundeinheit der Gesellschaft definiert. 

6 Diesgeschicht analogzur Durchsetzungeines „ungeschriebenen Scheineheverbotes“ durch 
die Zivilrechtsprechung in den 1980er Jahren, welches sich ohne ein gesetzlich veranker- 
tes Scheincheverbot unter Rückgriff auf den Rechtsmissbrauchsgedanken entwickelte 
(Eisfeld 2005: 187). So urteilte beispielsweise das Amtsgericht Lübeck 1980, dass ein 
Rechtsmissbrauch vorliegt, „wenn die Herstellungder ehelichen Lebensgemeinschaft (...) 
nicht beabsichtigt wird“, sondern lediglich die Absicht verfolgt wird, einer der beteiligten 
Personen ein Aufenthaltsrecht in Deutschland zu verschaffen (Eisfeld 2005: 189). 
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frei ausgestalten können, werden letztere bei einer Scheineheüberprüfungeinem 
Idealbild untergeordnet, das zwar weiterhin gesellschaftliche Wirkungsmacht 
besitzt, an das deutsch-deutsche Ehen jedoch (zumindest rechtlich) nicht mehr 
gebunden sind. 


Scheinehenarrative und „Bedrohungsszenarien” 


Insbesondere die Richter_innen scheinen sich durchaus darüber bewusst zu sein, 
dass die oben beschriebenen Ermittlungspraktiken und die Scheinchebefragun- 
gen, die auch am Verwaltungsgericht praktiziert werden, einem problematischen 
Eingriffin die Intim- und Privatsphäre der betroffenen binationalen Pare gleich- 
kommen. Eine Richterin ist sogar der Meinung, dass sie im Zusammenhang 
mit Scheineheverhandlungen immer wieder an die „Grenze dessen [gerät], was 
vertretbar ist“ (Richterin VG). Dennoch erscheinen die Befragungen den Rich- 
ter_innen und Rechtsanwender_innen als alternativlos, was etwa in folgendem 
Zitat zum Ausdruck kommt: „Naja, also bestimmte Dinge kriegt man nur raus, 
wenn man sie fragt, und bestimmte Fragen gehören dazu, die eben das Wesen 
einer Ehe mit ausmachen.“ (Richter VG) 

Indessen gibt es selbst aus der Perspektive staatlicher Institutionen gute Grün- 
de, die drastischen Eingriffe in die Persönlichkeitsrechte verdächtigter binationa- 
ler Paare und den enormen Aufwand, mit dem bei der Ermittlung von Scheinehen 
vorgegangen wird, infrage zu stellen: So existieren weder belastbare Zahlen dazu, 
wie viele Scheinehen in Deutschland jährlich geschlossen werden, noch dazu, 
wie viele Scheinehen durch die behördlichen Anstrengungen tatsächlich verhin- 
dert werden können (Müller 2012: 15). All dies legt die Vermutung nahe, dass 
die Scheineheprüfverfahren nur deshalb als sinnvoll und berechtigt angesehen 
werden können, weil Scheinehen als spezifisches gesellschaftliches Problem wahr- 
genommen werden, das die Inkaufnahme der mit den Scheineheermittlungen 
verbundenen Folgen rechtfertigt: Das Problematische an Scheinehen legitimiert 
in gewisser Weise das Problematische an den Ermittlungspraktiken. Anhand 
der Interviewaussagen lassen sich mehrere „Scheinehebedrohungsszenarien“ 
rekonstruieren, die in vergeschlechtlichte Diskurse über Migration, Familie und 
Nation eingebettet sind und zugleich einen entscheidenden Einfluss daraufhaben, 
welche binationalen Ehen durch Rechtsanwender_innen und Richter_innen als 
schützenswert anerkannt werden und welche nicht. Die Problemkonstruktion 
von Scheinehen wollen wir exemplarisch anhand von zwei Scheinehenarrativen 
veranschaulichen, die sich in den Interviews als besonders dominant erwiesen ha- 
ben: das der einseitigen Scheinche und das des schleichenden Familiennachzugs. 
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„Unsere Aufgabe ist es, diesen Frauen die Augen zu öffnen” - 
die einseitige Scheinehe 


Sogenannte einseitige Scheinehen zeichnen sich dadurch aus, dass ein_e Deut- 
sche tatsächlich eine nach ausländerrechtlichen Maßstäben schutzwürdige Ehe 
führen will, der ausländische Partner bzw. die ausländische Partnerin aber nicht 
die Absicht hat, eine auf Dauer angelegte cheliche Lebensgemeinschaft zu be- 
gründen und ganz bewusst die „Naivität und Gutgläubigkeit“ (Prozessvertreter 
AA) der_des Deutschen ausnutzt, um in Deutschland ein Aufenthaltsrecht zu 
erlangen. Hierzu schildert ein Mitarbeiter der Ausländerbehörde in Potsdam 
etwa folgende Erfahrung: 

„Ich hab’ zum Beispiel einen Fall gehabt, also die spielten mir am Tisch das 
perfekte Ehepaar vor, die Frau war auch hundert Prozent überzeugt, er liebt 
sie, er ist ihr treu, und der hat bei uns die Niederlassung [gemeint ist eine Nie- 
derlassungserlaubnis, Anm. d. Verf.) gekriegt und am nächsten Tag saß sie am 
Schreibtisch und hat geheult, ja, er hat sie abends verlassen. Also wie gesagt, das 
wäre jetzt das krasseste Beispiel, das ich sagen kann. Und er hat’s so gut, geschickt 
hingebracht, dass die Frau nicht mal irgendwelche Zweifel hatte. Die wissen, 
worauf es ankommt, meistens.“ (ABH Potsdam) 

Die Analyse unserer Interviews hat Folgendes ergeben: In den Passagen, in de- 
nen die Interviewpartner_innen abstrakt erläutern, was eine einseitige Scheinche 
ausmacht, verwenden sie zum Teil bewusst geschlechtsneutrale Ausdruckswei- 
sen und heben hervor, dass eine deutsche Frau ebenso von einem ausländischen 
Mann „ausgenutzt“ werden kann wie die umgekehrte Konstellation denkbar ist. 
Schaut man sich aber im Detail an, welche konkreten Fälle und Verdachtsmo- 
mente die Befragten beschreiben, stellt sich heraus, dass der Blick auf einseitige 
Scheinchen in der Praxis in hohem Maße vergeschlechtlicht ist, was sich auch 
bereits in dem oben zitierten Beispiel andeutet. Demnach liegt eine einseitige 
Scheinehe dann vor, wenn ein ausländischer Mann - vorzugsweise aus einem 
„afrikanischen“ (Richter VG) oder „muslimischen“ (ABH Potsdam) Land - einer 
„naiven“ deutschen Frau, die vielleicht bereits eine „gescheiterte Ehe mit einem 
Deutschen“ hinter sich hat, „nette Augen“ (ABH Potsdam) macht, sie allein 
wegen des Aufenthaltstitels heiratet und sie schließlich wieder verlässt, sobald 
ihm eine eigenständige Aufenthaltserlaubnis in Deutschland erteilt wird. In der 
Konsequenz stellen einseitige Scheinchen in der Wahrnehmung unserer Inter- 
viewpartner_innen nicht nur einen Angriff auf den Rechtsstaat dar; vielmehr 
scheint von einseitigen Scheinchen darüber hinaus auch eine Bedrohung für 
deutsche Frauen auszugehen. 

Dies hat zur Folge, dass sich insbesondere die Rechtsanwender_innen in den 
Ausländerbehörden und im Auswärtigen Amt dafür verantwortlich (und dazu 
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befugt) fühlen, deutsche Frauen vor emotionalen Enttäuschungen oder allgemein 
vor den Absichten ihrer ausländischen Partner zu schützen. Ein Mitarbeiter einer 
Ausländerbehörde nimmt seine Rolle in diesem Zusammenhang folgendermaßen 
wahr: „Wir warnen die Frauen, dass der ausländische Mann sie schlagen wird, 
wenn er erstmal in Deutschland ist. (...) Unsere Aufgabe ist es, diesen Frauen 
die Augen zu öffnen.“ (ABH Land Brandenburg) Dies mag ein besonders dras- 
tisches Beispiel sein, aber auch in Fällen, in denen Behördenmitarbeiter_innen 
nicht gleich davon ausgehen, dass von ausländischen Ehepartnern eine physische 
Gefahr ausgeht, müssen Frauen aus binationalen Ehen nicht selten abwertende 
Bemerkungen hinnehmen und respektlose Befragungen über sich ergehen lassen 
(De Hart 2001b; Hartmann 2008; Block 2009). So forderte etwa der Prozessver- 
treter des Auswärtigen Amtesin einem visumsrechtlichen Verfahren, in dem ein 
Ägypter zu seiner etwa zehn Jahre älteren deutschen Ehefrau nachziehen wollte, 
die deutsche Frau mit Blick auf den Altersunterschied auf, einmal zu beschreiben, 
„was Ihr Mann tollan Ihnen findet“. Die für dieses Verfahren zuständige Richte- 
rin, mit der wir anschließend ein Interview geführt haben, wünscht nach eigener 
Aussage den deutschen Ehefrauen immer „von Herzen, dass das alles so wird, 
wie Sie sich das vorstellen“, weil auch sie annimmt, dass Frauen in binationalen 
Ehen in besonderer Weise dem Risiko ausgesetzt sind, „äußerst schmerzhafte 
Erfahrungen“ (Richterin VG) zu machen. 

Indessen scheint es eine ungeschriebene Übereinkunft darüber zu geben, dass 
Partnerschaften zwischen einem deutschen Mann und einer deutlich jüngeren 
Frau aus einem „südostasiatischen“ Land vom Verdacht auf (einseitige) Scheinehe 
befreit sind. Nach Ansicht der Befragten lassen sich solche Ehen meist als auf 
Dauer angelegte Interessengemeinschaften charakterisieren: Die ausländische 
Frau erhalte ökonomische Sicherheit und eine „Zukunft in Europa“ und der 
Mann „bekomme“ eine Frau, die „kocht, putzt, bügelt und auch ansonsten zur 
Verfügung steht“ (Prozessvertreter AA). Unsere Untersuchung zeigt, dass sowohl 
die Rechtsanwender_innen als auch die Richter_innen in binationalen Partner- 
schaften ein potentielles Risiko für deutsche Frauen schen und entsprechend bei 
Ehen zwischen deutschen Frauen und (jüngeren) ausländischen Männern syste- 
matisch andere Beurteilungsmaßstäbe anlegen als bei Ehen zwischen deutschen 
Männern und (jüngeren) ausländischen Frauen. Dies tun sie, obwohl die aktuellen 
gesetzlichen Regelungen zur Heiratsmigration keine Ungleichbehandlung nach 


7 Wenn wir im Folgenden von Frauen aus einem „südostasiatischen“ Land sprechen, so ge- 
schicht dies nicht in der Annahme, dass es sich hierbei um eine angemessene geographische 
Bezeichnung handelt. Vielmehr ist „Südostasien“ ein neokoloniales Konstrukt, das auf 
globale Machtverhältnisse verweist. Gleiches trifft auf Zuschreibungen wie südländisch, 
muslimisch oder osteuropäisch zu. 
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Geschlecht der Ehepartner_innen vorsehen. Offenbar gehen die Mitarbeiter_in- 
nen der zuständigen Behörden und Gerichte davon aus, dass Männer in aller Regel 
in der Lage sind, ihre Lebenssituation, die Konsequenzen ihres Handelns sowie 
die Motive ihrer Mitmenschen - insbesondere die ihrer ausländischen Ehefrau — 
realistisch einzuschätzen und sich vor Enttäuschungen zu schützen, wohingegen 
deutschen Frauen, die Männer aus sogenannten Drittstaaten heiraten, eben diese 
Fähigkeiten abgesprochen werden. 

Es ist erschreckend, wie offensichtlich sich hier Parallelen zu rassistischen und 
patriarchalen Diskursen ziehen lassen, die kolonialen Gesellschaften entstammen. 
Die britische Soziologin Vron Ware hat anhand verschiedener Romane Konstruk- 
tionen von „weißer Weiblichkeit“ in kolonialen Gesellschaften untersucht. Die für 
ihre Analyse zentrale Figur der „törichten“ bzw. „tollkühnen Frau“ („foolhardy 
woman“) ähnelt in hohem Maße den Zuschreibungen, anhand derer unsere In- 
terviewpartner_innen bisweilen deutsche Frauen mit ausländischen Partnern 
charakterisieren: Die „tollkühne Frau“ ist in gewisser Weise emanzipiert und 
freiheitsliebend und setzt sich über gesellschaftliche Normen hinweg, indem sie 
eine sexuelle Beziehung mit einem kolonisierten Mann beginnt. Gleichzeitig 
ist sie jedoch nicht in der Lage, die vollen Konsequenzen ihres Handelns abzu- 
schen und bringt durch ihre Verantwortungslosigkeit und Naivität sich selbst 
und manchmal darüber hinaus auch die nationale Gemeinschaft als Ganze in 
Gefahr (Ware 1992: 231). Die Figur des weißen Mannes stellt in diesem Diskurs 
ein Korrektiv dar: „Der Weiße Mann ist stark, dominant, der Schiedsrichter 
der Wirklichkeit, und der selbsternannte Beschützer der Weißen Frauen und 
Verteidiger der Nation bzw. des Territoriums.“ (Frankenberg 2001: o. $.) 

Der Verdacht, dass die Ungleichbehandlung binationaler Ehen nach Ge- 
schlecht der Ehepartner_innen allein aufkolonialen Diskursen und gerade nicht 
auf empirischen Tatsachen beruht, wird noch dadurch verstärkt, dass keine_r 
der Interviewpartner_innen Statistiken nennen kann, die belegen würden, dass 
ausländische Männer ihre deutschen Ehefrauen tatsächlich schr häufignach Ab- 
laufder Ehemindestbestandszeit verlassen. Andererseits gibt es zumindest Hin- 
weise darauf, dass auch Ehen zwischen Frauen aus „südostasiatischen Ländern“ 
und deutschen Männern nicht selten nach Ablauf der Ehemindestbestandszeit 
geschieden werden (Braun 2004: 16). Es ist also keineswegs immer so, „dass 
die ausländische Frau bei dem Mann bleibt, der ausländische Mann aber nicht 
bei der deutschen Frau bleibt“ (Richterin VG). Zugleich ist die Inszenierung 
der deutschen Frau als Opfer ihres nichtdeutschen Ehemannes insbesondere 
dann wenig überzeugend, wenn man bedenkt, dass der ausländische Partner 
zumindest rechtlich in hohem Maße von seiner Frau abhängig ist: Lässt sie sich 
vor Ablauf der Ehemindestbestandszeit scheiden, so hat dies für ihn den Verlust 
der Aufenthaltserlaubnis zur Konsequenz (Messinger 2012: 214). 
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Die Sozialwissenschaftlerin Laura Block interpretiert die hier beschriebene 
Ungleichbehandlung als Vermächtnis des historisch geschlechtsspezifisch gere- 
gelten Umgangs mit binationalen Ehen und Familienmigration. Seit der Entste- 
hung der Nationalstaaten bis in die 1970er Jahre des vergangenen Jahrhunderts 
hinein herrschte die (Rechts-) Norm vor, dass „Ehefrauen ihren Männern folgen“ 
(Block 2010: 35). In vielen Ländern war es bis in die 1950er Jahre hinein üblich, 
dass Frauen qua Heirat die Nationalität ihres Ehemannes übertragen wurde, 
eine Regelung, die erst 1957 auf Druck von Frauenrechtlerinnen mit dem „UN- 
Übereinkommen über die Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen“ reformiert 
wurde. Entsprechend war es historisch für Frauen vergleichsweise einfach, in das 
Herkunftsland ihres Ehemannes zu migrieren. Der Nachzugeines Mannes in das 
Herkunftsland der Frau war demgegenüber nicht vorgeschen; somit war es für 
binationale Paare unter Umständen unmöglich, sich gemeinsam im Heimatland 
der Frau niederzulassen. Vor dem Hintergrund dieser Erfahrung liegt nun die 
Vermutung nahe, dass geschlechtsspezifische Normen und entsprechende Wert- 
vorstellungen trotz der rechtlichen Gleichstellung von Männern und Frauen im 
Ehe- und Staatsangehörigkeitsrecht weiterhin den Blick auf und den Umgang 
mit binationalen Ehen prägen (ebd.: 36). 

Im Narrativ der einseitigen Scheinche finden aber zudem auch exotisierende 
und rassialisierte Vorstellungen über „unberechenbare südländische Männer“ 
und „fügsame asiatische Frauen“ Ausdruck. Während in kolonialen Erzählun- 
gen (jüngere) Frauen aus „nicht-westlichen Regionen“ als sexuell freizügig und 
fügsam konstruiert werden, werden „südländische Männer“ als „animalisch- 
triebhaft“ oder gewalttätigimaginiert (Messinger 2012: 223; Frankenberg 2001), 
als Menschen, die sich über Nacht „von einem Prinzen in ein Monster“ verwan- 
deln können (De Hart 2001a: 55). Von jüngeren Frauen aus „nicht-westlichen 
Regionen“ wird vor diesem Hintergrund auch im Kontext der Familienmigration 
angenommen, dass sie aufrichtig sind, eine „echte“ Ehe führen wollen und die 
Bereitschaft haben, sich den Wünschen und Bedürfnissen ihres deutschen Ehe- 
mannes unterzuordnen. „Südländischen Männern“ wird hingegen unterstellt, 
dass sie unberechenbar sind und für deutsche Frauen eine Bedrohung darstellen, 
weswegen weiße/deutsche Männer es als ihre Verantwortung wahrnehmen, deut- 
sche Frauen vor dieser Gefahr zu beschützen. 

Offenbar wird in entsprechenden Diskursen der männliche Einfluss (in bi- 
nationalen oder entlang anderer Kriterien heterogenen Partnerschaften) jeweils 
als dominant vorgestellt: Wie oben beschrieben galt lange Zeit die Rechtsnorm, 
dass die Nationalität des männlichen Familienoberhaupts über die Nationalität 
der Familie entschied, ferner bestimmte auch die soziale Herkunft des Mannes 
über die soziale Positionierungder Familie. In kolonialen Gesellschaften wurden 
dieser „Logik“ entsprechend Verbindungen zwischen weißen Männern und ko- 
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lonisierten Frauen weniger stark sanktioniert als Verbindungen zwischen weißen 
Frauen und kolonisierten Männern. Spitzt man dies zu, so kann der (als dominant 
wahrgenommene) Einfluss des Mannes in einer Partnerschaft entweder „purifizie- 
rend“ (und rettend) oder „verunreinigend“ (und als Bedrohung) wirken (Räthzel 
2010: 288). Dies spiegelt sich auch gegenwärtigim Umgangmit Scheinchen wider. 
Während der „südländische Mann“ die deutsche Frau und darüber indirekt auch 
die imaginäre Erweiterung der Familie, nämlich die Nation, „verunreinigt“, ist 
es die Rolle des deutschen Mannes, seine nichtdeutsche Frau aus „bedrückenden 
wirtschaftlichen Verhältnissen“ zu retten und ihr „ein besseres Leben in Deutsch- 
land“ zu ermöglichen (Prozessvertreter AA). Problematisch ist hierbei nicht 
zuletzt, dass die Repräsentation des deutschen Mannes als „Retter“ verdeckt, in 
welcher Machtposition sich derselbe aufgrund der ausländerrechtlich definierten 
Ehemindestbestandszeit gegenüber seiner nichtdeutschen Frau befindet. Folgt 
man Nivedita Prasad, der chemaligen Leiterin der Beratungsstelle Ban Ying, so 
sind etwa Ehen zwischen deutschen Männern und thailändischen Frauen sehr 
häufig durch Ausbeutung und Gewalt charakterisiert (Prasad 2000: 7-8). Dies 


wurde durch unsere Interviewpartner_innen ausnahmslos verharmlost. 


„Das türkische Modell” 


Das zweite Scheincheszenario, das wir exemplarisch vorstellen möchten, ist das 
des „schleichenden Familiennachzugs“. Darin fasst ein Ehepaar aus einem „Dritt- 
staat“ den Entschluss, seinen Lebensmittelpunkt nach Deutschland zu verlegen 
und seinen Aufenthalt - mangels Alternativen - mithilfe einer Scheinche zu 
legalisieren. Hierzu lassen sich die Ehepartner_innen zunächst scheiden. Eine_r 
der Ex-Ehepartner_innen, meistens der Mann, geht daraufhin eine Scheinehe mit 
einem oder einer Deutschen bzw. mit einem oder einer in Deutschland leben- 
den Ausländer_in ein; die Bezichung zum_zur echten Partner_in im Ausland 
bleibt währenddessen bestehen. Nach Ablauf der Ehemindestbestandszeit wird 
die Scheinehe geschieden, das ursprüngliche Paar heiratet erneut und der_die 
Partner_in, der_die im Ausland gewartet hat, zieht mit einem Familienzusam- 
menführungsvisum nach Deutschland nach, nicht selten mit den gemeinsamen 
Kindern. Dies ist aus Sicht der Interviewpartner_innen besonders problematisch: 
In Fällen, in denen man „sogar noch den Familiennachzug vom Rest der Familie 
akzeptieren“ muss, werde man „so richtigan der Nase rumgeführt“ (Richter VG). 
Einer der ABH-Mitarbeiter_innen, mit denen wir gesprochen haben, überprüft 
daher immer schr genau, ob Antragsteller_innen eine potentiell „migrations- 
willige Großfamilie“ haben, bevor er seine Zustimmung zur Erteilung eines 
Familiennachzugsvisums erteilt (ABH Land Brandenburg), eine Praxis, für die 
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es wohlgemerkt keine rechtliche Grundlage gibt. Die Befragten sind der Ansicht, 
dass der „schleichende Familiennachzug“ besonders häufig von türkischen Mi- 
grant_innen genutzt wird, weshalb sie diese Migrationsstrategie mitunter auch 
als „türkisches Modell“ bezeichnen. 

Sicherlich wird das „türkische Modell“ von Familien tatsächlich als Migrati- 
onsmöglichkeit genutzt. Manuela BojadZijev weist in ihrer historischen Analyse 
der bundesdeutschen Migrationsgeschichte darauf hin, dass die gesetzlichen 
Regelungen zum Familiennachzug von Migrant_innen schon immer großzügig 
ausgelegt wurden (Bojadäijev 2008: 117-118). Dies schloss etwa die Möglichkeit 
ein, dass eine Nichte in Deutschland lebender Arbeitsmigrant_innen kurzerhand 
als nachzugsberechtigte Tochter ausgegeben wurde. Im Anschluss vermuten wir, 
dass Migrant_innen auch heute flexibel mit gesetzlichen Vorgaben umgehen und 
sich auf diese Weise in unvorhergeschener Weise Rechte aneignen. Nichtsdes- 
totrotz halten wir es für notwendig, die Vorstellungen und Befürchtungen, die 
die Mitarbeiter_innen der zuständigen Behörden mit dem „türkischen Modell“ 
verbinden, einer Kritik zu unterziehen und zugleich aufzuzeigen, inwiefern ent- 
sprechende Erwartungen in gegenwärtig wirkmächtige Diskurse über Migration 
eingebettet sind. 

In den Interviewpassagen zum „schleichenden Familiennachzug“ kommt 
zentral die Befürchtung zum Ausdruck, dass Migrant_innen die gesetzlich vor- 
geschenen Migrationskontrollen umgehen. Die Konsequenz sei eine „Art illegale 
Zuwanderung“ (Richter VG), die sich der Kontrolle des Staates entziche. In 
diesem Zusammenhang äußern sich die Befragten besorgt darüber, dass mittels 
Scheinehen Menschen nach Deutschland kämen, die „einwanderungspolitisch 
vielleicht nicht gerade erste Wahl“ seien, weil sie „kein so wertvolles Mitglied der 
Gesellschaft“ darstellten (Richterin VG). Die Interviewpartner_innen kritisieren 
also nicht nur, dass möglicherweise mehr Migrant_innen in Deutschland eine 
Aufenthaltserlaubnis erhalten als „vorgesehen“. Darüber hinaus befürchten sie 
auch, dass „der Gesellschaft hier eben Leute zugeführt werden“ (Richterin VG), 
die nicht „wertvoll“ sind. Sie nehmen eine Hierarchisierungvon Migrant_innen 
vor, diesich an deren ökonomischem Nutzen orientiert und damit an neoliberale 
Diskurse (über Migration) anschlussfähig ist (Friedrich 2013). Hierbei fällt auf, 
dass die Interviewpartner_innen offenbar mehrheitlich davon ausgehen, dass das 
Eingehen einer Scheinehe „unqualifizierten“ Menschen vorbehalten sei, die „so- 
zial relativ schlecht dran sind“ (Richterin VG). So ist in den Interviews mehrfach 
von „ungebildeten Hartz IV Empfängern“ die Rede, die sich „auf die Weise ein 
paar Märker dazuverdienen“ (Richterin VG). Auch in Bezugaufdie ausländischen 
Partner_innen werden Scheinchen als Strategie konstruiert, die fast ausschließlich 
Menschen aus „schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen“ (Prozessvertreter 


AA) „mit keiner oder niedriger Qualifikation“ (ABH Land Brandenburg) nutzen, 
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um sich ein Aufenthaltsrecht in Deutschland zu „erschleichen“ (Prozessvertreter 
AA) und sich aufKosten der deutschen Steuerzahler_innen „ein schönes Leben zu 
machen“ (Richter VG). Das Risiko, dass Menschen nach Deutschland kommen, 
die die deutsche Sprache nicht erlernen, sich nicht „integrieren“ können (Richter 
VG) und in der Folge „den Sozialkassen zur Last fallen“ (Richterin VG), bewerten 
die Befragten durchgängig als „riesiges Problem“ (ABH Land Brandenburg). Dass 
Hochqualifizierte vom Verdacht auf Scheinche befreit sind, erklärt der Vertreter 
des Auswärtigen Amts folgendermaßen: „Wer als Student hier herkommen kann, 
wer als Hochqualifizierter hier herkommen kann, der kommt nicht aufdie Idee, 
sich ein Aufenthaltsrecht über eine Scheinche zu erschleichen, der hat das ja 
überhaupt nicht nötig. Dem stehen ja die Türen offen.“ 

Der Problematisierung unkontrollierter Migration liegt die normative Vor- 
stellung zugrunde, dass die Entscheidung darüber, „wer zur Bevölkerung gehö- 
ren soll“ (Oulios 2013: 64), der Souveränität des Nationalstaats bzw. der ihn 
repräsentierenden Institutionen unterliegt. Interessant ist nun, dass die Inter- 
viewpartner_innen den „schleichenden Familiennachzug“ anscheinend als eine 
Übersteigerungund Zuspitzungdessen wahrnehmen, was ihnen sowieso bereits 
unliebsam ist, nämlich die legale Heiratsmigration, die sich hinsichtlich einer 
Prüfung der „Qualifikationen“ der Nachziehenden dem staatlichen Kontrollan- 
spruch entzieht. Die Heiratsmigration lässt gerade die Differenzierung zwischen 
„nützlichen“ und „nicht nützlichen“ Migrant_innen und die gezielte Selektion 
von „Hochqualifizierten“ nicht zu, denn die Partner_innenwahl unterliegt (im 
Regelfall) nicht der Kontrolle des Staates. Bereits die legale Heiratsmigration 
scheint demnach bei den Interviewpartner_innen die Assoziation zu wecken, dass 
„Deutschland“ aufgrund der hier geltenden „großzügigen“ (Prozessvertreter AA) 
gesetzlichen Regelungen gezwungen ist, Menschen, die man sich unter anderen 
Umständen aus verschiedenen Gründen nicht unbedingt „aussuchen“ würde, ein 
Aufenthaltsrecht zu gewähren. Die genannten Befürchtungen verdichten sich 
umso stärker im Scheinehediskurs: Darin wird das Konstrukt „Scheinehe“ zu 
dem Symbol für „unkontrollierte“ und „unerwünschte“ Migration. 


Fazit 


In unserem Beitrag wollten wir am Beispiel aufenthaltsrechtlicher Scheinehen 
herausarbeiten, dass über das Ausländerrecht nicht nur allgemein Bevölkerung 
hierarchisiert, sondern auch das Zusammenleben binationaler Ehen und Fa- 
milien normiert wird. Hierzu haben wir uns zunächst mit den behördlichen 
und gerichtlichen Ermittlungspraktiken beschäftigt, mit deren Hilfe verifiziert 
werden soll, ob einer Scheinche verdächtigte Ehepaare beabsichtigen, eine cheliche 
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Lebensgemeinschaft zu begründen und ob dem_der ausländischen Partner_in 
entsprechend ein Aufenthaltsrecht zusteht. Dabei konnten wir zeigen, dass über 
die Prüfverfahren die Privat- und Intimsphäre der betroffenen Paare massiv ver- 
letzt wird. Vom Verdacht auf Scheinche sind jedoch längst nichtalle binationalen 
Paare gleichermaßen betroffen. Ein hohes Risiko trifft vielmehr jene Paare, die in 
besonderer Weise von den staatlich erwünschten bürgerlich-weißen Ehenormen 
abweichen. Unsere Analyse hat zudem ergeben, dass der zunächst liberal inten- 
dierte Verzicht auf eine explizite Definition der ehelichen Lebensgemeinschaft, 
an deren Bestehen im Ausländerrecht die Erteilung des aus dem grundgesetzlich 
garantierten Schutz von Ehe und Familie abgeleiteten Aufenthaltstitels geknüpft 
ist, einen paradoxen Effekt hat. Gerade weil der Rechtsbegriff der ehelichen 
Lebensgemeinschaft unbestimmt ist, schen Rechtsanwender_innen und Rich- 
ter_innen sich gezwungen, bei der Beurteilungder „Echtheit“ binationaler Ehen 
auf außerrechtliche Kriterien zurückzugreifen, was zur Folge hat, dass sie sich 
maßgeblich an gesellschaftlich verankertem vergeschlechtlichtem „Wissen“ über 
„Lichtige Ehen“ orientieren. In der Konsequenz wird für binationale Paare in der 
Verwaltungspraxis ein aufkonservativen Familiennormen basierender Ehezweck 
gesetzt, an den deutsch-deutsche Paare (zumindest rechtlich) nicht (mehr) ge- 
bunden sind. Hier zeigt sich, dass die Institution der Ehe in einer Sphäre der 
Macht verortet ist und dass über das Zusammenwirken migrations- und famili- 
enpolitischer Regelungen aktiv Ungleichheit und gesellschaftliche Ausschlüsse 
produziert werden. 

In einem weiteren Schritt haben wir analysiert, wie Rechtsanwender_in- 
nen die problematischen Scheineheermittlungen rechtfertigen. Dies geschieht 
durch spezifische Problemkonstruktionen und Bedrohungsszenarien, die in 
wirkmächtige Diskurse über Migration, Familie und Nation eingebettet sind. 
Besonders dominant sind gegenwärtig das Narrativ der „einseitigen Scheinche‘“, 
das maßgeblich durch koloniale und vergeschlechtlichte Bilder strukturiert ist, 
und das des „schleichenden Familiennachzugs“, in dem Befürchtungen über 
eine mangelnde biopolitische Kontrolle von Einwanderungzum Ausdruck kom- 
men. Das Narrativ des „schleichenden Familiennachzugs“ gibt einen deutlichen 
Hinweis darauf, dass der staatliche „Kontrollwahn“ in Bezug auf Scheinchen 
sich nicht unabhängig vom gegenwärtigen Migrationsregime verstehen lässt, in 
dem Migration immer wieder als Gefahr inszeniert wird und legale Migrations- 
möglichkeiten - abgesehen von der Familienmigration - (fast) nicht existieren. 
Vor diesem Hintergrund verstehen wir die Konstruktion von Scheinehen und 
die Versuche ihrer „Bekämpfung“ als dynamisches und vermachtetes Feld, in 
dem kolonial-rassistische und patriarchale Diskurse und Imaginationen sich mit 
Versuchen des Staates verschränken, lediglich „nützliche“ Migration zuzulassen. 
Eine wirksame Kritik am Umgang staatlicher Institutionen mit binationalen 
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Ehen muss diese gesellschaftlichen Bedingungen berücksichtigen und die Kritik 
an den unverhältnismäßigen Scheineheprüfverfahren mit einer grundsätzlicheren 
Gesellschaftskritik bzw. einer Kritik an der gegenwärtigen restriktiven (deutschen 
und europäischen) Migrationspolitik verbinden. 
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Volker Woltersdorff 


„Wandel, Persistenz, Paradoxie” 
Normalisierung und Prekarisierung von Sexualität 
und Geschlecht im Neoliberalismus' 


Wenn die Rede von den aktuellen Veränderungen der herrschenden geschlecht- 
lichen und sexuellen Verhältnisse vor allem in den westlichen Gesellschaften 
ist, dann erkennen viele Beobachter_innen eine eigentümliche Gleichzeitigkeit 
entgegengesetzter Tendenzen. Während einerseits traditionelle Geschlechter- 
rollen und -hierarchien zunehmend brüchig werden, lässt sich andernorts eine 
Verfestigung und Neuformatierung von Geschlechterungleichheiten feststel- 
len. So spricht Katharina Pühl (2004) von einer gleichzeitigen Flexibilisierung 
und Intensivierung patriarchaler Geschlechterverhältnisse. Schon seit Langem 
ist die genaue theoretische und empirische Analyse dieses Nebeneinanders aus 
Transformation und Beharrlichkeit in den geschlechtlichen und familialen Ar- 
rangements auch ein besonderer Forschungsschwerpunkt von Andrea Maihofer. 
Sie hat dafür das Begriffspaar „Wandel und Persistenz“ geprägt, das seitdem 
vielfach aufgegriffen worden ist. Unter Bezugauf Maihofer hat zum Beispielauch 
Tomke König (2012) diese Schlagworte ihrer Studie zu geschlechtsspezifischer 
familiärer Arbeitsteilung vorangestellt. Dasich die beiden Diagnosen von Wandel 
und Persistenz widersprechen, aber die genaue Art dieses Widerspruches nur 
schwer zu bestimmen ist, beschreibt Maihofer das Verhältnis beider Tendenzen 
als Paradoxie.” 

In meinen folgenden kurzen Überlegungen möchte ich gerne mit Andrea 
Maihofer in einen intellektuellen Dialog treten, indem ich über diese drei Di- 
agnosen nachdenke und versuche, deren Verhältnis untereinander zu präzisie- 
ren. Den Wandel werde ich mit den zwei Tendenzen der Prekarisierung und 
Normalisierung charakterisieren. Außerdem möchte ich fragen, ob die Begriffe 


1 Derfolgende Beitrag ist die verschriftlichte Fassung des Vortrages, den ich am 25.10.2013 
auf dem Symposium „Geschlechterverhältnisse: Umbrüche - Krise - Kritik“ anlässlich 
des 60. Geburtstages von Andrea Maihofer gehalten habe. 

2 Die wortgenaue Anreihung der drei Begriffe „Wandel, Persistenz, Paradoxie“ in meinem 
Titel entstammt daher auch Maihofers Artikel „Gender in Motion“ (Maihofer 2007: 294). 
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Persistenz und Paradoxie den Phänomenen, die sie beschreiben wollen, immer 
am angemessensten sind. 

Die Diagnose einer Paradoxie liegt vielleicht auch deshalb nahe, weil die 
widersprüchlichen Tendenzen nur selten getrennt zu lokalisieren sind und oft 
tief in die Subjektivität und Körperlichkeit der Einzelnen hineinverlagert sind. 
Wir sind also zugleich Leidtragende und Akteur_innen dieser Dynamiken. Ein 
Symptom dafür, dass diese Paradoxie-Erfahrung von vielen Menschen geteilt 
wird, mag der überwältigende Erfolg von E.L. James’ Fiffy Shades of Grey sein. 
In dieser Romantrilogie werden die abgedroschensten Geschlechterklischees auf 
einer phantasmatischen Ebene mit ihrer Enttraditionalisierung versöhnt. Die 
Protagonistin, und mit ihr die Leser_in, kann ihre paradoxen Wünsche nach 
Selbstbehauptung einerseits und Unterwerfung andererseits auf diese Weise 
sogar genießen nach dem Motto „I want it all, and I want it now“. Der paradoxe 
sadomasochistische Rahmen erlaubt nämlich gerade sowohl die Verwirklichung 
subalterner und passiver Weiblichkeitsklischees als auch die gleichzeitige Realisie- 
rungder gegenteiligen Vorstellungen von selbstbewusster, karriereorientierter und 
souveräner Weiblichkeit (vgl. allgemein Woltersdorff 2008; speziell zu Shades of 
Grey Ulouz 2013). Das Problem daran ist meiner Ansicht nach, dass wir außerhalb 
dieses spielerisch-erotischen und fiktionalen Rahmens die Spannung der Para- 
doxie nicht ohne weiteres einfach genießen können. Wie also damit umgehen? 

Nun regt Andrea Maihofer selbst an, sich angesichts des omnipräsenten 
Befunds einer Paradoxie an frühere Paradigmen der Beschreibung von gesell- 
schaftlichen Widersprüchen und Ambivalenzen zu erinnern, nämlich an die 
gute alte Dialektik (Maihofer 2007: 301-303). Mit einer Fokusverschiebungvon 
der Paradoxie zur Dialektik könne eine statische in eine dynamische Erfahrung 
überführt werden und aus einer Pattsituation ein Konflikt mit offenem Ausgang 
werden. Schon Walter Benjamin vermutete ja in der Paradoxie lediglich eine 
„Dialektik im Stillstand“ (Benjamin 1991: 577). So fordert Maihofer in eben- 
dieser Tradition von Kritischer Theorie und historischem Materialismus meiner 
Meinung nach zu Recht eine Gesellschaftstheorie, die eine schlüssige Erzählung 
dieser gegenläufigen Transformationsprinzipien anbieten kann und wagt sich 
zusammen mit Alex Demirovid sogar an einen Begriff wie Totalität, der für 
die poststrukturalistisch geschulte Geschlechterforschung ein rotes Tuch oder 
zumindest starker Tobak ist (Maihofer/Demirovid 2013). In Abwandlungeines 
Maihofer-Titels könnte man also fragen: „Totalität - eine obsolete Kategorie?“, 
und man käme vielleicht zu einem ähnlichen Schluss wie Maihofer (2013) in 
ihren Überlegungen zur Geschlechterdifferenz als einer vermeintlich obsoleten 
Kategorie: Es ist nach wie vor sinnvoll, an der Idee eines Gesamtzusammenhangs 
der gesellschaftlichen Verhältnisse als einer normativen Idee festzuhalten. Doch 
diese steht in einem unauflöslichen Spannungsverhältnis zu einer anderen von 
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Maihofer hochgeschätzten normativen Idee, nämlich der der Differenz. Und 
hier wären wir wieder beim Paradox oder, mit Benjamin gesprochen, bei einem 
„dialektischen Bild“. 

Mit der Einbeziehung dialektischer Argumentationsmuster ließe sich die 
Paradoxievon Wandel und Persistenz also dynamisieren. Ich habe den Eindruck, 
dass Maihofers Entwurfdieser dynamisierten Erzählungin etwa folgendermaßen 
lauten müsste: Der Wandel wird von emanzipatorischen Interessen angestoßen 
und ist unwiderruflich, während die Persistenz - wie der Namen schon sagt - die 
Trägheit der ‘alten’ Verhältnisse beschreibt, die sich gegen diesen Wandel stem- 
men, ihn letztendlich aber nicht aufhalten, nur verzögern können. So resümiert 
Maihofer auch: „Dass die Entwicklungen zurückgenommen werden, halte ich 
aufgrund der ihr eigenen Logik und Dynamik jedoch für unwahrscheinlich“ 
(Maihofer 2014). Daraus spricht ein gewisser Fortschrittsoptimismus, der ja 
nicht zur schlechtesten Tradition linken Denkens gehört. 

Ich würde dieser Einschätzung auch zustimmen, allerdings nur teilweise. Es ist 
meines Erachtens richtig, die Eigendynamik des emanzipatorischen Wandels der 
geschlechtlichen und sexuellen Verhältnisse anzuerkennen und diese nicht nur 
als Folge ökonomischer Notwendigkeiten des Postfordismus zu schen. Allerdings 
werden diese emanzipatorischen Impulse seit der neoliberalen Transformation 
in einem bisher unbekannten Ausmaß integriert und normalisiert, in einem 
Ausmaß, das ihnen jede Unschuld genommen hat. So hat Nancy Fraser (2013) 
die Indienstnahme feministischer Emanzipationsprojekte für ein neoliberales 
Akkumulationsregime beklagt, und Antke Engel (2009) hat wiederum die Ko- 
optierung queerpolitischer Individualisierungs- und Diversifizierungswünsche 
festgestellt. Diese Amalgamierung macht eine einfache Gegenüberstellung von 
alten, traditionellen, patriarchalen Geschlechterbildern und neuen, enttraditio- 
nalisierten, emanzipatorischen geschlechtlichen Arrangements unmöglich. Im 
Folgenden möchte ich gerne diese Paradoxic als ein besonderes Regime verstehen. 
Ich spreche deshalb von einem Regime, weil die Erfahrung und Wahrnehmung 
“als Paradoxie’ den Widerspruch aus Wandel und Persistenz, aber auch den Wi- 
derspruch aus Emanzipation und Kooptierung auf eine Weise organisiert, dass 
diese herrschaftlichen Interessen untergeordnet werden und die Behertrschten mit 
einem Gefühl der Ratlosigkeit und Selbstverschuldetheit zurücklassen. 

Vielleicht ist Persistenz deshalb auch nicht immer der passende Ausdruck. 
Denn oft geht es gerade auch um eine Restrukturierung und Neuinstitutiona- 
lisierung von Geschlecht, Sexualität und Verwandtschaft und damit um eine 
Neuerfindung dessen, was angeblich den traditionellen Kern von Familie im 
Rückblick immer schon ausgemacht haben wird. Kathrin Ganz (2007) kons- 
tatiert deshalb eine neoliberale Refamiliarisierung. Es handelt sich aber nicht 
nur um eine einfache Restauration, sondern eher um eine Familiarisierung bei 
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gleichzeitiger Umdeutung dessen, was Familie heißt. Diese Umdeutung macht 
Angebote der Kooptierung. Anstelle von Refamiliarisierung sollten wir also 
besser von einer ‘Neofamiliarisierung’ sprechen. 

Zu dieser Neofamlie gehört das Wählen- und Aushandeln-Können-Müssen 
von vielfältiger werdenden familialen Arrangements sowie das Reflexivwerden 
der darin eingenommenen Rollen und getroffenen Entscheidungen. Was dagegen 
bei all dieser Pluralisierung familialer Lebensformen unangetastet bleibt, ist 
das Prinzip von deren Privatheit, Häuslichkeit und Eigenverantwortlichkeit. 
Es besteht nicht nur eine Dialektik zwischen Diversifizierungund Wahlzwang, 
sondern die Wahlmöglichkeiten sind immer auch privat zu verantwortende. Ja, 
man kann von einer wachsenden Privatisierung durch Neofamiliarisierungsspre- 
chen. Sexuelle und geschlechtliche Selbstverwirklichung ist privates Schicksal. 
Sexuelle Wünsche und Bedürfnisse sind individuell zu verantworten und zu 
befriedigen. Hausarbeit bleibt in der privaten Verantwortung des Haushaltes, 
wo sie selbstverantwortet erledigt oder zu heteronormativ geprägten Marktbe- 
dingungen delegiert wird. Gegenseitige Fürsorge wird nicht vom Solidaritäts- 
prinzip getragen, sondern durch einen erweiterten bzw. modernisierten Begriff 
von Verwandtschaft. Eine solche Verwandtschaft ist sowohl biologisch als auch 
sozial definiert, sie ist nicht mehr notwendig binär und heteronormativ. Doch 
sie definiert Zugehörigkeit durch private Exklusivität. Verwandtschaft ist die 
Schicksalsgemeinschaft, in der Risiken gemeinschaftlich privatisiert werden. 
Die Bedeutungsverschiebung von der Verwandtschaft durch Biologie zur Ver- 
wandtschaft durch Gefühl verstärkt sogar noch diese Privatisierungstendenz. 
Gesellschaftliche Entsolidarisierungerweist sich so als die historische Bedingung 
für die Anerkennungund Normalisierung nicht-traditioneller Lebensweisen und 
Verwandtschaftsverhältnisse. 

Ich bin der Meinung, dass wir in der Herstellung emanzipatorischer Keim- 
formen, die einmal in der Lage sein würden, den ideologischen Staatsapparat 
der bürgerlichen Familie zu sprengen, schon einmal weiter waren, etwa in der 
Kommunebewegung, der Hausbesetzerbewegung oder im queer-feministischen 
und Aids-Aktivismus, wo Vorstellungen der Privatheit von Eigentum, Sexualität 
und Geschlecht infrage gestellt und nicht-familale Netzwerke der Arbeitsteilung 
und Fürsorge entwickelt wurden und werden. Sabine Harkund Mike Laufenberg 
(2013) sprechen im Hinblick auf die Veränderungen von Heteronormativität 
im Neoliberalismus daher auch cher von einer Heteronormalisierung durch 
Integration, etwa am Beispiel der Homo-Ehe. Neben der Dialektik von Diversi- 
fizierungund Wahlzwanggibt es daher auch eine Dialektik aus Diversifizierung 
und Normalisierung. 

Es ist ein Bestandteil dieses Normalisierungsregimes, dass darüber Klassen- 
und Rassenverhältnisse reproduziert werden, denn nicht-traditionelle familiale 
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Lebensformen werden durch Klassen- und Bildungsprivilegien erst ermöglicht 
oder zumindest erheblich begünstigt. Die Patchwork-Lebensstile sind nämlich 
zum Beispiel kostspiclig. Sie beinhalten hohe Reisekosten oder auf die jeweiligen 
Bedürfnisse abgestimmte Wohnverhältnisse oder eine zum Teil hoch technisierte 
kommunikative Infrastruktur. Schließlich erfordern sie gerade auch die Kompe- 
tenzen, alldiese Aushandlungs-, Selbst- und Fremdführungstechniken überhaupt 
erst zu nutzen. So formuliert Maihofer (2014): „Dafür ist ein ganzes Set von 
Fähigkeiten erforderlich: Aushandlungskomptenzen, Souveränität, Aushalten 
von Unsicherheiten, Flexibilität und nicht zuletzt das Vermögen zu Selbstma- 
nagement und Selbstoptimierung.“ Diese Kompetenzen sind klassischerweise in 
der bildungsprivilegierten Mittelschicht zuhause. Jin Haritaworn, Chin-ju Lin 
und Christian Klesse (2006) haben vor diesem Hintergrund für die Polyamory- 
Community, die nicht-monogame Vielfachbeziehungen pflegt, eine Dominanz 
weißer, nicht-behinderter Mittelstandsangehöriger festgestellt. Denn da Klassen- 
privilegien immer auch rassisiert sind, werden darüber selbstverständlich auch 
rassistische Ungleichheiten reproduziert. Im globalen Zusammenhangstellt sich 
diese Frage mit einer noch viel schärferen Dringlichkeit, denn die Privilegien, die 
als Ermöglichungsbedingung emanzipatorischer Lebensweisen dienen, verdan- 
ken sich auch kolonialistischen und imperialistischen Ausbeutungsverhältnissen, 
die oft auf traditionell heteronormativen Geschlechterverhältnissen beruhen. 

Diese Klassenprivilegien werden staatlicherseits garantiert und abgesichert, 
zum Beispiel in familienpolitischen Entscheidungen, die Besserverdienende be- 
günstigen. In der Summe heißt dies, dass man sich nicht-traditionelle familiale 
und geschlechtliche Arrangements leisten können muss. Ist dies der Fall, dann 
werden sie allerdings durch ökonomische und Regierungslogiken inzwischen 
nicht mehr behindert und manchmal sogar gefördert. Traditionelle Arrangements 
können dagegen wiederum rechtliche und materielle Vorteile bieten, aufdie einige 
schlicht angewiesen sind. Doch auch hier - und dies fällt unter meine These eines 
Regimes der Paradoxie - ist das Bild nicht so klar. Denn die Einverdienerche ist 
angesichts der zunehmenden Prekarisierung und des stagnierenden Lohnniveaus 
inzwischen vor allem nur noch für Besserverdienenende eine ernstzunehmende 
Option, sogar eine, die sich auszahlt, wie etwa Tomke König, geb. Böhnisch 
(1999), dies in ihrer Studie zu „Gattinnen“ aus der Oberschicht gezeigt hat.’ 

Es ist richtig, dass traditionelle familiale Lebensformen zunehmend nur noch 
als eine Möglichkeit innerhalb einer Vielfalt möglicher Lebensweisen gelten. 
Sie haben dadurch jedoch noch nicht aufgehört, als ideale Folie zu gelten, in 
Abgrenzung zu der andere Lebensweisen erst Kontur bekommen. Es ist aber erst 
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die Ähnlichkeit zu ihnen, nicht die Differenz, die anderen Lebensweisen ihre 
Legitimität verschafft. Es bestätigt sich also die von Maihofer (2013) beobach- 
tete Dialektik des Gleichheitsverständnisses. Man sieht diese Dynamik schön 
am bundesdeutschen Institut der eingetragenen Lebenspartnerschaft, die sich 
zunächst aus der Differenz zwischen Homo- und Heterosexualität konstitutiv 
herleitet, alle ihre rechtlichen Aufstockungen aber nur über den Vergleich mit 
der Ehe erstritten hat.‘ 

Die Anerkennung und Mobilisierung von Diversität muss also gar nicht zu 
einer Unterminierung von Normalisierungsregimen führen. Im Gegenteil. Zu- 
nächst bedeutet sie vor allem eine Subjektivierung der Normalisierung, denn 
der Zwang, sich zu Normalitätsvorstellungen ins Verhältnis zu setzen, wird den 
Individuen als reflexive Selbstführungsleistung aufgebürdet. Wandel und Per- 
sistenz erscheinen auf diese Weise gar nicht als Widerspruch, sondern sie sind 
wechselseitigaufeinander bezogen, indem sie sich gegenseitig legitimieren. 

Historisch neu ist jedoch, dass die Stabilität traditioneller Formen von Ge- 
schlecht und Familie nicht mehr garantiert wird, dass sie also prekär wird. Ihre 
normative Wirkmächtigkeit haben diese dadurch aber noch nicht ganz verloren 
und dienen weiterhin als „regulatorisches Ideal“, wie Judith Butler (2001) das 
bezeichnet. Die Flexibilisierunggeschlechtlicher und sexueller Identitäten erlaubt 
die Gleichzeitigkeit traditioneller und Nexibilisierter Geschlechterrollen. Häufig 
konkurrieren unterschiedliche normative Vorstellungen miteinander: Frauen 
sollen nun zum Beispiel wie Männer arbeiten, aber gleichfalls immer noch ganz 
Frauen sein können, wenn sie als solche angerufen werden. Geschlechtliche Diver- 
sität wird einerseits begrüßt, andererseits ist die zweigeschlechtliche Zuordnung 
immer noch institutioneller Zwang. Was uns als neue Ordnung entgegentritt 
- das Wählen, Aushandeln und Tun von Geschlecht, Verwandtschaft und Part- 
nerschaft etwa - ist also erst einmal das Reflexiv-Werden der alten Ordnung, 
weil diese staatlicherseits und gesellschaftlich nicht mehr garantiert wird. Der 
Bedeutungsgewinn affektiver sozialer Bindungen, den Maihofer (2014) betont, 
lässt sich daher wohl am besten als eine Bewusstwerdung der Bindungskraft 
von Familie und Verwandtschaft im Zeichen ihrer Prekarisierung verstehen. 
Ich glaube deshalb nicht, dass die Wirkmächtigkeit der emotionalen Qualität 
familiärer Bindungen zugenommen hat - ganz so als ob die frühere bürgerliche 
Familienordnungnicht ihr eigenes Gefühlsregime gehabt hätte -, sondern sie ist 
uns nur bewusster geworden, weil sie brüchiger geworden ist. Dies hat vielleicht 


4 Imöffentlichen Diskurs scheint sich homosexuelle Emanzipation auf Steuervorteile und 
Adoptionsrecht reduziert zu haben. Ich habe nichts gegen das Adoptionsrecht, aber auch 
hier steht die Gleichheit oder Ähnlichkeit mit dem heteronormativen Zentrum der Ehe 
im Mittelpunkt. 
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dazu geführt, dass nun auch die emotionale Qualität vormals nicht als familiär 
geltender Bindungen anerkannt werden kann. 

Prekarisierung von Heteronormativität meint also ebenso wenig ihr Ver- 
schwinden, wie die Prekarisierung von Arbeit ein Verschwinden von Arbeit 
wäre (vgl. Woltersdorff 2010). Vielmehr bedeutet sie einen obsessiven und 
leidenschaftlich betriebenen Zwang, sich mit geschlechtlichen und sexuellen 
Normen auseinanderzusetzen, sich an ihnen abzuarbeiten, ihnen Zugeständnisse 
abzutrotzen und nicht zuletzt hinzunehmen, dass ‘es an uns selbst liegt’, wenn 
wir dabei unterschiedlich erfolgreich sind. 

Antke Engel (2013) hat den Befund einer fundamentalen Paradoxie in den 
Verhältnissen von Geschlecht und Sexualität zum Ausgang genommen, um als 
Konsequenz eine queere Politik der Paradoxie vorzuschlagen. Eine Politik der 
Paradoxie findet sich mit dieser Anordnung nicht ab, sondern macht sich ihre 
paradoxe Struktur vielmehr zunutze, um Widersprüche zuzuspitzen oder dort- 
hinein zu tragen, wo die Spannungen der paradoxen Grundstruktur befriedet 
scheinen. Eine Politik der Paradoxie verabschiedet Differenz also nicht als immer 
schon neoliberal kooptiert, sondern erhält die normative Idee der Differenz in der 
‘Diversity’ und ihrem Management, das Differentwerden in der Prekarisierung. 

Das Analyseergebnis einer paradoxen Gleichzeitigkeit von Wandel und Persis- 
tenz (beziehungsweise wie wir inzwischen ergänzen müssten von Neo-Traditio- 
nalität) ist ja bereits eine erste Intervention in diese Richtung. Denn die Anlässe, 
an denen die Paradoxie der Geschlechterordnungoffen zutage tritt, sind ja unter- 
schiedlich. Meistens werden sie nur im Privaten und Intimen deutlich und damit 
den Einzelnen als Managementleistung, Wahlfreiheit oder „Vereindeutigungs- 
zumutung“ (Genschel 2001) aufgebürdet. Sie sind damit schambesetzt, werden 
als singulär wahrgenommen und lassen sich daher schwer zum Gegenstand einer 
öffentlichen Auseinandersetzungmachen. Diese Paradoxie-Erfahrungen in eine 
von Maihofer geforderte Theorie des gesellschaftlichen Ganzen zu integrieren, 
ist aber bereits ein erster Schritt der Politisierung der Paradoxie. 
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Heinz-Jürgen Voß 
Homo-Ehe oder Solidaritätsvertrag? 


Bei der medialen Aufmerksamkeit für die Öffnung der Ehe für gleichgeschlecht- 
liche Paare bzw. der Schaffung der "Homo-Ehe’ als Sondergesetz sind die in den 
1990er Jahren alternativ verhandelten Familienmodelle aus dem Blick geraten. 
Dabei fanden in der Bundesrepublik Deutschland intensive Diskussionen statt, 
und es war keineswegs ausgemacht, dass sich die Homo-Ehe’ durchsetzen würde. 
Da auch in den aktuellen wissenschaftlichen Veröffentlichungen (vgl. Suck 2010; 
Raab 2011) kaum auf die alternativen Familienmodelle geschen wird, werden 
diese hier fokussiert. Im Blickpunkt stehen das Wahlfamilien-Modell und der 
PACS als Alternativen zur gleichgeschlechtlichen Ehe. 


Notwendigkeit für Neuregelung 


Die Probleme von Menschen sind konkret - und bedürfen gesellschaftlicher 
Regelungen. So stellte die Gruppe der PDS im Bundestag bereits im Jahr 1995 
einen Antrag, der sich auf das Mietrecht bezog. Er sollte nach dem Tod der 
Mieter_in einer mit der_dem Verstorbenen nicht-verwandten Person, mit sie_er 
einen gemeinsamen Haushalt führte, die Übernahme des Mietvertrages gestatten 
(Bundestags-Drucksache 13/2355). Bis zu diesem Zeitpunkt sei dies selbst bei 
einem gemeinsamen Mietvertrag nicht möglich gewesen, auch in diesem Fall 
hatte „die überlebende Person keinen Anspruch auf alleinige Fortsetzung des 
Mietverhältnisses“ (ebd.). Letztere Regelung traf explizit gleichgeschlechtliche 
Lebensgemeinschaften, da der Bundesgerichtshofin einem Urteil die Fortsetzung 
des gemeinsamen Mietvertrages bei heterosexuellen nicht-ehelichen Lebensge- 
meinschaften gewährt hatte. 

Auch die Deutsche Aids-Hilfe e.V. bot mit ihrer Broschüre Alles geregelt? 
Tips zur rechtlichen Vorsorge für Menschen mit chronischen Krankheiten und 
Behinderungen aus dem Jahr 1993 Unterstützung für konkrete Problemsitua- 
tionen an. Diese betrafen insbesondere die Situation im Krankenhaus, u.a. die 
Befreiungvon Ärzt_innen von der Schweigepflicht gegenüber mit der Patient_in 
nichtverwandten und nicht-verheirateten nahestehenden Personen, aber auch 


privatrechtliche Regelungen (Aids-Hilfe 1993). Damit reagierte die Aids-Hilfe 
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auf diskriminierende Situationen, in denen insbesondere schwulen Partnern 
von an den Folgen von Aids Erkrankten durch deren Familien der Besuch im 
Krankenhaus verwehrt wurde und sich weitere Probleme anschlossen. 2000 
thematisierte die Aids-Hilfe ausdrücklich das Mietrecht und konnte nun - nach 
dem Antrag der PDS waren diesbezüglich Änderungen erreicht worden (vgl. 
aktuell $ 563a des Bürgerlichen Gesetzbuchs) - festhalten: „Das Wohnrecht 
Hinterbliebener wird durch den gemeinsamen Abschluss des Mietvertrages ge- 
sichert, dies verhindert zusätzlich die Entstehungökonomischer Abhängigkeiten 
innerhalb einer Beziehung.“ (Aids-Hilfe 2000: 22). 

Schon damals führte die Aids-Hilfe auch aus, dass „die Öffnung der bürger- 
lichen Ehe oder die Schaffung eines analogen Rechtsinstitutes für Lesben und 
Schwule nicht das Problem der Diskriminierung von Lebensweisen“ löse - auch 
„andere Lebensgemeinschaften müssen ihre Rechte gegenüber der Herkunftsfa- 
milie geltend machen können“ (ebd.). Sie legte dieser Einschätzung Erhebungen 
zur konkreten Lebenssituation schwuler Männer zu Grunde, wonach die Hälfte 
der Schwulen nicht in einer festen Beziehung lebten und 60 Prozent sexuelle 
Kontakte zu mehreren Männern hätten. Auch diese müssten Möglichkeiten 
haben, rechtliche Fragen miteinander zu regeln. 

Auch in einem weiteren für die Fragestellungen dieses Aufsatzes relevanten 
Bereich trägt die Deutsche Aids-Hilfe e.V. und tragen zahlreiche der regionalen 
Aids-Hilfen den verschiedenen und vielschichtigen Lebensentwürfen der Men- 
schen Rechnung. So benennen die zielgruppenspezifischen Beratungsangebote 
nicht mehr einfach ‘schwule Männer’ als Adressaten, sondern ‘Männer die Sex 
mit Männern haben (MSM)”. Diese Veränderung des Sprachgebrauchs ist der 
konkreten Erfahrunggeschuldet, dass sich ein nennenswerter Anteil der Männer 
die Sex mit Männern haben nicht als ‘schwul’ identifizierte. Um sie dennoch zu 
erreichen und die Akzeptanz der Aufklärungsangebote zu gewährleisten, war die 
entsprechende Veränderung der Sprache und der Programme nötig. 


Der französische PACS 


Es zeigt sich, dass es in einer auf Jurisprudenz basierenden gesellschaftlichen Ord- 
nung entsprechender Möglichkeiten bedarf, Rechtsverhältnisse unter Personen 
entsprechend den individuellen Bedürfnissen zu regeln. Die Aids-Hilfe zeigte 
bereits mit ihrer Broschüre aus dem Jahr 1993 die Notwendigkeit für eine Art 
“Baukastensystem’ für rechtliche Regelungen auf: Mit Formularvordrucken, die 
die Aids-Hilfe der Broschüre beigab, und ggf. notariellen Regelungen könnte eine 
Person mit anderen bestimmte Vereinbarungen treffen. Grenzen waren solchen bi- 
lateralen Regelungen aber dann gesetzt, wenn basierend etwa auf dem Bürgerlichen 
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Gesetzbuch zunächst selbst gemeinsame Mietverträge von Personen gleichen 
Geschlechts keinen Bestand hatten - was gleichermaßen Lesben und Schwule, 
die in einer Wohnung zusammenlebten, wie auch Wohngemeinschaften gleich- 
geschlechtlicher Heterosexueller betreffen konnte - oder die Herkunftsfamilie 
bzw. Ehe eines Menschen in der Zivilgesellschaft eine so hohe Relevanz hatte, dass 
auch eine getroffene Vereinbarung zum Beispiel in einer konkreten Situation im 
Krankenhaus wirkungslos blieb. Hier könnten Regelungen der gesetzgebenden 
Gewalt, mit letztlich im konkreten Fall rechtlich zwingender Wirkung zur raschen 
Durchsetzung der gemeinsam getroffenen Vereinbarung Bedeutung haben. 
Eine im europäischen Maßstab frühe Regelung, die zudem von anderen in 
der Europäischen Union abweicht, ist der französische Pacte Civil de Solida- 
rite (PACS, dt. ziviler Solidaritätsvertrag). Anders als bei der Eingetragenen 
Lebenspartnerschaft in der Bundesrepublik Deutschland handelt es sich beim 
PACS nicht um ein ‘Sondergesetz’ für Lesben und Schwule (mit gegenüber der 
heterosexuellen Ehe geringeren Rechten bei gleichen Pflichten der Partner_innen) 
und anders als in zahlreichen anderen Ländern ist der PACS eine neue zivil- 
rechtliche Instanz, die nicht in direkter Tradition zur Ehe steht und also nicht 
einfach die Öffnung der Institution Ehe auch für Homosexuelle bedeutet. Der 
PACS wurde am 13. Oktober 1999 durch die französische Nationalversammlung 
beschlossen. Er ist ein Vertrag, mit dem sich zwei Menschen, die über einen 
gemeinsamen Wohnsitz verfügen, unabhängig von Geschlecht und sexueller 
Orientierung gegenseitige Rechte zugestehen. Der PACS wird zwischen zwei 
‘natürlichen und volljährigen’ Personen vor einem Amtsgericht geschlossen. Er 
ist arbeits-, miet- und erbrechtlich der Ehe gleichgestellt.' Durch gesetzliche 
Anpassungen ermöglicht er seit dem Jahr 2005 auch die gemeinsame steuerliche 
Veranlagungder Partner_innen. Schließlich kann der PACS durch Unterschrift 
beim Amtsgericht wieder aufgelöst werden. Beschränkungen sieht der PACS 
in Bezug auf Verwandtschaft vor: Personen, die in direkter Linie eine von der 
anderen ‘abstammen’ bzw. bis zum dritten Grad miteinander verwandt oder 
verschwägert sind, dürfen keinen PACS eingehen (Service-public.fr 2013; vgl. 
Suck 2010: 232). Beschränkungen (und Ungleichbehandlungen zur Ehe) bestehen 
bzgl. des Adoptionsrechts und binationalen Partnerschaften. Für die Bewertung 
des Aufenthalts und der Staatsangehörigkeit stellt der PACS „ein Element zur 
Bewertungder persönlichen Beziehungen in Frankreich dar“ (Französische Bot- 
schaft A 2013 [2006]) - das ist eine deutlich schwächere Regelung, als die der 


1 Inder Erläuterung der Französischen Botschaft zum PACS heißt es zudem: „die Sozial- 
abgaben und die sozialen Mindeststandards [...] werden wie bei verheirateten oder unver- 
heiratet zusammenlebenden Paaren berechnet, d.h. als Paar und nicht als Einzelperson.“ 


(Französische Botschaft A 2013 [2006]) 
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Ehe, die mit konkreten Fristen versehene ‘Ansprüche’? vorsicht (vgl. Französische 
Botschaft B 2013). 

Der PACS stößt in Frankreich auf gute Akzeptanz. Während im Jahr 2000 
bereits über 20.000 Paare dieses Vertragsverhältnis nutzten (bei gleichzeitig 
305.000 neuen Ehen), wurden im Jahr 2006 schon 77.000 und im Jahr 2010 
205.000 PACS neu geschlossen (Französische Botschaft A 2013 [2006]; Institut 
national de la statistique 2013 [2012]). Dabei wird der PACS auch in großem 
Maß von gemischtgeschlechtlichen Paaren genutzt und der Ehe vorgezogen: Im 
Jahr 2010 entschieden sich 196.000 von ihnen für den PACS und 252.000 für 
die Ehe. Im Vergleich zu den Daten des PACS nehmen sich die Zahlen für die 
Eingetragene Lebenspartnerschaft in der Bundesrepublik Deutschland äußerst 
gering aus: Im Mai 2011 bestanden hier 34.000 Eingetragene Partnerschaften 
(Statistisches Bundesamt 2013: 26). 

Der PACS scheint aus verschiedenen Gründen attraktiv zu sein. Eine Möglich- 
keit ist, dass er von sich als ‘emanzipiert’ und ‘modern’ verstehenden Paaren der 
traditionellen Institution der Ehe vorgezogen wird. Bedeutsamer scheint esindes 
zu sein, dass er bei relativ einfacher Eintragungund Auflösung (vgl. Leturcq 2011; 
Klein 2013 [2009]) die Teilhabe an gesellschaftlichen Vergünstigungen bietet. 
Das gilt nicht nur für arbeits- und steuerrechtliche Regelungen (zur Auswirkung 
Letzterer detailliert: Leturcq 2011), sondern der PACS erscheint als ein Vertrags- 
verhältnis, das für bestimmte Lebenssituationen konkrete Lösungen bereitstellt. 
Sowohl die eingangs dargestellten miet- als auch die medizinrechtlichen Fragen 
sind zumindest gegenüber eine_r Partner_in - gleich welchen Geschlechts und 
welcher sexuellen Orientierung - abgedeckt. Regelungen für einen über zwei 
Personen (und ggf. ‘ihre’ Kinder) hinausgehenden Personenkreis sind hingegen 
nicht enthalten. So muss eine bestehende Ehe oder ein bestehender PACS auf- 
gelöst werden, bevor eine Person einen neuen PACS eingehen kann. 


Die Rezeption des PACS in der Bundesrepublik Deutschland im 
Zusammenhang mit der Ablehnung der 'Homo-Ehe’ 


Rund um die Einführung des PACS gab es in Frankreich vehemente Debatten. 
Kirchliche und konservative Kreise suchten die Anerkennunggleichgeschlechtli- 
cher Partnerschaften zu verhindern. Dreimal stimmte die Nationalversammlung 


2 Dice französische Regierung hat die Möglichkeit, einen Antrag auf Staatsangehörigkeit 
abzulchnen aus ‘sprachlichen Gründen), aus *Unwürdigkeit’ der antragstellenden Person 
oder aufGrund eines Mangels an Eingliederungin die französische Gesellschaft”. Ähnlich 
diskriminierende - sogar noch weit restriktivere - Regelungen sind für die Bundesrepublik 
Deutschland zu problematisieren. 
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mit Ja’ und anschließend der Senat mit ‘Nein’ - eine Zustimmungim Senat war 
nicht zu erzielen. Gemäß der Verfassung trat dann der PACS nach nochmaliger 
Abstimmung in der Nationalversammlung Ende 1999 in Kraft (Klein 2013 
[2009]). Gleichzeitig war die große Attraktivität des PACS für gemischtge- 
schlechtliche Paare nicht erwartet worden (Suck 2010: 238). 

Obwohl „auch der PACS keinen unbegrenzten Raum“ für die Anerkennung 
und Ausgestaltungindividueller „Wahlfamilien eröffnet“ (Suck 2010: 232), wurde 
erin der Bundesrepublik Deutschland mit großem Interesse und wohlwollend zur 
Kenntnis genommen. Chris Schenk, für die PDS im Bundestag, erklärte noch am 
Tagdes abschließenden Votums der französischen Nationalversammlung: „Es ist 
zu begrüßen, wenn in Frankreich - wie bereits 1998 in den Niederlanden - keine 
Sonderrechte für Lesben und Schwule eingeführt, sondern ein Rechtsinstitut 
geschaffen wird, das sowohl den homo- als auch den heterosexuellen Paaren offen- 
steht.“ Gleichzeitigmahnte Schenk auch die Öffnung der Ehe an und kritisiert die 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gebildete Bundesregierung dafür, dass sie 
„einen längst überholten Weg [beschreite], wenn sie demnächst eine eingetragene 
Partnerschaft nur für homosexuelle Paare schaffen will“ (PDS im Bundestag 
1999). Im August 1998 hatte Chris Schenk mit dem Arbeitskreis Feministische 
Politik der PDS-Bundestagsgruppe einen Antragsentwurfund Überlegungen zur 
Gleichstellung aller Lebensweisen in die Diskussion gebracht. Bereits als Schenk 
dieses weitgehende Gleichstellungskonzept in der Plenarsitzung des Bundestages 
ankündigte, wurde die ganze Reichweite deutlich. „Während sich die Abge- 
ordneten der CDU/CSU vorsorglich auf die hinteren Bänke des Plenarsaals 
zurückgezogen“ hatten (Stedefeldt 1998: 11), führte Schenk aus: „Es darfkeinen 
Unterschied machen, ob jemand verheiratet ist oder nicht, ob jemand allein, zu 
zweit oder mit mehreren zusammenlebt, ob jemand heterosexuell, lesbisch oder 
schwul ist. Der Staat muß aufhören, sich in die Lebensgestaltung Erwachsener 
mit normativen Vorgaben einzumischen.“ (Schenk nach Stedefeldt 1998: 11). Der 
Antragsentwurfund Überlegungen zur Gleichstellung aller Lebensweisen machte 
ausführliche Vorschläge, wie allen Menschen „eine wirkliche Wahlfreiheit bezüg- 
lich der Form des Zusammenlebens“ eröffnet werden könne (PDS im Bundestag 
1998). Hierzu seien die rechtlichen Rahmenbedingungen so zu verändern, dass 
keine Lebensweise bevorzugt oder benachteiligt wird. Hingegen sollte das Zu- 
sammenleben mit Pflegebedürftigen und Kindern unterstützt werden. Schließlich 
definieren die Antragstellenden Familie: „Familie ist im wirklichen Leben das 
Netzwerk an zwischenmenschlichen Beziehungen, in dem man Geborgenheit, 
Fürsorge, Unterstützung, Zusammengehörigkeit und Austausch erfährt. Wer zu 
dieser “Wohlfühlgemeinschaft’ gehört, bestimmt jede und jeder für sich selbst. 
So können z.B. die biologischen Verwandten dazugehören, müssen es jedoch 


nicht.“ (Ebd.) 
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Bereits einige Jahre zuvor (1995) hatte der Bundesverband Homosexualität 
(BVH) den Vorschlag einer „beglaubigten Partnerschaft“ in die Diskussion ge- 
bracht, die im Kontrast zu den Vorstellungen des SVD (Schwulenverband in 
Deutschland; ab 1999 LSVD, Lesben- und Schwulenverband in Deutschland) 
und seiner Homo-Ehe-Forderung die einfache notarielle Beurkundung von 
Partnerschaften zwischen zwei oder mehr (!) volljährigen Personen, unabhän- 
gig von Geschlecht und sexueller Orientierungebenso wie von Verwandtschaft, 
ermöglichen sollte. Der Publizist Eike Stedefeldt bewertete den Vorschlag des 
BVH in der Zeitung Junge Welt: „Dies würde ihnen jene Angehörigenrechte 
(Besuchs- und Auskunftsrecht im Krankheits- oder Todesfall, Zeugnisverwei- 
gerungsrecht vor Gericht) sichern, die bisher Verheirateten oder in Ausnahme- 
fällen Verlobten vorbehalten sind. Jedoch sollten daraus keinerlei ökonomische 
Abhängigkeiten, z.B. Unterhaltsverpflichtungen, resultieren - im Gegensatz zur 
Ehe, wo diese oft und vor allem für Frauen zum Gefängnis werden. Insbesondere 
dürften die Partner bei Arbeitslosen- und Sozialhilfe sowie Wohngeldbezugnicht 
auf das Einkommen ihrer Partner verwiesen werden. Zudem blieben neben der 
sozialrechtlichen Neutralität antiquierte Steuergeschenke auf die Hetero-Ehe 
begrenzt und würden nicht noch ausgedehnt. Durch schlichte Ergänzung von 
Bürgerlichem Gesetzbuch, Wohnungsbaugesetz und Ausländergesetz ließen 
sich relativ unkompliziert Testamentserrichtung, Erbfolge, Sorgerecht für Kin- 
der, ‘Scheidungsfolgen’ und Aufenthaltsrechte für ausländische Partner regeln.“ 
(Stedefeldt 1995; vgl. Stedefeldt 1998: 20; vgl. Mielchen 2001: 13-15). 

Der an der Ehe orientierte Gegenentwurf kam - erarbeitet seit 1990? - vom 
SVD und der Partei Die Grünen‘. Im Juni 1994 brachte die Bundestagsfraktion 
von Bündnis 90/Die Grünen den von Manfred Bruns (SV D-Vorstandsmitglied) 
erarbeiteten Entwurfeines Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung 
für Personen gleichen Geschlechts (Drucksache 12/7885) zum ersten Malin den 
Bundestagein (in den folgenden Jahren wiederholt als Neuantrag). Die Richtung 
einer Homo-Ehe wurde in der Folge von Volker Beck - ebenfalls Vorstand des 
SVD und erklärter Befürworter der Homo-Ehe, seit November 1994 Abgeord- 
neter für Bündnis 90/Die Grünen im Bundestag - protegiert (Rampf2007: 357). 

Die Initiative von Bruns, Beck und Bündnis 90/Die Grünen richtete sich auf 
eine anerkannte gleichgeschlechtliche Zweiergemeinschaft analog zur Ehe, u.a. 


3 Nach der 1989 in Dänemark eingeführten registrierten gleichgeschlechtlichen Partner- 
schaft schrieben Die Grünen die Forderung nach der gleichgeschlechtlichen Ehe in ihr 
Wahlprogramm 1990 (vgl. Oesterle-Schwerin 1991). Frühe Ausarbeitungen der Verfechter 
der Ehe-Lösung sind: Beck 1991, Bruns/Beck 1991. 

4 Erst 1993 erfolgte der Zusammenschluss mit der aus Oppositionsgruppen der DDR 
hervorgegangenen Partei Bündnis 90 zu Bündnis 90/Die Grünen. 
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mit Beschränkung auf zwei (nicht- verwandte) Partner_innen, mit möglichst 
den gleichen (ökonomischen) Rechten und Pflichten wie in der Ehe und der Ehe 
entsprechenden hohen Hürden zur Auflösung der Partnerschaft. Bruns wandte 
sich explizit gegen den Vorstoß des BVH für eine „beglaubigte Partnerschaft“, wie 
die Tageszeitung Junge Welt kritisierte: „Als unseriös’ und ‘nicht durchsetzbar’ 
qualifizierte Manfred Bruns [...] den BVH-Vorstoß ab. Speziell das Zeugnisver- 
weigerungsrecht bei mehr als zwei Partnern sowie Zuzugsgenehmigungen für 
ausländische Partner seien problematisch. Daß der ‘schwule Bürgerrechtler’ und 
Bundesanwalt a.D. ein mögliches Unterlaufen des Asylrechts’ denunziert, paßt 
zum populistischen SVD, dessen Lieblingsthema seit der ‘Aktion Standesamt” im 
Sommerloch 1992 die Öffnung der Ehe für Lesben und Schwule ist.“ (Stedefeldt 
1995; vgl. Stedefeldt 1998: 20) 

Die Zeitschrift Der Spiegel sah die Initiative des BVH nicht so pessimistisch 
und machte 1996 deutlich, dass alternative Entwürfe durchaus zur Anerkennung 
der Lebensrealität der Menschen nötig und in der breiten Diskussion sind: „Die 
“beglaubigte Partnerschaft’, wie vom Bundesverband Homosexualität gefordert 
[...] wird als Lösung nun immer wahrscheinlicher.“ (Der Spiegel 1996: 98) Auch in 
der Bundesregierung seien bereits Debatten über erste Regelungen im Gang, um 
das „trotz großer Reformversuche hoffnungslos veraltet[e]“ (ebd.: 78) Bürgerliche 
Gesetzbuch wieder aufden aktuellen Stand des Zusammenlebens der Menschen 
und ihrer Bedürfnisse zu bringen. Der Spiegel: „Was eine Familie ist, entscheidet 
sich künftig danach, wer mit wem beim Frühstück sitzt - und nicht mehr nach 
Trauschein, gemeinsamem Namen oder Stammbuch. Nicht mehr die traditionelle 
Ehe, sondern alle ‘auf Dauer angelegten Lebensgemeinschaften’ genießen den 
Schutz der Rechtsordnung - so jedenfalls steht esin der neuen Landesverfassung 
von Brandenburg‘. Ähnliche Verfassungsformulierungen finden sich auch in 


5 Bereitsim August 1992 hatte der damalige SV D mit der „Aktion Standesamt“ die Forde- 
rung nach Homo-Ehe propagiert. 1996 folgte die „Aktion Traut Euch!“ und schließlich 
im März 1999 - nun unter dem Namen LSVD - die „Aktion Ja-Wort“ (whk 1999). 

6 In Artikel 26, Absatz 2 der Landesverfassung (Lv) Brandenburgs heißt es: „Die Schutzbe- 
dürftigkeit anderer auf Dauer angelegter Lebensgemeinschaften wird anerkannt.“ Ähnlich 
steht es in der Berliner Lv [Artikel 12, Absatz 2]) - die Formulierungen gehen offenbar 
noch auf den Vorschlag des Runden Tisches der DDR zurück (vgl. Beck/Bruns 1991: 
124). In der Landesverfassung Sachsens heißt es - anders, aber dennoch mit Reichweite 
über Ehe hinaus - in Artikel 22, Absatz 2: „Wer in häuslicher Gemeinschaft Kinder 
erzieht oder für Hilfsbedürftige sorgt, verdient Förderung und Entlastung.“ (ähnlich in 
der Lv Sachsen-Anhalts [Artikel 24, Absatz 2] und Thüringens [Artikel 17, Absatz 2]). 
In Mecklenburg-Vorpommern findet sich keine Passage zu ‘Ehe und Familie’ in der Lv, 
genauso wie etwain Niedersachsen und Hamburg. Bspw. in Hessen und Bayern wird nur 
„Ehe und Familie“ geschützt (Hessische Lv: Artikel 4; Bayrische Lv: Artikel 124), wobei 
die bayrische Verfassung noch an NS-Sprachgebrauch und das in der BRD erst 1974 
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anderen neuen Ländern.“ (Der Spiegel 1996: 79) Auch eine vom Bundesmi- 
nisterium der Justiz in Auftrag gegebene Studie (Buba/ Vaskovics [Hg.] 2001) 
zeigte den weitergehenden Bedarfan. Von den befragten Lesben und Schwulen 
sprachen sich 83 Prozent dafür aus, dass die zusätzliche Rechtsform nicht nur 
gleichgeschlechtlichen, sondern auch gemischtgeschlechtlichen Paaren offen- 
stehen solle (ebd.: 134). „Zwei Drittel der Befragten befürworteten weiterhin, 
dass auch für andere Lebensgemeinschaften als Paare eine rechtlich verbindliche 
Möglichkeit zur Absicherungdes Zusammenlebens geschaffen werden sollte, etwa 
für Wohngemeinschaften oder Wahlfamilien.“ (Ebd.) Auch die Vergleichsgruppe 
aus jungen, heterosexuellen, unverheiratet zusammenlebenden und kinderlosen 
Personen’ aus Bayern gab knapp zur Hälfte an, dass nichteheliche „gesetzliche 
Regelungen für manche [Lebens-]Bereiche sinnvoll wären“ (ebd.: 108f). 

Die 'Homo-Ehe’ erscheint bei näherer Betrachtung des Debattenstands nicht 
als das ‘zur damaligen Zeit Mögliche’ oder gar als ‘Speerspitze’ emanzipatorischer 
Forderungen, sondern als Modell, mit dem der Geltungsbereich des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs mit seiner "hoffnungslos veralteten’ Institution Ehe ausgedehnt und 
diese durch die (eingeschränkte) Öffnung für gleichgeschlechtliche Paare schein- 
bar emanzipatorisch weiterentwickelt, aber letztlich befestigt wurde. Deutlich 
wiesen auch zahlreiche Selbstorganisationen von Lesben und Schwulen das Modell 
der Homo-Ehe zurück - und forderten stattdessen ein Modell, das die vielfältigen 
Lebensweisen anerkenne. Die mitgliederstärkste Homosexuellen-Vereinigung in 
Deutschland, der Lesbenring e.V., wandte sich gegen die Homo-Ehe-Forderung. 
In der Mitgliedszeitschrift, dem Lesbenring-Info, wurde die Homo-Ehe als „An- 
gleichung an heterosexuelle Beziehungen“ und „Ausweitung staatlicher Privi- 
legien auf eine kleine Bevölkerungsgruppe“ bewertet, die nicht den lesbischen 
Beziehungsformen und lesbischer Lebensplanungentspreche (Lesbenring 1998). 
Aber bereits 1991, nachdem Bündnis 90/Die Grünen die Forderung nach der 
gleichgeschlechtlichen Ehe 1990 erstmals ins Wahlprogramm aufgenommen 
hatten, sezierte Jutta Oesterle-Schwerin, Sprecherin des Lesbenrings, die Grünen- 
Forderungnach der Homo-Ehe detailliert und diagnostizierte die „Abkehr dieser 
Partei von feministischer Zielsetzung“ (Oesterle-Schwerin 1991: 28). Sie verwies 
auf den patriarchalen Charakter der Ehe und führte aus, dass diese ein Zwangs- 


flächendeckend abgeschaffte Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses erinnert 
— unter „Artikel 125 Schutz der Familie“ heißt es: „(1) Kinder sind das köstlichste Gut 
eines Volkes. [...] (2) Die Reinhaltung, Gesundung und soziale Förderung der Familie ist 
gemeinsame Aufgabe des Staates und der Gemeinden.“ 

7  Alszweite Vergleichsgruppe wurden noch junge Ehepaare herangezogen. Daten für andere 
Vergleichsgruppen - wie Singles, (heterosexuelle) Familien mit Kindern, Ältere in Ehe, 
Wohngemeinschaft etc. - wurden nicht herangezogen. 
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system darstelle, das nur „mit Hilfe von Privilegien einerseits und der Drohung 
ihres Entzugs andererseits“ aufrechterhalten werde. Der Staat „stützt das von 
ihm so geliebte Kartenhaus nicht nur mit Hilfe des Ehegatten-Splittings und den 
ungerechten Erbschaftssteuergesetzen, sondern auch mit Hilfe des Rentenrechts 
und sämtlicher Varianten der Wohnungsbauförderung. Wäre die Ehe ein echtes 
Bedürfnis, könnte der Staat etliche Steuermilliarden sparen, eine individuelle 
Rentenregelung einführen und neutrale Wohnungspolitik machen“ (Ebd.: 31) 
Neben ihrer auflesbische Lebensweise fokussierten Argumentation zeigt Oesterle- 
Schwerin auch die Gefahren für Schwule auf. Es handle sich bei dem „staatlichen 
Integrationsangebot“ an die Schwulen um „einen Versuch, schwules Leben zu 
domestizieren und es im Zeitalter von AIDS in geordnete Bahnen zu lenken“. 
Zukünftig würden dann möglicherweise nur die Schwulen, die mit Heirat „eine 
gewisse Stetigkeit“ versprächen (mehr) toleriert, die anderen hingegen „als ‘beson- 
ders gefährlich’ diskriminiert und verfolgt“ (ebd.: 34). Statt einer gleichgeschlecht- 
lichen Ehe schlägt die Lesbenring-Sprecherin vor, Benachteiligungen von Lesben, 
Schwulen und weiterer Unverheirateter lassen sich „durch die Abschaffung der 
materiellen Privilegien der Ehe und durch die Änderung einer Reihe von Einzel- 
gesetzen“ beseitigen (ebd.: 37). Im Februar 1999 verabschiedete der Lesbenring 
das Grundsatzpapier Für die Gleichstellung aller Lebensformen. 

Im September 1999 gründete sich die Schlampagne, eine Kampagne ausgehend 
von und offen für Frauen, die „von der Debatte um die Homoche angenervt sind“, 
die also nicht „Zweierkiste“ und Ehe wollten, sondern stattdessen in ihrer eigenen 
Lebensweise leben (GWR 1999). Einer der unterstützenden Vereine war auch 
hier bereits zur Gründung der Lesbenring e.V. (vgl. ebd.). Parallel dazu wurde 
auch von schwuler Seite eine Kampagne gegen Homo-Ehe und Ehe gestartet. Das 
neue whk (wissenschaftlich-humanitäres komitee, neu gegründet 1998)* initiierte 
als Antwort aufdie LSVD-Kampagne „Aktion Ja-Wort“, die sich für die Homo- 
Ehe aussprach, die „Aktion Neinwort: Wir scheißen auf euer Ja-Wort!“ (whk 
1999). Unter anderem mit Plakaten, Aufklebern und Medien-Beiträgen stellte 
das whk eine skandalisierende Öffentlichkeit her. Diese kritischen Kampagnen 
wirkten auch in die heterosexuell dominierten Mainstream-Medien hinein. So 
wardie „Talk in Berlin“-Redaktion des Fernsehsenders n-tv nach Protestschreiben 
dazu genötigt, eine anberaumte Talkrunde zur Homo-Ehe umzubesetzen. In der 
Wochenzeitschrift Der Freitag hieß es dazu: „Letztlich besetzte Böhmes Redak- 
tion das Podium neu. Statt Soldat [Winfried Stecher, Anm. HV] und Minister 
[Otto Schily, Anm. HV] kamen von rechts Wolfgang Zeitlmann (CSU) und 
Rita Waschbüsch (ZK der Katholiken), von links Chris[.] Schenk (MdB/PDS)“. 


8 Von 1897 bis 1933 hatte das Wissenschaftlich-humanitäre Komitee (WhK) bestanden. 
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Schenk habe mit dem „Gesetzentwurf zu “Wahlverwandtschaften’ Volker Beck 
an Popularität in der Szene weit überholt“ (Stedefeldt 2000b). 
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Plakatmotiv der Kampagne „Aktion Neinwort“ 


In dem im Jahr 2000 erschienenem Band Unser Stück vom Kuchen: Zehn Positi- 
onen gegen die Homo-Ehe (Bubeck [Hg.] 2000) finden sich die Argumentationen 
gegen die Homo-Ehe’ gerafft dargestellt. Hauptargumente der Autor_innen sind, 
dass gerade den Lebensrealitäten der Menschen nicht Rechnung getragen, die 
patriarchale und Frauen unterdrückende Institution Ehe aufrechterhalten und 
ausgedehnt und in der praktischen Umsetzung letztlich ein diskriminierendes 
Sondergesetz für Lesben und Schwule geschaffen werde. Wer heiraten wolle, 
solle dies können - unabhängig von Geschlecht und sexueller Orientierung. 
Aber dies könne nicht Inhalt einer wegweisenden Familienpolitik sein, vielmehr 
müsse diese den tatsächlichen Bedürfnissen der Menschen Rechnungtragen. So 
schreibt erwa Werner Hinzpeter in dem Band, dass mit „so viel Lärm auf dem 
Nebenschauplatz Heirat“ gekämpft werde, „daß die Hauptsache völlig auf der 
Strecke bleibt: das Familienrecht grundsätzlich den Bedürfnissen der Zeit anzu- 
passen“ (Hinzpeter 2000: 12). Und weiter: „Die Aktion Standesamt funktioniert 
als Aktion Sandmännchen. Eingelullt vom Mantra unserer Ehestreiter halten 
Politikerinnen von grün bis schwarz es inzwischen für revolutionär modern, ein 
besonderes Rechtsinstitut für schwule und lesbische Paare zu schaffen [...]. Statt 
der Forderung nach der Homo-Ehe wäre es deshalb viel lebensnäher, Menschen, 
die in Wahlfreundschaften und -familien füreinander sorgen, in ihrer Gemein- 
schaft zu stärken - durch Änderungen etwa im Miet-, Zeugnisverweigerungs- 
oder Auskunftsrecht.“ (Ebd.: 13f) Hinzpeter verweist auf die Erfahrungen und 
Forderungen der Aids-Hilfen, aus denen gerade die Bedeutung der Wahlfamilien 
deutlich werde. Der französische PACS sei ein Schritt in die richtige Richtung, 
da er offener sei sowie leichter zu schließen und aufzulösen als die Ehe (ebd.: 15; 
vgl. in gleicher Intention u.a. Ohms 2000: 36f). 

Auch die der Homo-Ehe zugeschriebene Verbesserung der Aufenthaltsbestim- 
mungen für ausländische Partner_innen in binationalen Partnerschaften wird 
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von den Autor_innen einhelligzurückgewiesen. GeorgKlauda, der auch die ras- 
sistischen und antisemitischen Ausfälle in Argumentationen für die Homo-Ehe 
problematisiert (Klauda 2000: 49-53), bringt die Debatte in bestechender Klarheit 
aufden Punkt: „Freilich hindert ihr Desinteresse an rassistischer Unterdrückung 
lesbische und schwule Bürgerrechtspolitik nicht an der Instrumentalisierungvon 
AusländerInnen.“ Es werde „das Bleiberecht der durch die herrschende Politik von 
Abschiebung bedrohten EinwanderInnen und Flüchtlinge[n]“ angeführt. „Doch 
dieselben Personen, die auch hier die Homo-Ehe als geeignete Lösung anpreisen, 
stimmten auf dem Forum des Berliner CSD 1999 gegen die Aufstellung von 
Motto und Forderung Bleiberecht für alle’. Es geht also doch nur um das Recht 
von Deutschen, ihrem ausländischen Partner eine Aufenthaltsgenehmigung 
zu verschaffen.“ Der entsprechende Paragraph 19 des Ausländergesetzes stelle 
dabei „eine bis ins antike Extrem einer hausväterlichen Gewalt über Leben und 
Tod gesteigerte Abhängigkeit für den ausländischen Partner“ dar, der „deutsche 
Massa“ könne „seineN ausländischeN GeliebteN jederzeit mit Beendigung der 
Beziehung und also mit sofortiger Abschiebung durch die deutsche Exekutivge- 
walt bedrohen.“ (Klauda 2000: 51f)? 


Von der ‘Homo-Ehe’ zur Wahlfamilie 


Zum 1. August 2001 ist das Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft 
in Kraft getreten. Der populäre Ausdruck ‘Homo-Ehe’ trifft den Inhalt nicht 
ganz, weilals Bedingung für die Eintragunglediglich das gleiche Geschlecht der 
Partner_innen festgeschrieben ist, aber weder eine Aussage über die sexuelle Ori- 
entierung noch über stattfindenden Sexualverkehr getroffen ist. Als Verpflichtung 
ist im Paragraph 2 festgehalten: „Die Lebenspartner sind einander zu Fürsorge 
und Unterstützung sowie zur gemeinsamen Lebensgestaltung verpflichtet. Sie tra- 
gen füreinander Verantwortung.“ Knüpften sich an diese Regelung ökonomisch 
zunächst die Pflichten aus der Ehe und entlastete dies die öffentlichen Haushalte 
von Zahlungen nach dem Sozialgesetzbuch sowie von familiengebundenen An- 
sprüchen beider Beamt_innen- und Angestelltenbesoldung, so sind mittlerweile 
auch die ökonomischen Rechte weitgehend denen der Ehe angeglichen. Lediglich 


9 Vgl. für eine aktuelle schr gute qualitative sozialwissenschaftliche Untersuchungzu schwu- 
len Männern in binationaler Eingetragener Lebenspartnerschaft: Getin 2012. Einen 
empfehlenswerten Überblick über Rassismus in der schwulen Community bietet der 
von Koray Yılmaz-Günay hrsg. Übersichtsband Karriere eines konstruierten Gegensatzes 
(Yılmaz-Günay 2013 [2011]) und insbesondere: Wolter (2013 [2011]) und Yılmaz-Günay/ 
Wolter (2013). 
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das Adoptionsrecht gilt noch nicht gleichermaßen für Ehe und Eingetragene 
Lebenspartnerschaft. 

Mit der Durchsetzungdes Gesetzes über die Eingetragene Lebenspartnerschaft 
sind die übrigen Konzepte in der medialen Wahrnehmungzwar zurückgetreten, 
wurden aber von einigen Protagonist_innen weiterverfolgt und erhalten zuneh- 
mend breitere Unterstützung. Die PDS - die 2007 in der Partei Die Linke aufging 
- setzte ihre Politik zur Anerkennung vielfältiger Lebensweisen fort. So waren 
ihre Wahlkämpfe für die lesbische, schwule bzw. queere Community sowohl 
in den Jahren 2002 als auch 2005 von diesem Thema geprägt. In dem Folder 
Familie ist da, wo Nähe ist (2002) skizzierte sie eine neue Lebensweisenpolitik 
und gab gleichzeitig einen Familienpass - Gleiche Rechte auch ohne Trauschein 
aus, als Modell dafür, wie rechtliche Regelungen mit mehreren Menschen in einer 
Wahlfamilie getroffen werden könnten. Auch in dem Folder zur Bundestagswahl 
2005 unter dem Titel Beweg’ deinen Arsch! Frieden und Gerechtigkeit für Europa. 
Und andersrum. argumentierte sie für die „Gleichstellung aller Lebensweisen“: 
„Aber auch Menschen, die keine Ehe eingehen wollen, müssen sich rechtlich 
absichern können. Lesbische, schwule, heterosexuelle, ob Beziehungen zweier 
oder mehrerer Menschen, müssen sich genauso rechtlich absichern können, wie 
Patchwork-Familien, Wohngemeinschaften, Menschen, die für Kinder oder Pfle- 
gebedürftige Verantwortung übernehmen, oder einfach Freundinnen, die ihre 
Freundschaft rechtlich absichern wollen.“ Neben der Forderung nach der vollstän- 
digen Gleichstellung von Ehe und Eingetragener Lebenspartnerschaft brachte Die 
Linke 2007 die Forderung, die „Vielfalt der Lebensweisen“ anzuerkennen, auch in 
den Bundestagein (Drucksache 16/5184). Im Wahlprogramm 2013 schließt sie 
deutlich an die eigenen Wahlfamilien-Konzepte an (vgl. Buchterkirchen 2013). 

Auch in der Partei Bündnis 90/Die Grünen werden nun Diskussionen geführt, 
die real gelebten vielfältigen Lebensweisen anzuerkennen - auch solche ohne 
Trauschein. Unter den Arbeitsbegriffen Familienvertrag’ und ‘Solidaritätsver- 
trag’ wird im ersteren Fall über den Umgang mit Kindern, im letzteren über die 
Möglichkeit der Gestaltung von Rechtsverhältnissen zu mehreren Menschen in 
Wahlfamilien diskutiert. Der Solidaritätsvertrag solle die Möglichkeit schaffen, 
„Rechte und Pflichten gemeinsamen Lebens rechtskräftig vereinbaren zu können, 
er setzt aber nicht das Vorhandensein von Kindern voraus. Auch Formen des 
Zusammenlebens ohne Kinder - bspw. in Mehrgenerationenhäusern - werden 
damit in bestimmten Bereichen unter den Schutz des Staates gestellt. Aspekte 
eines Solidaritätsvertrags könnten sich bspw. auf folgende rechtliche Bereich 
beziehen: Unterhaltsrecht, Erbschaftsrecht und angehörigenrechtliche Stellung 
in weiteren Rechtsbereichen. Diese Vereinbarungen sollten im Steuerrecht dann 
auch angemessen berücksichtigt werden. Möglich ist sowohl ein Standardvertrag, 
bei dem bestimmte Aspekte auch ausgeschlossen werden können, als auch ein 
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“Baukastensystem), das eine vollständigfreie Zusammenstellung der vereinbarten 
rechtlichen Regelungen ermöglicht.“ (Grüne NRW 2009a) Mit diesen Debatten 
suchen auch Bündnis 90/Die Grünen den aktuellen Beobachtungen Rechnungzu 
tragen, dass es immer mehr „alternative[] Familienformen“ gebe, Kinder wüchsen 
in „Ein-Eltern-, Adoptiv-, Pflege-, Regenbogen- und Patchwork-Familien“ auf 
und Menschen lebten „in familiären Netzwerken, die über Generationengrenzen 
hinwegauch Menschen ohne verwandtschaftliche Bindungeinschließen“ (Grüne 
NRW 2009; vgl. Meinerz 2009). 

Verlässlicher erscheinen in der Debatte aber die außerparlamentarischen 
Akteur_innen. So argumentiert der Lesbenring e.V. weiterhin konsequent für 
eine Anerkennung vielfältiger Lebensweisen und gegen cheliche Privilegien. In 
einer im März 2013 veröffentlichten Pressemitteilung Ein Schritt vor und zwei 
zurück! fordert er „die Abschaffung des antiquierten Ehegattensplittings“ und 
die „zeitgemäße Unterstützung pflegender und erziehender Gemeinschaften“ und 
begründet das unter anderem damit, dass der Lesbenring seit „langem für die 
Gleichstellung aller Lebensweisen plädier[t]“ und dass „staatliche Unterstützung 
dort erfolgen muss, wo für jemanden Sorge getragen wird und zwar egal, ob es 
sich dabei um Kinder, Pflegebedürftige, Alte ... handelt und egal, in welcher 
Lebensweise diese Personen miteinander leben.“ (Lesbenring 2013) 

Dass alternative Modelle zur Ehe gewünscht sind, auch das zeigt sich beim 
französischen PACS - zumindest für Paargemeinschaften. Trotz des Angebotes 
der Ehe wählen in Frankreich gemischtgeschlechtliche Paare in fast der Hälfte 
der Fälle den PACS, nicht die Ehe. Wie sich das für gleichgeschlechtliche Paare 
verhält, wird sich in den kommenden Jahren zeigen, nachdem in Frankreich nun 
auch die Ehe von zwei Personen unabhängig vom Geschlecht eingegangen werden 
kann. Wie mit klarerer rechtlicher Wirkung als bisher akzeptable ‘Baukasten’- 
Lösungen für Patchworkfamilien, Mehrgenerationen-Wohngemeinschaften - 
also Wahlfamilien mit mehr als zwei Mitgliedern - ausschen können, hierfür 
stellen das Wahlfamilien-Modell, der PACS und nun auch die Vorschläge für 
einen 'Familienvertrag’ und einen ‘Solidaritätsvertrag’ einen Ausgangspunkt für 
eine sinnvolle Lösung dar. Möglicherweise lässt sich rechtliche Verlässlichkeit 
aber auch einfach „durch die Änderung einer Reihe von Einzelgesetzen“ und 
Entprivilegierung der (Homo-)Ehe erreichen, wie es Oesterle-Schwerin (1991: 
37) vorgeschlagen hat.'° 


10 Für Hinweise, intensive Diskussionen und die gründliche Durchsicht des Manuskripts 
danke ich Salih Alexander Wolter und Ralf Buchterkirchen! Nur mit eurer Hilfe ist ein 
Text entstanden, der hoffentlich einige Interessierte zu weiteren Arbeiten und politischem 
Streiten anregt... 
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Errol Babacan 


Der Juni-Aufstand in der Türkei 


Als am 27. Mai ein paar Dutzend Aktivisten und Aktivistinnen einem Aufruf 
der Taksim-Plattform folgten und sich den Baumaschinen zur Verteidigung der 
Bäume im Istanbuler Gezi-Park entgegenstellten, ahnte noch niemand, dass dies 
der Beginn eines Aufstands werden würde. Während die Besetzung des Parks 
zunächst als eine Rettungsaktion durch eine Handvoll Umweltschützer erschien, 
provozierte die erste polizeiliche Räumung eine Mobilisierung, die unter Betei- 
ligung von Zehntausenden die erneute Besetzung mitsamt dem angrenzenden 
Taksim-Platz nach sich zog. In den folgenden Tagen entwickelte sich spontan 
ein kollektives Experimentierfeld für eine solidarische und kommunalistische 
Form der Vergesellschaftung. In Anlehnungan die Pariser Kommune wurde die 
Metapher der Gezi-Kommune geboren. In fast allen Städten des Landes gingen 
Hunderttausende auf die Straße, um ihre Solidarität mit „Gezi“ zu bekunden 
und gegen die Politik der seit über einer Dekade regierenden Gerechtigkeits- und 
Entwicklungspartei AKP zu protestieren. Der Juni wurde zu einem Monat des 
Aufstands gegen die Zumutungen des kapitalistischen Wachstums und dessen 
islamisch-konservativen Reproduktionsmodus. 

Durch massive Polizeieinsätze mit Tausenden teils Schwerverletzten und meh- 
reren Toten erreichte die Regierungeine vollständige Räumung des Parks. Auch 
die Kundgebungen in anderen Stadtvierteln und Städten konnten zumindest 
vorläufig eingedämmt werden. Nicht verhindert werden konnte, dass sich eine 
soziale Bewegung zu formieren begann, die sich über öffentliche Versammlun- 
gen organisiert und eine neue Debatte über gesellschaftliche Alternativen zum 
islamisch-konservativ artikulierten neoliberalen Autoritarismus angestoßen hat. 
Der folgende Artikel setzt sich auf der Grundlage eigener Beobachtungen und 
erster Analysen mit den potentiellen Perspektiven des Aufstands auseinander. Er 
beginnt mit einer Skizze des polit-ökonomischen Hintergrunds, skizziert dann 
die Türkei-spezifische Ausprägung des neoliberalen Autoritarismus und seines 
historisch-konkreten Reproduktionsmodus, des islamischen Konservatismus, und 
diskutiert abschließend die Perspektiven der Opposition vor und nach „Gezi“. 
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1. Polit-ökonomischer Hintergrund - transnational artikulierter 
Machtblock 


Die Regierung und die regierungsfreundliche islamisch-konservative Presse sahen 
im Juni-Aufstand das Werk einer internationalen Verschwörung. Die „Neider 
der Türkei“ waren wahlweise eine „internationale Finanzlobby“, „ausländische 
Mächte“ oder gleich „die jüdische Diaspora“ (Göker 2013a). Tatsächlich ist die 
verschwörungstheoretisch ausgedeutete „Finanzlobby“ der vielverzweigte Ast, 
auf dem der in Wachstumszahlen gemessene „neoliberale Erfolg“ der AKP sitzt. 

Kritische Ökonomen weisen seit langem daraufhin, dass die Art und Weise, in 
der die Türkei in die internationalen Finanz- und Handelskreisläufe eingebunden 
ist, schr krisenanfällig ist, da sie aufgrund des hohen Leistungsbilanzdefizits ein 
beständiges Devisendefizit erzeugt. Um dieses auszugleichen, wendet die Regie- 
rungu.a. das Mittel vergleichsweise hoher Leitzinsen an. Damit verbunden ist das 
geldpolitische Versprechen, die Stabilität der türkischen Währung zu erhalten. 
Internationalen Anlegern wird signalisiert, dass sie in der Türkei ein stabiles und 
gewinnträchtiges Investitionsumfeld vorfinden. Das angelockte Kapital enthält 
einen signifikanten Anteil an kurzfristigen Anlagen, mit denen über das Aus- 
nutzen von Preis- und Zinsunterschieden zwischen Ländern schnelle Gewinne 
erzielt werden können. Wenn dieses Kapital ausbleibt, gelingt der Ausgleich des 
Defizits nicht, wodurch es quasi über Nacht zu einem Devisenengpass kommt, auf 
den eine Abwertung der Währung folgen könnte (Yeldan 2006; Boratav 2009). 

Einige Wochen vor Beginn des Aufstands löste die Ankündigung der US- 
amerikanischen Notenbank, die expansive Geldpolitik möglicherweise zu revi- 
dieren, erste Krisenzeichen aus. Auf den Rückgang kurzfristiger Kapitalanlagen 
folgte ein Wertverlust der türkischen Lira gegenüber dem US-Dollar um 3-4%. 
Der Trend zum Rückgang kurzfristiger Anlagen setzte sich in zeitlicher Paral- 
lelität zum Aufstand fort, so dass der Wertverlust zeitweise auf über 7% stieg, 
Die Attraktivität des Anlagemarkts drohte längerfristig zusammenzubrechen 
und eine Abwärtsbewegungder Währungmit unabschbaren Folgen auszulösen. 
Ursächlich stand dieser Vorgang nicht mit den Protesten im Zusammenhang. 
Der Aufstand verstärkte jedoch die Unsicherheit und löste weitergehende Zweifel 
aus. Die „Unfähigkeit“ der Regierung, eine kleine Aktion wie die Besetzungeines 
Parks einzudämmen, wie sie es im Gegensatz dazu vorher in unzähligen Einzelfäl- 
len geschafft hatte, ließ ihre bisher zuverlässigsten internationalen Unterstützer, 
die amerikanisch-europäische Bourgeoisie und deren Medien, nervös werden 
(Akgay 2013). Zum ersten Mal seit Bestehen der Partei wurde die Frage virulent, 
ob sie weiterhin in der Lage sein würde, den eingeschlagenen Wegder Beseitigung 
von Investitionshemmnissen fortzuführen. Denn unabhängig davon, ob die 
Steuerung der Ökonomie über die Geldpolitik gelingt und das Leistungsbilanz- 
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defizit finanziert werden kann, die verfolgte Politik der Attraktion von Kapital 
ermöglicht vor allen Dingen eins: die Beschleunigung des Verwertungsprozesses 
im Inland. Die Gesamtsumme ausländischen Kapitals, das zwischen 2003 und 
2012 in der Türkei investiert wurde, vermittelt einen Eindruck, welch enorme 
Summen bewegt werden. Sie betrug 400 Mrd. $, während im mehr als doppelt 
so langen Zeitraum zwischen 1980 und 2002 „nur“ 35 Mrd. $ an ausländischem 
Kapital in die Türkei flossen (Sönmez 2013). 

Die systematisch vorangetriebene Privatisierung von Staatsunternehmen und 
öffentlichen Dienstleistungen sowie die schrittweise Aufhebung von Investiti- 
onshemmnissen stellen das günstige Umfeld für in- und ausländisches Kapital 
her. Die auf allen Ebenen durchgeführte Privatisierungs- und Kommodifizie- 
rungspolitik hat darüberhinaus Investitionsfelder erschlossen, die auch den seit 
Jahrzehnten bestehenden Konflikt zwischen verschiedenen Kapitalfraktionen 
in der Türkei zumindest temporär in den Hintergrund rücken ließ (Sönmez 
2009). Um die Komplementärbeziehung zwischen den Entwicklungszielen der 
nationalen und der internationalen Bourgeoisien zu begreifen, ist es aufschluss- 
reich, die Einbindungsweise der Türkei in die globale Ökonomie als eine Inter- 
nationalisierung der Kapitalakkumulation zu begreifen und die Expansion der 
Kapitalakkumulation im Inland unter diesem Gesichtspunkt in die Betrachtung 
einzubezichen (Akgay 2012). Die Kredite sind ein Element in der Bildung eines 
transnational artikulierten Machtblocks, in dem Interessen nationaler und inter- 
nationaler Bourgeoisien repräsentiert sind. So erscheint die Geldpolitik aus einer 
volkswirtschaftlichen Perspektive als fatal, dahohe Zinsen für stetige Attraktion 
kurzfristigen Finanzkapitals und damit eine hohe Krisenanfälligkeit sorgen. Aus 
der Perspektive der Entwicklungsinteressen türkischer Unternehmen ist diese 
Politik jedoch nicht unbedingt ein Nachteil. Vielmehr sorgt die relativ stabile 
Währung für Zugang zu günstigen internationalen Krediten und fördert den 
Internationalisierungsprozess. Die Folge der Aufnahme solcher Kredite ist zwar 
ein hoher Verschuldungsstand dieser Unternehmen an ausländische Kreditge- 
ber, die 2012 227 Mrd. $ betrug (entspricht ca. 30% des BIP) und damit fast 
doppelt so hoch ist wie die Auslandsverschuldung des Staates. Ausschlaggebend 
ist jedoch, dass die Kredite Investitionen ermöglichen, für die die inländischen 
Unternehmen sonst nicht dasnotwendige Kapital aufbieten könnten (vgl. Öztürk 
2010: 170). 

Die Geld- und Zinspolitik hat einen Kommodifizierungsschub ermöglicht, der 
einen enormen sozialen Umwälzungsprozess nach sich zieht. Die geplante Bebau- 
ung des Gezi-Parks mit einem Einkaufszentrum, Hotels und Luxuswohnungen 
fügt sich in ein Entwicklungsmodell ein, das aufder Enteignung von öffentlichen 
Gütern, Gemeinbesitz und natürlichen Ressourcen sowie einer kreditbasierten 
Expansion der konsumorientierten kapitalistischen Lebensweise fußt. 
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Die mit den frühen 1970er Jahren einsetzende Überakkumulationskrise bildet 
den globalen Zusammenhang, in den diese Strategie der „Akkumulation durch 
Enteignung“ (Harvey 2004) eingebettet ist. Der Aufstieg von Parteien des poli- 
tischen Islam in der Türkei, deren letztes Glied die AKP ist, ist aufs engste mit 
dieser Bewältigungsstrategie verknüpft. Nach dem Militärputsch von 1980, der 
den massiven Widerstand aus der organisierten Arbeiterschaft brach, förderten 
die Informalisierung von Beschäftigungsverhältnissen in den Kommunen und 
die Privatisierung kommunaler Dienstleistungen die Entstehung einer neuen 
Bourgeoisie, die fortan die materielle Basis des bis dahin marginalen politischen 
Islam bildete (Dogan 2011). Mit der AKP hat der politische Islam die gesell- 
schaftliche Führung zur Durchsetzung dieser Strategie auch auf der nationalen 
Ebene übernommen. 

In der letzten Dekade wurden kontinuierlich gesetzliche Schranken abge- 
baut, die der Privatisierung öffentlicher Güter sowie der Kommodifizierung 
von Gemeinbesitz im Wege standen (Duru 2009). Kleinteilige Land- und 
Viehwirtschaft ist mangels (inter-)nationaler Konkurrenzfähigkeit schon länger 
kaum noch eine ausreichende Existenzgrundlage. Die Privatisierung der von der 
ländlichen Bevölkerung gemeinschaftlich genutzten Wälder, Flüsse und Weide- 
flächen verschärft diesen Zustand und räumt zugleich Grundlagen ergänzender 
Subsistenzwirtschaft aus der Welt (Akbulut/Adaman 2013). Die Privatisierung 
beschleunigt die Landflucht und entzieht der sozial nicht abgesicherten städ- 
tischen Bevölkerung insbesondere im Fall ökonomischer Krisen notwendige 
dörfliche Rückzugsräume. 45% der Werktätigen sind im informellen Sektor 
beschäftigt, während die sozialen Sicherungssysteme den im formellen Sektor 
Beschäftigten ebenfalls keinen langfristigen Schutz bieten. Die Versorgung der 
städtischen Bevölkerung mit Lebensmitteln durch Familienangehörige in den 
Dörfern, die bis heute einen nicht zu unterschätzenden Schutzmechanismus 
gegen die prekären und krisenhaften Lebensverhältnisse in der Türkei darstellt, 
wird damit zunehmend problematisch. 

Inzwischen leben fast 80% der Bevölkerungin urbanisierten Gebieten, wo sie 
ebenfalls mit einer Beschleunigung des kapitalistischen Verwertungsprozesses 
konfrontiert sind. Die (Wieder-)Verwertung des städtischen Raums gehört zu 
den herausragenden Mitteln, über die in der letzten Dekade der Akkumulations- 
prozess organisiert wurde. Zentrumsnahe und von Investoren begehrte Viertel 
werden geräumt und die Bevölkerung in neue Wohnviertel in der städtischen 
Peripherie umgesiedelt, um die Aufwertung zu ermöglichen. Dabei werden 
über viele Jahre gewachsene Nachbarschafts- und informelle Versorgungs- bzw. 
Geschäftsbeziehungen auseinandergerissen, Wege zur Arbeitsstätte um ein Viel- 
Faches verlängert. Derweil verschanzen sich die Bessergestellten zunehmend 
hinter hohen Mauern und Stacheldraht in Gated Communities, zu denen kein 
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öffentlicher Zugangbesteht. Die legale Basis dieser neuen Umsiedlungs- und Ent- 
eignungswelle wurde durch Gesetze geschaffen, die vorgeblich der Bausicherheit 
dienen und den Weg für einen enormen Bauboom eröffnet haben (Sen 2011). 
Der Bausektor wuchs zwischen 2002 und 2011 mit einer durchschnittlichen 
jährlichen Wachstumsrate von ca. 7%, bei einem durchschnittlichen Wachstum 
des BIP um 5,2% im selben Zeitraum. Der Verkaufvon öffentlichem Land und der 
von der zentralen staatlichen Behörde TOKI gelenkte Bau von Wohnsiedlungen 
ermöglicht der Regierung zugleich steuernde Eingriffe in die Kapitalakkumula- 
tion (Balaban 2011; Gülhan 2011). 

Die Bauprojekte sind sowohl über die direkte Beteiligung von nicht-türkischen 
Investoren als auch mittels der internationalen Kredite Bestandteil der interna- 
tionalisierten Akkumulation. Um das durch Kredite und Schulden finanzierte 
Entwicklungsmodell fortführen zu können, wird zunehmend auf Großprojekte 
gesetzt. Istanbul steht im Mittelpunkt des Interesses. An nahezu allen größeren 
Projekten sind ausländische Firmen beteiligt, die auch bei der Beschaffung des 
notwendigen Kapitals für die Finanzierung behilflich sind. Yachthäfen, private 
Krankenhäuser und Flughäfen werden über sog. Private-Public-Partnerships 
gebaut. Der Staat stellt das Bauland zur Verfügung und übernimmt die Risiken 
durch langfristig garantierte Miet- und Abnahmepreise für die zu erbringenden 
Dienstleistungen. Mega-Projekte wie die Errichtung einer vollkommen neuen 
Millionenstadt im Norden Istanbuls, der Bau des Kanal Istanbul, der parallel 
zum Bosporus eine zweite Verbindung zwischen Schwarzem Meer und dem 
Marmara-Becken schaffen soll, sowie eine dritte Brücke über den Bosporus stehen 
aufder Agenda. Zusammen mit dem geplanten dritten Flughafen, der angeblich 
der weltweit größte werden soll und allein ein Ausschreibungsvolumen von 50 
Mrd. $ umfasst, beträgt die Ausschreibungssumme dieser Projekte 200 Mrd. $, 
was mehr als einem Viertel des BIP entspricht (Sengül 2013). 

Von dieser Akkumulationsstrategie profitieren nicht nur die größeren Unter- 
nehmen. Auch kleine Händler, Geschäftsinhaber und eine sichtbar expandierende 
Mittelklasse partizipieren an dem Bauboom sowie einem parallel stattfindenden 
Konsumboom. Die Vergabe von Krediten ermöglicht trotz unzureichender Ein- 
kommen Vielen eine Partizipation, die sie sich eigentlich nicht leisten können. 
Neben Immobilienkrediten wird mit Verbraucherkrediten die Nachfrage nach 
Konsumartikeln hochgehalten, wodurch auch der inländische Produktionssektor 
stabilisiert wird. In diesem Zuge hat eine rasant beschleunigte Verschuldung 
von Privathaushalten stattgefunden, deren Verschuldungsstand sich von etwa 
4,5 Mrd. $ im Jahr 2003 auf 140 Mrd. $ im Jahr 2012 nahezu verdreißigfacht 
hat. Die Konsequenz ist eine langfristige Verschuldung der Privathaushalte und 
der immanente Zwang, diese Art des Wachstums durch Entgrenzung der Ka- 
pitalakkumulation fortzusetzen. Der Bausektor ist die zentrale ökonomische 
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Triebfeder, an der direkt oder indirekt Millionen Arbeitsplätze hängen. Kommt 
der Bauboom ins Stocken oder wird aus anderen Gründen eine ökonomische 
Krise ausgelöst, droht vielen der Einkommensverlust und die Gefahr, von ihren 
historisch einzigartigen Schuldenbergen erdrückt zu werden. 


2. Autoritarismus, Zentralisierung politischer 
Entscheidungsprozesse, Terrorismusbekämpfung 


Mit der Besetzung des Gezi-Parks wurde dem kapitalistischen Verwertungspro- 
zess ein kleiner aber symbolisch bedeutsamer Raum entzogen und ein zentraler 
Nerv des Entwicklungsmodells im Zentrum vom ökonomisch begehrten Istanbul 
getroffen. Die Besetzung war gleichzeitig das einzige zur Verfügung stehende 
Mittel, um das illegale Bauvorhaben zu verhindern. Als die Maschinen einer 
Baufirma anrückten und die ersten Bäume gefällt wurden, lagkein genehmigter 
Bauplan vor. Die Taksim-Plattform, die sich ein Jahr zuvor gegen das Projekt zur 
Beseitigung des Parks gegründet hatte, war auf diese Situation gefasst, da ein 
Einschreiten von Behörden gegen illegale Handlungen von Baufirmen oftmals 
ausbleibt. So bleibt es der Initiative der unmittelbar Betroffenen überlassen, da- 
gegen vorzugehen. 

Der Rechtsweg, illegale Vorgehensweisen gerichtlich unterbinden zu lassen 
und bereits begonnene Projekte zu stoppen, existiert weiterhin. Praktisch ist 
dieser Wegjedoch schr aufwendig, übersteigt die organisatorischen, finanziellen 
und zeitlichen Ressourcen der Betroffenen und ist unzuverlässig. Falls ein Ge- 
richt einen Baustopp verhängt, wird dieser nicht selten ignoriert oder von einem 
höheren Gericht wieder aufgehoben. Eine Garantie, dass legale Planungswege 
und Gerichtsurteile eingehalten werden, gibt es nicht. Zugleich werden bestän- 
dig Reformen durchgeführt, um vorgeschriebene Planungswege mit Ausnah- 
meregelungen zu umgehen, den Planungsprozess dadurch der demokratischen 
Kontrolle zu entziehen und zu beschleunigen (Sengül 2013). Die Politik der 
„Ausnahmeregelungen“ wird systematisch angewendet. Megaprojekte werden 
durch Sonderregelungen von gesetzlich vorgeschriebenen Auflagen wie der Um- 
weltverträglichkeitsprüfung befreit, Möglichkeiten der fachlichen Überprüfung 
werden beschnitten und verbindliche Planfestsetzungsverfahren ignoriert. 


1 Diezerstörerische Wirkungund Willkür dieser Vorgehensweise zeigt sich am Beispiel der 
dritten Brücke über den Bosporus. Obgleich das Baugebiet ein Naturschutzgebiet höchsten 
Ranges ist, besondere Schutzgesetze für den Bosporus gelten und etliche Gerichtsverfahren 
gegen das Vorhaben anhängig sind, wurde das internationale Ausschreibungsverfahren 
durchgeführt und der Bau begonnen. Nach dem Fällen von 200.000 Bäumen an der für 
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Die sich jeder demokratischen und fachlichen Kontrolle entziehende Vorge- 
hensweise zieht sich durch die gesamte Regierungspraxis der AKP. Den Horizont 
dieser Entwicklung bildet ein 2011 durch die regierende Mehrheit im Parlament 
verabschiedetes Gesetz. Die Regierung wurde ermächtigt, für einen Zeitraum von 
sechs Monaten Dekrete mit Gesetzeskraft zur Reorganisation des öffentlichen 
Dienstes zu erlassen. Das Parlament als gesetzgebende Instanz wurde komplett 
außer Kraft gesetzt, somit auch die Möglichkeiten der parlamentarischen Opposi- 
tion zur Beratungund Kontrolle der gesetzgeberischen Tätigkeit. Die Möglichkeit 
zu diesem antidemokratischen Vorgehen wurde 1971 nach einer militärischen 
Intervention in die Verfassungeingeführt und nach dem Militärputsch von 1980 
bekräftigt. Die AKP machte von diesem Mittel ungeachtet ihrer schillernden 
Kritik am Militärputsch Gebrauch. Über die Dekrete wurde die Kontrolle über 
den öffentlichen Dienst durch die Besetzung mit loyalem Personal erreicht. Im 
Vordergrund stand eine Kompetenzverlagerungvon kommunalen zu nationalen 
Behörden, also eine Zentralisierung politischer Entscheidungswege. Neu gegrün- 
dete Ministerien und die von der Zentralregierungernannten Provinzgouverneu- 
re wurden mit Kompetenzen ausgestattet, die die Planungund Durchführungvon 
Bauprojekten unter Umgehung lokaler Behörden und Parlamente ermöglichen. 
Die Planung, Prüfung und Entscheidungüber Privatisierungen, wie die Kanalisie- 
rung von fließenden Gewässern zur Gewinnungvon Strom, wurden direkt einem 
Ministerium übertragen. Kriterien des Naturschutzes können vom Ministerium 
nach intransparenten Verfahren umgangen oder nach Bedarf neu definiert werden 
(Gelik 2011). In die gleiche Richtung geht das kürzlich verabschiedete „Groß- 
stadtgesetz“, das mit den nächsten Kommunalwahlen in Kraft treten wird. Mit 
ihm werden in den betroffenen Provinzen rudimentäre demokratische Verfah- 
rensweisen beseitigt, die der Dorfbevölkerungbislang ermöglichten, einen zwar 
begrenzten, aber direkten Einfluss auf politische Entscheidungen zu nehmen. 
Befugnisse von Ältestenräten und Dorfvorstehern werden den Bürgermeistern 
und den Provinzgouverneuren übertragen (Önder et al. 2012). 

Nach elf Jahren Alleinregierung hat die AKP nicht nur alle vormals von ihr 
kritisierten autoritären und zentralistischen Institutionen übernommen, die 
mit dem Militärputsch von 1980 eingeführt oder ausgebaut wurden. Die Partei 
kann zudem mit Gesetzen und Praktiken regieren, die für den Ausnahmezustand 
kennzeichnend sind. Die autoritäre Entwicklung - Zentralisierung politischer 
Entscheidungsprozesse, Abschaffung basis-naher Verfahrensweisen, Normali- 
sierung von Ausnahmeregelungen - befindet sich seit einigen Jahren an einem 


die Grundpfeiler vorgeschenen Stelle wurde festgestellt, dass ein Planungsfchler vorliegt 
und die Pfeiler an einer anderen Stelle stechen müssten. Eine unabhängige und transparente 
Überprüfung des „Fehlers“ ist nicht zu erwarten (Yerdeniz 2013). 
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Umschlagpunkt. Sie weist trotz eines formalen Fortbestehens demokratischer 
Verfahren, die temporär ausgesetzt werden können, totalitäre Elemente auf, 
insofern die staatlichen Institutionen systematisch mit parteinahem Personal 
besetzt und - wie im Folgenden aufgezeigt wird - oppositionelle Gruppen re- 
pressiv bekämpft sowie juristische Institutionen der Exekutive untergeordnet 
werden. Als treibende Dynamik hinter dieser Zuspitzung lässt sich ein Kampf 
um die kapitalistische Erschließung des Landes und die Verteilung der daraus 
erwachsenden Profite identifizieren. 

Die Polizeigewalt gegen die Parkbesetzung und die Selbstzensur vieler Medien 
waren wichtige Gründe für die Ausweitung der Besetzungzu einem Aufstand im 
ganzen Land. Allerdings stellt das Ausmaß der Gewalt keine Besonderheit dar, 
selbst wenn vom Krieg mit der kurdischen Bewegung abgesehen wird. Methoden 
der Aufstandsbekämpfung und der Einsatz von chemischen Kampfstoffen sind 
in den letzten Jahren alltäglich geworden. Die Vorgehensweise der AKP, aufden 
zivilen Widerstand mit der Mobilisierung der Polizei im Stile eines nationalen 
Befreiungskriegs gegen ausländische Invasoren zu reagieren und die Protestie- 
renden als Teil einer Verschwörung zu diffamieren, ist in eine übergeordnete 
Strategie eingebettet”. 

Kernelement dieser Strategie ist die tendenzielle Aufhebung der Gewalten- 
teilung und die Reorganisation der politischen Macht nach dem Prinzip der 
Gewalteneinheit. Der Beginn dieser Reformen unter der AKP geht zurück ins 
Jahr 2005, als die „Demokratisierung“ auf dem Weg in die EU die vermeint- 
lich größten Fortschritte machte. Institutionen der Justiz wurden schrittweise 
der Exekutive untergeordnet, während die Befugnisse des Polizeiapparats bei 
der „Terrorbekämpfung“ ausgedehnt wurden. Mit einer Strafrechtsreform und 
Änderungen der Definition von Terrorismus wurde der Weg geebnet, jede op- 
positionelle Regung mit Terrorismus in Verbindung bringen zu können. Die 
Einrichtung von Gerichten mit Sonderbefugnissen ermöglichte eine weitgehende 
Einschränkung des Rechts auf Verteidigung (Aydın 2012). 

Die Justiz agiert gegen politische Gegner der Regierung nach dem Prinzip des 
„Feindstrafrechts“, wonach die Angeklagten nicht als Staatsbürger ausgestattet 
mit bestimmten Rechten, sondern als Staatsfeinde betrachtet werden. Tausende 
regierungskritische JournalistInnen, AnwältInnen, AkademikerInnen, Studie- 
rende sowie Mitglieder von Gewerkschaften und oppositionellen Organisationen 
stehen unter Anklage und/oder wurden inhaftiert. Der Ablauf von Strafprozes- 


2 Der Ministerpräsident lobte die Polizei nach der endgültigen Räumung, sie habe ein 
Heldenepos geschrieben, während die Polizeibeamten nach der Stürmungeines Gebäudes 
am Taksim-Platz u.a. „Vaterland, mein Leben opfere ich dir“ (Vatan sana canım feda) 


skandierten (vgl. Dölek 2013). 
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sen, das Fehlen belastbarer Beweise, geheimdienstliche Ermittlungsmethoden 
und die nur notdürftigübertünchte Erfindung von Beweisen legen nahe, dass die 
meisten „Terrororganisationen“ Erfindungen der Behörden sind (Göktas 2012; 
Saymaz 2013: 40ff)°. Grundlage für dieses Vorgehen ist eine „koordinierte und 
zentral beschlossene“ Strategie. In den Worten des Innenministers: „die Arbeit 
der Terrororganisation (...) besteht nicht nur aus bewaffnetem Terror. Es gibt 
eine weitere Säule. Psychologischen Terror, wissenschaftlichen Terror. Also einen 
Hinterhof, der den Terror nährt. (...) Wie unterstützen sie den Terror? Indem sie 
Bilder malen, Gedichte und Kolumnen schreiben. Manche machen den Soldaten 
und den Polizisten, die den Terrorismus bekämpfen, zum Ihema ihrer Kunst, 
ihres Schaffens und versuchen sie so zu demoralisieren“ (26.12.2011, Radikal, 
eigene Übersetzung). 


3. Das islamisch-konservative Hegemonieprojekt - 
Grenzen und Widersprüche 


In den ersten Jahren ihrer Regierungszeit erschien die AKP trotz der beschrie- 
benen Terrorbekämpfungsstrategie als eine dialogbereite Partei, die verschiedene 
„Öffnungsprozesse“ initiierte und Kompromisse mit der politischen Opposition 
suchte. Mit der Besetzungjuristischer Institutionen nach dem Verfassungsreferen- 
dum 2010 dominiert ein kriegerischer Politikmodus begleitet von der forcierten 
Umsetzung eines islamisch-konservativen Hegemonieprojekts. Die aggressiver 
werdende Verfolgung dieses Projekts bildet den Hintergrund für die landesweite 
Solidarisierung mit „Gezi“. Der geplante Nachbau einer osmanischen Kaserne, 
deren Architektur das Einkaufszentrum übernehmen sollte, symbolisiert dieses 
Projekt und zeigt exemplarisch, wie die AKP kapitalistisches Wachstum und 
islamischen Konservatismus in der Umstrukturierung des Raums miteinander 
verbindet. 

Die AKP verfolgt einen sich vom Kemalismus unterscheidenden Nationalis- 
mus, derals „islamisch-konservativer Nationalismus“ (Saragoglu 2011) bezeichnet 
werden kann. Der islamische Konservatismus definiert die ideologischen Leitli- 
nien der nationalen Entwicklungsperspektive, er bildet das kulturelle Bindeglied 


3 2012 befanden sich 8.415 Personen aufgrund eines „Ierrorismusvergehens“ in Haft, 
während seit ihrem Bestehen insgesamt ca. 70.000 Personen vor den Sondergerichten an- 
geklagt wurden (Saymaz 2013: 56). Allein auf Grundlage der Terrorbekämpfungsgesetze 
wurden 2005 3.390 Personen, 2007 bereits 7.706 und 2010 11.884 Personen angeklagt. 
Darunter befanden sich 1.496 Kinder im Alter zwischen 12 und 15 Jahren sowie 2.891 
Jugendliche im Alter zwischen 16 und 18 Jahren (Göker 2012). 
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zwischen der Erziehungzu einer berechenbaren Gesellschaft und dem kapitalis- 
tischen Entwicklungsmodell. In der erneuerten Definition der Staatsideologie 
wird die Zugehörigkeit zur Nation nicht in erster Linie über eine ethnisch defi- 
nierte Zugehörigkeit hergestellt, sondern über konservative und religiöse Werte 
und Praktiken, die maßgeblich auf eine sunnitische Interpretation des Islam 
zurückgeführt werden. Die ethnisch definierte Zugehörigkeit bekommt einen 
sekundären Status zugewiesen‘. Im Unterschied zum Kemalismus wird die gegen- 
wärtige Gesellschaft in den Grenzen der Türkei als Nachfolgerin deranatolischen 
Muslime der osmanischen Periode aufgefasst. Das nationale Interesse wird als 
die Wiedergewinnung der verlorenen Größe des osmanischen Reichs definiert, 
dem alle anderen Interessen sich unterzuordnen haben. Führende Ideologen des 
Projekts sprechen von der „Großen Türkei“ (ebd.). 

Die Aggressivität des Projekts und die in ihm enthaltenen Eroberungsfanta- 
sien - mit freimütigem Bezug zu osmanischen Feldzügen - wurden während der 
Grundsteinlegung der dritten Brücke über den Bosporus offengelegt, die zeitlich 
mit den ersten Tagen der Parkbesetzung zusammenfiel. Der Staatspräsident ver- 
kündete in einer Zeremonie, mit dem Ministerpräsidenten und dem Leiter der 
Religionsbehörde zur Seite, dass die Brücke den Namen des osmanischen Sultans 
Yavuz Sultan Selim tragen werde. Dieser Sultan ist in das kollektive Gedächtnis 
der alevitischen Bevölkerung eingegraben als derjenige, der die größten Mas- 
saker an ihr in Anatolien ausrichten ließ. Die Aleviten stellen die zweite große 
Glaubensrichtung im Land. Die Eigenständigkeit der heterodoxen alevitischen 
Traditionen, ihrer Gebetsstätten, Rituale und Autoritäten wird unterdrückt. 
Die Unverfrorenheit, mit der die AKP sich der Figur des Sultans bemächtigte, 
schürt die Ängste der alevitischen Bevölkerung, die sich ohnehin einer massiven 
Assimilationspolitik ausgesetzt sieht. Die Ankündigung, eine Moschee anstelle 
des seit Jahren stillgelegten Atatürk-Kulturzentrums am Taksim-Platz zu bauen, 
machte erneut deutlich, dass die Beseitigung kemalistischer Symbole mit einer 
religiösen Rekodierung einhergeht und sich auf die Eliminierung der säkularen 
Lebensweise aus dem öffentlichen Raum richtet. 

Unter der AKP hat die Stellung der Religion einen Wandel durchlaufen, 
ohne dass dies einen scharfen Bruch mit der vormaligen „laizistischen“ Praxis 
notwendig werden ließ, weshalb dieser Wandel schleichend von statten gehen 


4 Diese neue Definition der Nation ist noch nicht konsolidiert, auch nicht im gesamten 
Umfeld der AKP. „Rückfälle“ in oder taktische Rückgriffe auf den ethnizistischen Na- 
tionalismus, der aufeine 90-jährige Praxis zurückblickt, sind keine Seltenheit. Dennoch 
bildet der islamische Konservatismus die ideologische Leitlinie der AKP-Politik, auch in 
der Außenpolitik. Die Konsolidierung hingbisher vorallen Dingen von der Anerkennung 
durch die kurdische Bevölkerung ab. 
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kann. Den Ausgangspunkt bildet die auch in der Türkeiforschung dominierende 
Auffassung, die Türkei sei ein laizistischer Staat. In scharfem Widerspruch hierzu 
steht die 1924 gegründete Religionsbehörde, die mit einem Monopol über die 
religiöse Praxis im Land ausgestattet ist, die sie im Anschluss an das osmanische 
Reich entlangeiner sunnitischen Tradition auslegt. Jede religiöse Organisierung 
außerhalb der Behörde wird unterdrückt, während die institutionelle Eigenstän- 
digkeit anderer Glaubensgruppen verboten ist. Obwohl daher vom Gegenteil des 
laizistischen Prinzips der Trennung von Staat und Kirche, nämlich einer Einheit 
von staatlicher und religiöser Institutionalisierung, ausgegangen werden muss, 
kann trotzdem von einer Aufwertung der Religion unter der AKP gesprochen 
werden. Sie rückt ins Zentrum der ofhiziellen Staatsideologie, während die reli- 
giösen Institutionen in den Mittelpunkt der Bevölkerungspolitik rücken. Eine 
von islamistisch-nationalistischen Intellektuellen entwickelte Programmatik 
der Erziehung von kämpferischen und stolzen Türken, die ihre angeblich durch 
Säkularismus verursachte Verweichlichung und Unterwürfigkeit gegenüber 
dem Westen überwinden sollen, steht Pate für das Ziel der Reproduktion einer 
kriegerischen Nation. 

Die Zielstrebigkeit und das Ausmaß der Sunnitisierungspolitik kommt in 
der Aufwertung der zentralen Institution für die Umsetzung dieser Politik 
zum Ausdruck. Die sunnitische Religionsbehörde (Diyanet Isleri Baskanlıgı) 
verwaltet mit 120.000 Angestellten alle 90.000 Moscheen des Landes und ist 
mit einem Budget ausgestattet (ca. 2,3 Mrd. $), das seit einer Dekade jedes Jahr 
überdurchschnittlich (ca. 20% pro Jahr) erhöht wird. Unter der AKP wurde 
der Aufgabenbereich der Behörde kontinuierlich erweitert, so dass von einem 
Funktionswandel gesprochen werden kann. Ihr obliegt nicht mehr nur die Kon- 
servierung der religiösen Dogmen, sie wird zunehmend zentrale Institution zur 
Umsetzung des islamischen Konservatismus. Die Behörde wird ermächtigt, das 
alltägliche Leben nach den Richtlinien eines „wahrhaft islamischen Lebens“ zu 
gestalten (Göker 2013b). 

In der Förderung der Kernfamilie als einzig legitime Form des Zusammenle- 
bens tritt der konservative Aspekt besonders deutlich hervor. Die Familie soll der 
Hort sein, in dem sunnitische Werte weitergegeben und vor allen Dingen viele 
Kinder gezeugt werden. Aufdiese Weise soll ein stetiges Bevölkerungswachstum 
erreicht werden, um den Nachschub an Arbeitskräften zu sichern. Der Beitrag 
von Frauen zum „Wachstum der Türkei“ wird in dieser Perspektive über die 
Funktion des Kinderkriegens und -hütens definiert. Die bevölkerungspoliti- 
schen Maßnahmen der AKP, die Initiativen zur Einschränkungvon Abtreibung 
sowie die Förderung der Familie mit vielen Kindern stellen den Versuch dar, 
die sozio-demographische Entwicklung aufzuhalten bzw. umzukehren. Lag die 
Geburtenrate im Jahr 2000 noch bei 2,38 Kindern pro Frau, waren es 2011 
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lediglich 2,02. Das Heiratsalter ist ebenso gestiegen wie die Scheidungsrate. 
Die durchschnittliche Größe der Kernfamilie schrumpft, während die Zahl von 
alleinerziehenden Eltern und Paarbeziehungen ohne Kinder zunimmt (Dogan 
2013). Organisierte Alternativen zu dieser Bevölkerungspolitik werden von der 
Regierung als Gefahr wahrgenommen, außerhalb der heterosexuellen Norm 
stehende Orientierungen werden als krankhaft bezeichnet und kriminalisiert. 
Sozialistische und feministische Kritik ebenso wie diejenige von LGBT-Or- 
ganisationen’ werden als Störfaktoren gegenüber einer aufstrebenden Nation 
wahrgenommen, die noch Großes vorhat. 


4. Perspektiven der Opposition 
4.1 Opposition vor „Gezi“ - Kulturkampf 


Die beschleunigte Strategie der Akkumulation durch Enteignung und die isla- 
misch-konservative Umgestaltung des gesellschaftlichen Zusammenlebens sind 
durch die Aussetzungdemokratischer Entscheidungsfindungsprozesse und einer 
kriegerischen Politik charakterisiert. Die AKP re-kodiert das alltägliche Leben 
und den gesellschaftlichen Raum mit islamisch-konservativen Werten und hat 
de facto alle gesellschaftlichen Kräfte, die sich diesem Diktat widersetzen, zu 
Feinden erklärt. 

In einer solch kriegerischen Strategie ist nur scheinbar Platz für demokratische 
Mittel der Kompromissfindung. Auch aufgrund ihrer jeweiligen politischen 
Prioritäten waren die Oppositionsparteien bislang nicht in der Lage, den Zent- 
ralisierungsprozess politischer Macht aufzuhalten. Die Parteiführung der CHP 
(Republikanische Volkspartei) leistet keine systematische Opposition gegen das 
neoliberale Entwicklungsmodell, das sie in seinen Grundzügen mitträgt, wie 
durch ihre Beteiligungan den Beschlüssen zu den vielen Stadterneuerungsprojek- 
ten deutlich wird. Die Partei trugauch die Verschärfung der Terrorbekämpfungs- 
gesetze mit, ebenso die repressive Strategie gegenüber der kurdischen Bewegung. 
Aus dem Umfeld der CHP wurden bis vor kurzem nationalistische Demonstra- 
tionen gepaart mit einem Atatürkkult organisiert, die lediglich bewirkt haben, 
dass eine fundierte Kritik an der schleichenden Islamisierung durch nationalis- 
tische Panikmache überdeckt werden konnte. Da die CHP die gesellschaftlichen 
Konfliktlinien ebenfalls über kulturelle Werte und Nationalismus konstruiert, 
stellt sie den komplementären Gegenpart zur AKP. Das Versprechen der AKP, 
materielle Teilhabe an der kapitalistischen Expansion klassenübergreifend zu 
organisieren, ist neben der Bezugnahme auf „osmanische Überlegenheit“ in 


5 LGBT steht für „Lesbian, Gay, Bi, Trans“. 


Der Juni-Aufstand in der Türkei 643 


einen Diskurs der Subalternität eingebettet. Demzufolge vertritt die AKP die 
„authentischen“ Interessen des Volkes (kodiert als religiös-konservativ, ländlich- 
traditionell, unter-privilegiert) gegenüber den „kemalistischen Eliten“ (kodiert 
als laizistisch, urban-modern, privilegiert) (vgl. Steckner 2012). Eine zentrale 
Voraussetzung für die Plausibilität dieses Diskurses ist die von KemalistInnen 
reproduzierte alltägliche Erniedrigung bestimmter Teile der Unterschichten, die 
sie als kulturell rückständigund ungebildet anschen. Trotz einer offensichtlichen 
sozialen Kluft zwischen den Unterschichten und der materiellen und intellek- 
tuellen Basis der AKP, die von einer gut situierten religiösen Mittelklasse und 
Bourgeoisie gebildet wird, gelingt es der Partei, die ideologische Anbindungteils 
über kulturelle Werte teils über die Konstruktion einer gemeinsamen Geschichte 
der Unterdrückung durch den Kemalismus aufrechtzuerhalten (Yıldırım 2009)°. 

Die kurdische Bewegung ist hingegen gespalten und oftmals paralysiert. Die 
unentschlossene Haltung der Bewegung während des Juni-Aufstands ist zum Teil 
mit der Teilnahme von KemalistInnen, die türkische Fahnen schwangen und 
nationalistische Lieder sangen, erklärbar. Sie resultierte jedoch auch aus einem 
Zwiespalt zwischen einer bürgerlich-nationalistischen Strömung der Bewegung, 
die auf eine Integration in den Machtblock hoftt und eine populistische Politik 
verfolgt, und einem sozialistisch-libertären Flügel, der eine Ermächtigung der 
Subalternen zu organisieren versucht. Die Regierung verfolgt gegen die kurdische 
Bewegungeine doppelte Strategie. Die repressive Eindämmung richtet sich zwar 
allgemein gegen Autonomiebestrebungen, primär jedoch gegen die Organisierung 
an der Basis und die sozialistisch-libertären Kräfte. Der teilweise ohnehin in der 
AKP organisierten kurdischen Bourgeoisie und der kurdischen Bevölkerungun- 
terbreitet die Partei das konstruktive Angebot, an der kapitalistischen Expansion 
teilzunehmen, sich im Rahmen der neu definierten Nation mit der Anerkennung 
„kultureller Eigenart“ zufriedenzugeben oder sich sogar unter dem Banner des 
Islam gemeinsam am Aufbau der „Großen Türkei“ gegen den Kemalismus zu 
beteiligen (vgl. Aktan 2012a; 2012b; Saragoglu 2011). Vor diesem Hintergrund 
blieb die Bewegung gegenüber der Monopolisierung der Staatsmacht lange indif- 
ferent. Bei der Haltung zu wichtigen Reformen dominierte die Auffassung des 
populistischen Flügels, der das Kriterium der Anerkennung kultureller Selbst- 
bestimmung vor das der basis-demokratischen und transparenten Organisation 
politischer Entscheidungsprozesse stellt”. 


6 Der Kemalismus hält zwar ebenfalls eine quer zu Klassenpositionen verlaufende An- 
bindung aufrecht, deren Wirkungskraft hat mit dem Übergang in den Neoliberalismus 
jedoch sukzessive abgenommen (vgl. Babacan/Gehring 2013). 

7  Diedritte oppositionelle Partei, die Nationalistische Aktionspartei MHP, agiert oftmals 
als Schwesterpartei der AKP, weshalb sie aus der Betrachtung ausgenommen wird. 


644 Errol Babacan 


Der Juni-Aufstand bestätigte die Ohnmacht der Opposition. Als die Regie- 
rung den Vorschlag unterbreitete, eine Volksbefragung über das Schicksal des 
Parks abzuhalten, waren viele Oppositionelle spontan für ein Kräftemessen an 
der Wahlurne bereit, obwohl das Wahlergebnis keinerlei Verbindlichkeit gehabt 
hätte, während die Regierungsich generellnichtan Gesetze und Gerichtsurteile 
gebunden fühlt. Von einer Waffengleichheit im demokratischen Wettbewerb 
kann angesichts der Repression und der Einschüchterung der Medien ohnehin 
keine Rede sein. Mit der Befragung wäre dieser antidemokratische Zustand, 
der dazu führte, dass die Bevölkerung die Verteidigung des Parks gegen dessen 
illegale Beseitigung selbst in die Hand nehmen musste, mit scheinbar demo- 
kratischen Mitteln wiederhergestellt und die Bewegung passiviert worden. 
Die Parkbesetzer verteidigten eine der wenigen öffentlichen Grünflächen im 
Stadtzentrum, die vielen zum Verschnaufen dient und deren Bäume Schatten 
in der heißen Jahreszeit spenden. Der Park ist einer der seltenen Orte, an dem 
verweilt werden kann, ohne konsumieren zu müssen. Viele Oppositionelle sig- 
nalisierten Zustimmung für eine Abstimmung, durch die die von der Besetzung 
aufgeworfene grundlegende Frage ignoriert wurde: inwieweit nämlich der von 
einem Teil der Bevölkerung genutzte öffentliche Park mittels eines Mehrheits- 
votums privatisiert werden darf und damit der demokratischen Nutzung und 
Entscheidung auf Dauer entzogen wird. 


4.2 Opposition nach „Gezi” - anti-kapitalistische 
Demokratiebewegung? 


Unzählige Vorläufer der Parkbesetzung (Baustellenbesetzungen, Widerstand 
gegen Räumung von Siedlungen und Stadtvierteln oder den Bau von Staudäm- 
men) hatten keine landesweite Dynamik und Kontinuität entfalten können. 
Etliche linke Gruppierungen und regierungskritische Gewerkschaftsmitglieder 
engagierten sich zwar in zahlreichen Kämpfen, hinsichtlich ihrer Mobilisie- 
rungsfähigkeit waren sie jedoch an einem historischen Tiefpunkt angelangt. Die 
Spaltung des politischen Feldes entlang kulturell, konfessionell und ethnisch 
bestimmter Trennlinien überlagerte die gesellschaftlichen Kämpfe. So wurde 
der Bau der dritten Brücke erst mit der Benennung nach dem Sultan zu einem 
breit diskutierten Thema, während das Ausmaß an ökologischer Zerstörung, 
Bauspekulation und Profitstreben nur von kleineren Kreisen problematisiert 
wurde. Der von der Regierung propagierte Moscheebau am Taksim-Platz oder 
die Unterstellung, die Protestierenden seien nur an dem Gezi-Park interessiert, 
weil er ein Wahrzeichen der kemalistischen Republik darstelle, waren typische 
Versuche, die Auseinandersetzungaufeinen Kampf zwischen kulturell bestimm- 
ten Gruppen zu lenken. 
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Der Aufstand markiert einen Einschnitt in diese Kulturkampfpraxis. Anders 
als bei den kemalistischen Massenprotesten 2007 wurden weder Parolen für 
den Erhalt des „Laizismus“ noch die Armee auf den Plan gerufen, obwohl die 
Regierung und die regierungsnahe Presse die Spaltungslinien zwischen „elitä- 
ren Laizisten“ und „unterdrückten Gläubigen“ mit allen Mitteln zu aktivieren 
versuchten®. Zwar barg die enorme Breite des Aufstands unterschiedliche und 
auseinanderlaufende Anliegen, darunter anfängliche Vorstöße kemalistischer 
Organisationen, den Aufstand mit nationalistischen Parolen zu vereinnahmen 
und kurdische Organisationen aus dem Protest auszuschließen. Nichtdestotrotz 
dominierte eine libertäre Dynamik, die in der gegenseitigen Sensibilisierung 
für Spaltungs- und Unterdrückungsmechanismen bestand, so die breite Ab- 
lehnung kemalistischer Praktiken und die von feministischen Gruppen einge- 
forderte kritische Reflektion patriarchaler Protestinhalte u.a. in sexistischen 
Schimpfwörtern. Die auf dem Platz praktizierte gegenseitige Anerkennung und 
Rücksichtnahme verschiedener Identitäten oder Gruppen, die bislang nicht mit- 
einander sondern neben- oder gegeneinander protestiert hatten (Laizisten gegen 
Muslime, Türken gegen Kurden etc.) sind zum Mittelpunkt vieler Analysen 
geworden. In diesem Rahmen wurde der Aufstand auch als kultureller Protest 
interpretiert, der verschiedene Gruppen gegen die „persönliche Herrschaft“ des 
Ministerpräsidenten Erdogan zusammenbrachte (Göle 2013). Dass Erdogan zu 
einer exponierten Zielscheibe des Protests wurde, macht ihn allerdings nicht zur 
Ursache der verfolgten Politik. Wie dargelegt, entspringt der Autoritarismus aus 
der Beschleunigung der kapitalistischen Akkumulation durch Enteignung und 
Entrechtung der subalternen Klassen auf dem Land und in den Städten und 
charakterisiert die herrschende Politik auf allen Ebenen. Der in einer Person 
symbolisierte Autoritarismus ist weit davon entfernt, eine individuelle Macke 
eines autoritären Charakters zu sein’. Letztlich verbleibt diese Interpretation 
im Deutungsrahmen des beschriebenen Kulturkampfs, ebenso wie die populäre 
Auffassung, wonach der Aufstand eine Bewegungder Mittelschichten zur Vertei- 
digung ihrer „modernen“ (oder sogar privilegierten) Lebensweise gegenüber der 
„traditionellen“ AKP darstellt (bspw. Bohn/Bayrasli 2013; Der Spiegel 2013). Die 
Abwesenheit arbeiterklassenspezifischer Forderungen und die Akzentuierung 


8 Sowird den vor einem Gaseinsatz der Polizei in einer Moschee Schutz suchenden Protes- 
tierenden unterstellt, sie hätten in der Moschee Alkohol getrunken und uriniert. Diese 
Darstellung wurde von Angestellten der Moschee als unwahr zurückgewiesen, was zu 
ihrer Zwangsversetzung führte. 

9 Die Personalisierung eines strukturellen Problems bereitet den Boden für oberflächliche 
„Problemlösungen“ wie den Austausch von Erdogan durch den vermeintlich moderaten 
Staatspräsidenten Gül. 
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eines bestimmten Profils der Protestierenden, die gut ausgebildet und jung sind, 
moderne Kommunikationsmittel benutzen und sich kreativer Ausdrucksmittel 
bedienen, bildet die empirische Grundlage dieser Interpretation. Dieser Konfron- 
tation einer „modernen“ Mittelschicht mit der „traditionellen“ AKP widerspricht 
allerdings, dass die soziale und intellektuelle Basis als auch die Führung der 
AKP auseiner urbanen Mittelklasse und Bourgeoisie besteht, deren Lebensweise 
(Bildungsstand, Wohnform, Nutzungsgrad technologischer Mittel etc.) nicht 
weniger „modern“ ist. Daneben haben etliche Autoren darauf hingewiesen, dass 
sich die sog. Mittelschicht in der Türkei zu großen Teilen aus einer proletarisierten 
petite bourgeoisie zusammensetzt (Bürkev 2013). Unter den Protestierenden seien 
Beschäftigte aus dem Dienstleistungsscktor, Scheinselbständige, StudentInnen 
und SchülerInnen in der Mehrzahl gewesen, die der (zukünftigen) Klasse der 
Werktätigen angehörten (Coskun 2013). Aus vielen Einzelberichten geht hin- 
gegen hervor, dass das Profil der Protestierenden keinesfalls einheitlich war, auf 
den Barrikaden sowie in anderen Stadtvierteln und Städten Angehörige der 
Unterschichten, insbesondere aus der mehrfach unterdrückten kurdischen und 
alevitischen Bevölkerung, aktiv beteiligt waren. 

Doch unabhängig vom sozialen Status oder Profil der Protestierenden klam- 
mert die Mittelschichtenthese den gemeinsamen Anstoß und nicht zuletzt die 
kommunalistische Praxis auf dem Platz aus. Der Anstoß bestand nicht in einem 
Streit um kulturelle und identitäre Differenzen oder sogar Privilegien. Viel- 
mehr bestand die von einem breiten Bündnis aus Berufskammern, kleineren 
linken politischen Zusammenschlüssen und Aktivistennetzwerken sowie Ge- 
werkschaften getragene primäre Forderung in der Erhaltung eines öffentlichen 
Parks, der von allen (klassenübergreifend) genutzt werden kann, während die 
Privatisierung nur denjenigen dient, die über die notwendige Kaufkraft verfügen. 
Dass Kritik an Religion und Patriarchat zumindest von einem signifikanten Teil 
der Protestierenden nicht als die Verteidigung einer „modernen“ Lebensweise 
gegen „rückständig-traditionelle“ Praktiken begriffen wurde, sondern als Ab- 
wehr des Diktats einer bestimmten kapitalistischen Moderne, die sich religiös 
und konservativ reproduziert, darauf verweist auch der Slogan „Shoppen, Beten, 
Kinderkriegen“, der die islamisch-konservativen Leitlinien für die konforme 
Bevölkerung, die sich widerspruchslos in die kapitalistische Expansionspolitik 
einreiht, parodierte (vgl. Dogan 2013). Schließlich verleiht die kommunalistische 
Praxis aufdem Platz dem Aufstand in Verbindung mit dem libertären Aspekt viel 
eher den Charakter einer Bewegung der subalternen Klassen (vgl. Arslan 2013). 
Die Sensibilisierung für den gemeinsam genutzten Raum (gemeinsame Aufräum- 
arbeiten, Erkundung seiner Geschichte u.v.m.) und seine Entkommerzialisierung 
(freie Lebensmittelversorgung, Aufbau einer frei zugänglichen Infrastruktur etc.) 
richteten sich unmittelbar gegen die kapitalistische Einhegung und Privatisierung 
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und drückten das Verlangen nach einem Zusammenleben frei von Verwertungs- 
zwängen und Klassengrenzen aus (vgl. Hammond/Angell 2013; Tugal 2013). Die 
basis-demokratischen Entscheidungsmechanismen aufdem Platz, die Ablehnung 
gegenüber zentralistischen Repräsentationsstrukturen, die damit verbundene 
Forderung nach der Verlangsamungvon Entscheidungsprozessen sind Praktiken, 
die die Beteiligung möglichst Vieler an demokratischen Prozessen ermöglichen 
sollen und mit der passivierenden Praxis der Delegation von Interessenvertretung 
brechen. Die Verlangsamung von Entscheidungsprozessen bestärkt potentiell die 
subalternen Klassen gegen die beschleunigte Akkumulation durch Enteignung. 


4.3 Krise der neoliberalen Hegemonie? „Auf jeden Fall dran bleiben” 


Die Verwertung des Kapitals ist im Gezi-Park gegen „ein paar Bäume“ geknallt. 
Von der Besetzung ausgehend wurde argumentiert, dass dem Aufstand eine anti- 
kapitalistische Stoßrichtung innewohnte, die sich mit der spontanen Bildungder 
„Gezi-Kommune“ mit kommunalistischen und libertären Praktiken verband. 
Die Parkbesetzung richtete sich gegen ein Privatisierungs- und Kommodifizie- 
rungsprojekt, das im gesamten Land vorangetrieben wird und von dem weit mehr 
Menschen betroffen sind als auf die Straßen gingen. Einige Autoren haben den 
Aufstand vor diesem Hintergrund bereits als Auftakt einer Krise der neolibera- 
len Hegemonie interpretiert (Dogan 2013). Doch obwohl der ökologische und 
soziale Preis und die materiellen Risiken für Viele sehr hoch sind, ist bisher nicht 
erkennbar, dass der gesellschaftliche Konsens für die kapitalistische Expansion 
gänzlich zerbröckelt. Die prekarisierten und informalisierten Arbeitsverhältnisse 
der werktätigen Bevölkerung sind nur am Rande Gegenstand von Kritik gewor- 
den, ebenso wenig die Räumung von Stadtvierteln der städtischen Armen und 
Siedlungen der ländlichen Bevölkerung. Die organisierten anti-kapitalistischen 
Muslime, die viel Aufmerksamkeit erfahren haben, formulieren zwar eine hör- 
bare islamisch begründete Kritik gegen zügellose Bereicherung, Daraus ergibt 
sich aber noch keine Auflösung des islamischen Konservatismus. Sie stellen eine 
Minderheit in der überwältigenden Mehrheit islamistischer Akteure dar, die 
den kapitalistischen Verwertungsprozess als nationalistisch-religiösen Auftrag 
legitimieren. 

Es erscheint daher zu eindeutig, von einer Krise der neoliberalen Hegemonie 
zu sprechen. Plausibler erscheint, dass mit dem Aufstand neue Optionen ent- 
standen sind, viele kleine Krisen zu organisieren, die zugleich eine schrittweise 
Selbstermächtigung der Subalternen ermöglichen. Die Erfahrungen von „Gezi“, 
die kollektive Wiederaneignung eines öffentlichen Raums und die gemeinsamen 
Lernprozesse, haben Vielen neue Optionen und Räume politischen Wirkens 
eröffnet. Die polizeiliche Niederschlagung und die anschließenden Verhaftungen 
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konnten nicht verhindern, dass in regelmäßigen öffentlichen Versammlungen in 
vielen Stadtparks, hauptsächlich, aber nicht nur in Istanbul, debattiert wird, wie 
die Praxis des Widerstands gegen den neoliberalen Angriff weitergeführt werden 
soll. Während die Bildung von Zusammenschlüssen zwischen den zahlreichen 
linken Gruppierungen im Land bisher kaum über kurzfristige Wahlbündnisse 
hinausging, ist mit „Gezi“ ein praktisches Bündnis entstanden, das weit über 
die organisierten politischen Kreise hinausreichte. Dass der Aufstand nicht von 
einer starken Partei oder Organisation dominiert wurde, scheint die Beteiligung 
vieler Organisierter und Unorganisierter erleichtert oder sogar erst ermöglicht 
zu haben. Die Parkforen erhalten diese Offenheit und das Potential zum Auf- 
bau eines Netzwerks an der gesellschaftlichen Basis. Sie bieten eine Anlaufstelle 
für die Organisierung einer kollektiven Stadtteilkultur (Anlegen gemeinsamer 
Gärten, Obdach für Straßentiere u.v.m.), die schr basale und praktische Ver- 
netzungen schaftt. Die Foren organisieren sich basis-demokratisch, aus ihnen 
gehen neue Initiativen gegen lokale Gentrifizierungsprojekte und den Vormarsch 
des Islamisierungsprojekts in Schulen und anderen Institutionen hervor. Sie 
ermöglichen die Fortführung eines Austauschs über verhärtete Spaltungs- und 
Unterdrückungsmechanismen hinaus und bieten verschiedenen Gruppen eine 
Plattform, ihre Anliegen breiter zu thematisieren als dies bisher möglich war. 
Wenn sich diese Dynamik hält und weiter entwickelt, aus den Stadtteilinitiativen 
möglicherweise Stadtteilräte erwachsen, die sich untereinander vernetzen und 
sich sogar mit den Dörfern solidarisieren, könnte eine wirkmächtige politische 
Praxis gegen den neoliberalen Autoritarismus entstehen, womit auch den von 
verschiedenen Seiten vorgebrachten Versuchen, den Unmut auf die Gegner- 
schaft zur AKP oder zu Erdogan zu minimieren und den Protest in kulturelle 
Bahnen zu lenken, widerstanden würde. Verstetigt sich daneben die Tendenz zur 
Zurückdrängung des kemalistisch-türkistischen Nationalismus, werden es auch 
die sozialistisch-libertären Kräfte in der kurdischen Bewegung leichter haben, 
eine für die kurdische Bevölkerung glaubwürdige Perspektive zu formulieren, 
die nicht aus der Integration in den Machtblock besteht. 

Wenn der zügellosen Zerstörung ökologischer Grundlagen Einhalt geboten 
und die inneren Zwänge einer Politik überwunden werden sollen, durch die 
soziale Reproduktionszusammenhänge ländlicher wie städtischer Bevölkerungs- 
gruppen permanent umgewälzt werden, wird eine breit praktizierte Alternative 
notwendig, die einen Ausweg aus der Spirale von kapitalistischer Expansion und 
Verschuldung bietet. Die aufgetürmten Schuldenberge der Unternehmen und die 
kolossalen Investitionssummen, die in der Türkei angelegt sind, machen deutlich, 
welche Entwicklungsziele die Regierungspolitik dominieren und wie massiv der 
Machtblock aufgestellt ist. Auf einem Parkforum, bei dem Aktionen gegen die 
Privatisierung einer Promenade diskutiert wurden, formulierte ein Redner den 
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bevorstehenden Weg wie folgt: „Wir müssen dem Investor klar machen, dass er 
gegen den Willen der Viertelbewohner handelt. Es ist für einen Investor keine 
einfache Sache, an einem Projekt festzuhalten, das nicht populär ist. Wenn wir 


ihn zum Rückzug zwingen, müssen die Behörden schen, ob sie einen anderen 


finden. Dann haben sie ein Problem. Wir müssen aufjeden Fall dran bleiben.“' 
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